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EDITORIAL 


LA ALEGRIA YA VIENE 
DE MORTUIS NIL NISI BENE 


Seit fünfzehn Jahren hat die Redaktion dieser Zeit- 
schrift darauf gewartet, dafür gearbeitet, sich darauf 
gefreut, daß die Mehrheit der Chileninnen und Chilenen 
eines Tages Gelegenheit bekäme, dem Diktator Pinochet 
deutlich zu sagen, daß er sich zum Teufel scheren soll. 
Am 5. Oktober 1988 ist es nun endlich geschehen. 

"ıLa alegria ya viene!" war das Motto, unter dem die 
Kampagne für das No beim Plebiszit gestanden hat: "Die 
Freude ist schon unterwegs!" Und die Opposition war 
sich - anders als manche Kleinmütigen hier - sicher, 
daß sie die Mehrheit darstellt und daß sie auch in der 
Lage wäre, die Anerkennung des Abstimmungsergebnisses 
durchzusetzen. 

Leider ist damit der Diktator noch nicht da, wo er hin- 
gehört. Er will sogar nach seiner Niederlage noch 17 
Monate und 6 Tage weiterregieren, als ob nichts gewesen 
wäre. Und die Militärs interpretieren jetzt das Plebis- 
zit auch noch als ihren Sieg, weil dadurch ihre - im 
Kern durch und durch antidemokratische - Verfassung le- 
gitimiert worden sei. Was die Beibehaltung dieser Ver- 
fassung auf Dauer bedeuten würde, darüber erfahren wir 
allerhand in diesem Heft. 

Die Militärs haben natürlich verloren; aber das heißt 
noch nicht, daß sie besiegt sind. Von der Stärke und 
Einigkeit der Opposition hängt es jetzt ab, ob nicht 
nur der Diktator, sondern auch diese Verfassung mög- 
lichst bald beseitigt werden kann. Leider ist zu be- 
fürchten, daß die vielen Parteien der Opposition über 
den einzuschlagenden Weg ins Streiten geraten und dabei 
eifersüchtig auf die Wahlen schielen, die die Diktatur 
für Ende 1989 anberaumt hat. 

De mortuis nil nisi bene! Als guter Altphilologe wußte 
Franz Josef Strauß, wie dieser Satz gemeint und zu 
übersetzen ist. Von den Toten soll nur in guter Weise 
gesprochen werden, aber selbstverständlich darf über 
ihre schlechten Taten berichtet werden. Wo kämen wir 
sonst hin? Zu den schlechten Taten von Strauß gehörte 
seine aktive Freundschaft zu Augusto Pinochet. Der: Tod 
war gnädig mit ihm. Er holte ihn, als der Diktator in 
Santiago unabkömmlich war. Sonst hätten wir den wohl- 
möglich auch noch beim Pompbegräbnis in München erlebt. 
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ANTI-IWF-KAMPAGNE 


Die Bewegung wird beweglich 


Donnerstag, 29. September, 199°: Stoßstange an Stoßstange stehen 
die Polizei-Wannen, Gitterabsperrungen sind aufgebaut, die Kameras 
postiert, Wasserwerfer im Anschlag, Panzerfahrzeuge gleich dut- 
zendweise, das Polizei-Aufgebot stellt alles an den Tagen zuvor 
gesehene in den Schatten, der Platz vor der West-Berliner Urania, 
Endpunkt der Abschlußdemonstration gegen den IWF, ist als perfek- 


ter Polizeikessel .hermetisch abgeriegelt, die Spitze des rund 


3.000 Leute starken Demonstrationszugs ist an der letzten Ecke vor 
der Urania angelangt, rund 200 Meter trennen Polizei und Anti-IWF- 
Kampagne noch von dem final showdown, der Großen Konfrontation, 
die bislang nicht stattgefunden hat, nicht am Sonntag bei der 
Groß-Demo der 80.000 TLeutegegen IWF & Weltbank, und nicht. bei den 
folgenden "Aktionstagen", den vielen Aktionen und Demonstrationen 
vor Siemens, Schering, der Ausländerpolizei, den Kaufhäusern, und 
und und, vier Tage lang, und auch nicht an den Abenden des Bürger- 
Bejubeln-Banker und des Trommelns-gegen-den-IWF mitten im Zentrum 
von West-Berlin, gegen die die Polizei zwar vorging, und auch 
hart, aber immer wenn sie an einer Stelle eine "unerlaubte Ver- 
sammlung" auflöste, bildete sich ein paar Meter weiter eine lär- 
mende. neue, wenn sie ein Stück Ku'Damm freigeräumt hatte, wurde 
der Verkehr eine Kreuzung weiter lahmgelegt, war der Anti-IWF- 
Protest mit seiner Beweglichkeit und Originalität und seinem Lärm 
und seinen vielen Menschen für Viele weitaus vermittelbarer als 
das überdimensionierte Polizei-Aufgebot und die wahllosen Festnah- 
men, und zur Großen Konfrontation, einer Straßenschlacht mit flie- 


genden Steinen und brennenden Autos als Rechtfertigung dafür kam's' 


ja nicht, und nun, am Donnerstag, am Ende der von den Autonomen 
organisierten, aber dann doch viel breiter gewordenen "internatio- 
nalistischen" Demo sollte sie also stattfinden, die Letzte 
Schlacht, der Poölizeikessel schon vorab perfekt, Stoßstange an 
Stoßstange, und dann schlägt die Nachricht in den Polizeikessel 
ein wie eine Bombe: Die Demonstration hat sich, 200 Meter vor und 
angesichts des auf sie wartenden Kessels - selbst aufgelöst!, 
selbst aufgelöst, und auf die letzten 200 Meter Demonstrations- 
recht verzichtet, den präparierten Showdown ins Leere laufen las- 
sen, selbst aufgelöst, und die Polizisten fluchen und warten auf 
Befehle, und der die geben soll, weiß wohl nicht recht, welche 
nun, "Die schwierigste Aufgabe der Polizei nach dem Zweiten Welt- 
krieg" endet mit einem Griff ins Leere, dabei war das früher ganz 
anders gewesen, die Arbeiterbewegung stürmte vorwärts, vorwärts, 
Auf zum Letzten Gefecht!, vor 10 Jahren ließ sich die Linke von 
TonSteineScherben immer munter in die Niederlagen singen, "denn 
jede Schlacht, die wir verlieren, bedeutet unsern nächsten Sieg" 
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doch wer mag noch an das Letzte Gefecht, an das Grande Finale der 
Weltrevolutione glauben, und auf verlorene Schlachten, Niederla- 
gen, Knast, Verletzte, Helden, Tote, Märtyrer, Niederlagen sind 
wir nicht mehr scharf, so wurde scheint's von asiatischen Kampf - 
sportarten gelernt: Die Wucht des physisch überlegenen Gegners ins 
Leere gehen lassen und sie in die eigene Aktion aufnehmen, seine 
Wucht gegen ihn selbst wenden, für die Berliner Anti-IWF-Kampagne 
hieß dies: West-Berlin in einen Ausnahmezustand versetzen, einen 
Ausnahmezustand, der dem Treffen von IWF & Weltbank angemessen 
ist, dem Zustand der Weltwirtschaft angemessen ist, so wie der 
militärische High-Security-Bauzaun um Wackersdorf ein adäquates 
Abbild der Technologie gibt, die er verstecken soll, und diesen 
angemessenen Ausnahmezustand herzustellen, dazu haben die 11.000 
Polizisten einen entschiedenen Beitrag geleistet, hat die Polizei 
ordentlich Chaos in der City gestiftet und oftmals mustergültige 


Blockade-Aktionen durchgeführt und Journalisten der internationa- 
len Agenturen und der bürgerlichen Presse geknüppelt und eingekes- 
selt und: geweckt!, wurde die Polizei zu einem der hervorragend- 
sten Instrumente der Kampagne gegen den IWF, je stärker sie auf- 
trat, desto stärker schlug sie auf sich selbst zurück, die Wucht 
des physisch überlegenen Gegners ins Leere gehen zu lassen hatte 
bereits einige Wochen zuvor eine spektakuläre Vorführung erlebt 
beim fotogenen Mauer-Sprung 'rüber nach Ost-Berlin, der den Beset- 
zern des autobahnbedrohten Kubat-Dreiecks einen ruhmreichen Rück- 
zug und das breite Grinsen der Welt-Presse sicherte, die Aktions- 
tage gegen den IWF nun waren eine schon ausgereifte Leistung die- 
ses Zuletzt-am-Besten-Lachens, die Selbstauflösung der internatio- 
nalistischen Demo als Höhepunkt und Abschluß der Aktionstage, das 
letzte dem-Gefecht-aus-dem-Weg-gehen, schon hohe Kunst einer Neuen 
Beweglichkeit, einer "Synthese auf höherem Niveau" von Spaß-Gueri- 
lla, Greenpeace-Aktionen und traditioneller Massenmobilisierung, 
einer ausbaufähigen Neuen Beweglichkeit, die der Linken und den 
Bewegungen Perspektiven für zukunftsträchtige Formen politischen 
Agierens jenseits von Letzter Schlacht, durchprofessionalisierter 
PR-Abteilung und abstrusem Attentat bietet 


bert hoffmann 
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Auf der Anklagebank: Der Erde Gott, das Geld 


Eduardo Galeano vor dem Lelio-Basso-Tribunal in Berlin 


Zeitgleich mit der Jahresversammlung von IWF und Weltbank tagte in 
West-Berlin das Permanent-Peoples-Tribunal der Lelio-Basso-Stiftung 
unter Beteiligung namhafter Persönlichkeiten. Aus Lateinamerika wa- 
ren der argentinische Friedensnobelpreisträger Adolfo Perez Esqui- 
vel und der uruguayische Schriftsteller Eduardo Galeano angereist. 
Unmittelbar vor der Urteilsverkündung faßte Galeano seine Eindrücke 
von der dreieinhalbtägigen Anhörung in der ihm eigenen anschauli- 
chen Sprache zusanmen. Anstelle eines eigenen Berichtes über das 
Lelio-Basso-Tribunal 1988 drucken wir hier seine Rede ab. 


Zuallererst möchte ich der Bevölkerung in Berlin meine Hochachtung 
aussprechen. Inmitten der postmodernen Ara der Ernüchterung, des 


abgeklärten Zeitgeistes, des Sich-Heraushaltens hat der Protest in 


Berlin, der pausenlose jugendliche Protest, der Welt ein Beispiel 
von Würde gegeben. Ich spreche von jugendlichem Protest, weil ich 
jeden für jung halte, der seine Fähigkeit zur Entrüstung lebendig 
erhält. Und die andauernden und massiven Kundgebungen auf den Stra- 
ßen von Berlin haben Empörung zum Ausdruck gebracht, Empörung der 
Jugend, der Bevölkerung gegen die Banker und Technokraten, die die- 
se Kulturstadt zur Hauptstadt des Geldes machen wollten. 


Die Banker und die internationalen Funktionäre, die der Beruhigung 
ihres Gewissens frönen, indem sie über Neutralität reden, sind an 
derartige Begrüßungen nicht gewöhnt. Sie sind an die Lobhudeleien, 
an das eintönige Gerede der Bettler mit Schlips und Kragen gewöhnt, 
die an ihre Türen klopfen. Im Unterschied dazu ertönten in Berlin 
die Protesttromneln. Weltwährungsfond und Weltbank haben hier ihre 
Tagung nicht unangetastet abhalten können, und ihre Versammlung war 
keineswegs die einzige. Auf der einen. Seite haben sich Vertreter 
der beiden wichtigsten Erpressungsinstrumente eines Systems getrof- 
fen, das die große Mehrheit der Menschen zu bloßen Ameisen macht. 
Andererseits haben sich ihre Opfer zusammengefunden, sie kamen aus 
allen Teilen dieser Welt, um als Zeugen auszusagen,. Für die Opfer 
gilt: Je mehr sie zahlen, desto höher sind sie verschuldet. Je mehr 
sie bekommen, desto weniger haben sie. Je mehr Sie verkaufen, desto 
weniger nehmen sie ein. Sie müssen immer länger arbeiten, um immer 
weniger zu verdienen. Sie brauchen immer mehr eigene Produkte, um 
dafür immer weniger fremde zu bekommen. Die Opfer sind hier in die- 
sem Hörsaal vor unserem Tribunal zusammengetreten. 


Eine seelenlose Großmutter 


Bischof Eamonn Casey berichtete uns, daß die gegenwärtige Finanz- 
krise in Irland die Armen immer ärmer macht und zu Streichungen im 
öffentlichen Gesundheits- und Erziehungswesen sowie bei den Sozial- 
leistungen führt. Andrea Szegö von der Ungarischen Akademie der 


rn 
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Wissenschaften sagte uns, die Länder Osteuropas seien keineswegs 
gegen die Schuldenfalle gefeit. Sie machte uns auf die Gefahr einer 
politischen Destabilisierung im Osten aufmerksam und sprach von der 
Möglichkeit eines im Käfig des IWF "gefangenen Sozialismus", 


Aber gerade die unterentwickelten Länder, die in der Geschichte von 
der Entwicklung der entwickelten Länder überrollt wurden, sind zur 
Schuldensklaverei verurteilt. Dort wacht und befiehlt die interna- 
tionale Finanzpolizei: Gewöhnlich setzt sie die Höhe der Löhne und 
der öffentlichen Ausgaben fest, sie bestimmt über Investitionen und 
Fehlinvestitionen, Zinsen, Zollauflagen, Inlandssteuern und alles 
andere mit Ausnahme des Sonnenaufgangs und der Regenhäufigkeit. 


Drogenhändler verkaufen den Stoff, aber sie nehmen ihn nicht. Die 
reichen Länder, die den armen den freien Markt aufdrücken, üben den 
strengsten Protektionismus aus. 
Die USA sind das am höchsten ver- 
schuldete Land der Erde, Ihre Au- 
ßenverschuldung kommt fast an die 
ganz Lateinamerikas heran. Aber 
bei sich selber wenden sie das 
Rezept des IWF nicht an, und zwar 
aus dem einfachen Grund, daß der 
IWF - wie auch die Weltbank - ih- 
nen gehört: Auf die USA entfallen 
20% der Stimmen, das kommt einem 
Vetorecht gleich. Und ebenso gibt 
es, wie ein alter und treffender 
Witz sagt, in den USA auch keine 
Militärputsche, denn da gibt es 
ja keine US-Botschaft. 


Das Kriegsfieber von Präsident 
Reagan hat dort viele Menschen 
ärmer gemacht, aber eine Fabrik- 
arbeiterin in Chicago verdient 
noch immer mehr in einer Stunde 
als eine Köchin in Lima im Monat. Was würde passieren, wenn der IWF 
die Empfehlung ausspricht, den Gürtel enger zu schnallen? Andre 
Gunder Frank gab die Antwort: "Der US-Kongreß würde diesen unakzep- 
tablen Verstoß gegen die Souveränität lautstark zurückweisen." 


Eduardo Galeano 


"Die Auslandsverschuldung ist eine Frage der Souveränität", sagte 
uns der philippinische Wirtschaftsfachmann Manuel Montes, als er 
von einem Land sprach, das rund die Hälfte seiner Exporterlöse da- 
für aufwendet, die Zinsen für das Vermögen zu zahlen, mit dem der 
Diktator Marcos abgehauen ist. j 


Die demokratische Regierung in Argentinien, die eine unter der Mi- 
litärdiktatur auf das Sechsfache angewachsene Verschuldung überneh- 
men mußte, redet erst mit dem IWF über den Staatshaushalt, bevor er 
in Buenos Aires verabschiedet wird. Alfredo Calcagno prangerte da- 
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rüber hinaus an, daß Argentinien in den letzten Kreditabkommen aus- 
drücklich auf seine Unantastbarkeit als souveräner Staat verzichtet 
hat, Wucherzinsen hinnimmt und jährlich 700 Millionen Dollar an 
Steuereinnahmen verschenkt. Vor dem Tribunal in Berlin fragte sich 
Calcagno, wie lange die arglose Erendira ihrer seelenlosen Großmut- 
ter wohl noch gehorchen werde. 


Freiheit des Geldes 


"Uns wird beigebracht, daß wir nicht Herr über unser Schicksal sein 
können", erklärte uns David Abdullah, ein Gewerkschafter aus Trini- 
dad und Tobago: "So können die reichen Länder in Ruhe ihre Krise 
exportieren und ihre Modernisierung finanzieren. Die Außenverschul- 
dung finanziert die zweite industrielle Revolution des Westens." 


Togba Nah Tipotehwar Minister in Liberia und Vorsitzender der afri- 
kanischen Gruppe von Regierungschefs beim IWF und bei der Weltbank. 
"Es ist der neue Kolonialismus", sagte er. "Worin besteht seine Po- 
litik in meiner Heimat? Darin, daß die Produktionskosten der multi- 
nationalen Unternehmen gesenkt und ihre Gewinne gesteigert werden." 
Der ehemalige Planungsminister aus Tansania, Abdulrahman RBabu, er- 
läuterte, daß diese Politik Verbrechen einschließt, "die schlimmer 
sind als die des Kolonialismus". Die Fachleute seines Landes schät- 
zen den Beitrag, den Afrika auf verschiedenen Wegen zum Wohlergehen 
des Westens leistet, auf nicht weniger als 100 Mio Dollar pro Tag. 


In Perü ist die Herausforderung von Präsident Garcia nicht über die 
rhetorische Ebene hinausgekommen, heute wendet er die verheerende 
Stabilisierungsstrategie des IWF an. Javier Müjica, der Berater der 
peruanischen Gewerkschaften, war der Auffassung, gegen die interna- 
len Finanzorganisationen müßte die Völkerrechtsbestimmung Anwendung 
finden, die den Tatbestand des Völkermords festlegt und verurteilt. 


Alle bezahlen, was wenige ausgeben.Für wenige das Fest, für alle 
übrigen die Scherben. Die Gewinne werden privatisiert, die Pleiten 
vergesellschaftdt. Das Volk finanziert die Repression, der es aus- 
gesetzt ist, und die Verschwendung, von der es verraten wird. Die 
ausländischen Darlehen verwandeln sich in die Außenverschuldung der 
Länder und in das flüchtige Kapital der Herren dieser Länder - bei- 
spielsweise der lateinamerikanischen Millionäre, deren Verschwen- 
dungssucht bei den arabischen Ölscheichs unheilbare Minderwertig- 
keitsgefühle verursacht, oder der Diktatoren der jeweiligen Länder. 


Die internationalen Banken sorgen sich um die Freiheit des Geldes, 
nicht um die Freiheit der Menschen. Wenn sie auf General Pinochet 
zu sprechen kommt, fällt es der Financial Times schwer, ihre Begei- 
sterung zu verbergen. Die Menschenrechtscharta wird demnächst vier- 
zig Jahre alt, und man täte gut daran, an all diejenigen zu erin- 
nern, welche die Generäle, die durch gewaltsame Lohnkürzungen die 
Produktionskosten senken, für die Staatsstreiche mit einem großzü- 
gigen Dollarregen belohnen. Die Militärdiktaturen in Argentinien, 
Chile und Uruguay erhielten zahlreiche Liebeserklärungen und umfas- 
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sende Kredite, und dadurch vergrößerten sie die Auslandsverschul- 
dung ihrer jeweiligen Länder. Die Außenschuld Brasiliens kletterte 
in den Jahren der Militärdiktatur auf das Dreißigfache. Weltbank 
und Weltwährungsfonds lobten in den höchsten Tönen "die vorbildli- 
che Politik” des gefräßigen Marcos auf den Philippinen. In Zaire 
hat Mobutu so viel bekommen, wie er haben wollte, und so viel in 
die eigene Tasche gesteckt, wie er. bekam. Während Bomben auf das 
nicaraguanische Volk niedergingen, flossen wenige Tage vor seiner 
Flucht immer noch IWF-Gelder in die Hände von Somoza. Das ausge- 
blutete Land mußte danach diese Abschiedsgeschenke und die vielen 
Kredite übernehmen, die Somoza gewährt wurden, damit er Krieg gegen 
sein Land führen und den Rest in die eigene Tasche stecken konnte. 


Demgegenüber bekommt Nicaragua heute keinen Pfennig. Für die inter- 
nationale Finanzwelt ist es jetzt zu einem Paria-Land geworden. Der 
Botschafter Carlos Argüello hat uns einen entlarvenden Brief vorge- 
lesen. Am 30. Januar 1985 befahl George Schultz aus den USA dem me- 
xikanischen Präsidenten der Interamerikanischen Entwicklungsbank, 
einen bereits bewilligten Kredit an Nicaragua zu streichen. Dieser 
Kredit wurde nicht ausgezahlt. 


Den Regierungen der Dritten Welt,die die Wirklichkeit lieber verän- 
dern als verwalten wollen, werden die Taschen zugehalten. Es sei 
nur an jenen Satz von Henry Kissinger aus der Zeit von Salvador 
Allende erinnert: "Wir werden dafür sorgen, daß die chilenische 
Wirtschaft vor Schmerzen brüllt." 


Der Fetischismus der vielen kleinen Zahlen 


Über die Darlehen setzen die Technokraten ein Entwicklungsmodell 
durch, das nichts mit den realen Bedürfnissen der einzelnen Länder 
zu tun hat, den künstlichen Konsum steigert und eine importierte 
Lebensart fördert, die natürlichen Ressourcen vergeudet, das Geld 
vergöttert sowie die Menschen und die Erde verachtet. Es sprach 
Vandana Shiva, und aus ihrem Mund sprach Indien: "Der Internationa- 
le Währungsfonds, die Weltbank und ihr Entwicklungsmodell haben 
meine Unversehrtheit zerstört. Sie haben Entwicklung zu einem hei- 
ligen Wort gemacht, aber im Namen der Entwicklung Naturkreisläufe 
und -gesetze vergewaltigt, sie haben Wälder abgeholzt und Wüsten 
geschaffen, sie haben meinen Boden, mein Wasser, meine Luft vergif- 
tet. Die Medizin von Bretton Woods ist dabei, Indien umzubringen.”. 


Die Exportförderungsprojekte in Brasilien, die direkt von diesen 
Institutionen finanziert werden oder von ihnen grünes Licht bekom- 
men haben, reißen den Regenwald Amazoniens nieder und vernichten 
die dort lebende Urbevölkerung. Wie uns Pater Angelo Pansa berich- 
tete, der in diesem Gebiet lebt, haben die großen transnationalen 
Unternehmen im vergangenen Jahr einen Raum angegriffen, der so groß 
ist wie die Bundesrepublik Deutschland. Ein ganz ähnliches Zeugnis 
bot uns Ana Maria Fernändez über Paraguay: "Die Weltbank finanziert 
Entwicklungsprojekte, die einen Völkermord an den indianischen Ge- 
meinden bedeuten..." 
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Nach herrschender Auffassung ist Entwicklung gleich Export, genauso 
wie Kultur gleich Import ist. Von Außen, aus den großen Zentren der 
Metropolen, kommen für teures Geld die Ideen und Symbole, die Anse- 
hen und Macht verleihen, während auf dem Weltmarkt billige Produkte 
und billige Arbeitskräfte verkauft werden. Der Afrikaner Abdulrah- 
man Babu berichtete uns, daß Äthiopien, wo eine Million Menschen 
verhungert sind, Fleisch nach England verkauft. Der Wirtschaftswis- 
senschaftler Aloysi.o Mercadante hat beobachtet, daß Brasilien der 
zweitgrößte Nahrungsmittelexporteur der Welt ist; aber zwei Drittel 
der Brasilianer sind unterernährt. Die Entwicklung, die Entwicklung 
nach außen, verleugnet ihre schrecklichen Widersprüche in den ab- 
strakten Schemata und im Fetischismus der vielen kleinen Zahlen. 
Davison Budhoo, der seine hohe Stellung beim IWF aufgegeben hat, 
lenkte unsere Aufmerksamkeit auf die Gefahren der Verabsolutierung 
bestimter ökonomischer Daten wie des Bruttosozialproduktes: Das 
Bruttosozialprodukt pro Kopf ist in Nigeria viermal höher als in 
Tansania, aber Tansania hat weniger Analphabeten und eine niedrige- 
re Kindersterblichkeit als Nigeria, die Menschen dort haben eine 
höhere Lebenserwartung, es gibt mehr Krankenhausbetten und an den 
Universitäten gibt es mehr Frauen. 


Der Jesuiten-Pfarrer Xabier Gorostiaga machte uns treffend darauf 
aufmerksam, daß die gewaltige und verfahrene Krise in Mittelamerika 
in einer Region ausgebrochen ist, die zwischen 1950 und 1978 das 
höchste Wirtschaftswachstum der Welt aufwies. In diesen 28 Jahren 
verzeichnete Zentralamerika statistisch das größte Wachstum einer 
Region in der gesamten Wirtschaftsgeschichte der Menschheit. Den 


Statistiken ging es ganz hervorragend, den Menschen dagegen sehr 


schlecht. 


sep 1629, 198 


Wost Berlin 
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Die Hilfe hilft nicht 


Der Krankmacher verkauft die Medizin. Eine zweifelhafte Medizin, 
dieser Aderlaß, der angeblich die Blutarmut heilen soll. Die Arznei 
ist ein anderer Name für die Krankheit: Neue Kredite zur Bezahlung 
alter, und die Schulden mehren sich auf wundersame Weise. Zwischen 
1973 und 1985 hat Brasilien erheblich mehr bezahlt, als es bekam, 
aber 1985 ist Brasilien neunfach höher verschuldet als 1973. Die 
Citibank, die 6% ihrer Investitionen in Brasilien angelegt hat, er- 
zielt in in diesem Land 25% ihres weltweiten Gewinns. In Argenti- 
nien und Mexiko geht der überwiegende Teil der Schulden auf Gelder 
zurück, die nie in diese Länder geflossen sind. Durch Zauberkraft 
hat sich das Geld in Luft aufgelöst, bevor es angekommen ist. Im 
Zusammenhang mit den Jonglierkunststücken der Banker beschrieb uns 
Paulo Schilling ein typisches Steuerparadies, die Insel Gran Caimäan 
in der Karibik, auf der 21.000 Einwohner leben: dort haben 17.500 
multinationale Finanzunternehmen ihren Sitz. 


Alle Zeugenaussagen, die wir in Berlin gehört haben, stimmten darin 
überein, daß der IWF und seine Zwillingsschwester, die Weltbank, 
für Leid und Plagen verantwortlich sind: Währungsverfall, Rückgang 
der Löhne und des Lebensstandards der Bevölkerung, Ausverkauf des 
öffentlichen Gesundheits- und Bildungssystems, Vernichtung der Na- 
tur. Aber die reichen Länder benutzen den IWF üblicherweise, um den 
Stein zu werfen und die Hand zu verbergen, und oft beschwören die 
Regierungen der Dritten Welt diesen teuflichen Übervater, um ihre 
Machtlosigkeit zu rechtfertigen: "Der Fonds erlaubt es uns nicht..." 
Den einen wie den anderen nützt der IWF als perfektes Alibi. 


"Das ganze System ist angeklagt, nicht nur seine Finanzinstitutio- 
nen", ermahnte uns Yash Tandon aus Zimbabwe. In Wirklichkeit sind 
IWF und Weltbank nichts weiter als Räder im Getriebe eines welt- 
weiten Machtsystems, Dieses System, das in gefährlicher Weise das 
russische Roulett der hemmungslosen Spekulation spielt, raubt mit 
der einen Hand mehr als es mit der anderen gibt. In seinem Bericht 
vom 16. August 1987 erklärt der Generalsekretär der Vereinten Na- 
tionen, daß die armen Länder 1986 aufgrund des Preisverfalls beim 
Handel mit den reichen Ländern 94 Millionen Dollar verloren haben. 
Die Waren aus der sog. Dritten Welt erzielten auf dem sog. Welt- 
markt die schlechtesten Preise der letzten 50 Jahre. 


Das Privileg der Nicht-Verantwortung 


Ja, der IWF ist ein Werkzeug. Er setzt sich aus 150 Ländern zusam- 
men, aber die zehn reichsten Länder der Erde verfügen über mehr als 
die Hälfte der Stimmen. Die großen Finanzorganisationen sind ein 
Machtmonopol, eine Diktatur des Nordens über den Süden. Aber dieser 
instrumentelle Charakter im Dienst an einem übergeordneten System 
bedeutet keine Unschuld. Die Technokratie beruft sich normalerweise 
auf das Privileg der Nicht-Verantwortung der Techniker, der Tech- 
nokrat spielt das Unschuldslamm. Obwohl in den Absichtserklärungen 
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die Konzentration des Reichtums, die Vergrößerung der Armut und der 
Abbau der nationalen Souveränität nicht explizit genannt werden, so 
ist all dies darin jedoch implizit enthalten. Und obgleich es rich- 
tig ist, daß die Verschwundenen und Gefolterten in den Anpassungs- 
programmen nicht erwähnt werden, ist es auch wahr, daß sie deren 
natürliche Konsequenz sind. Wer die Opferung der Löhne plant, ist 
nicht unschuldig an der nachfolgenden Repression gegen die Arbei- 
terbewegung. Das Rezept des IWF erhebt einen Feuer- und Blutzoll, 
und in diesem Sinne gehören die Technokraten zu derselben Gruppe 
wie die Folterer, Henker und Inquisitoren. 


Ich glaube, es ist nicht fehl am Platze, an diese Verantwortung von 
Technik und Wissenschaft zu erinnern. Letztlich kann ich unter ge- 
bührender Wahrung aller Distanzen nicht umhin, auf einen vielleicht 
bedeutungsvollen Zufall hinzuweisen: Diese Versammlung, unsere Ver- 
sammlung, findet nur ein paar Meter von dem Ort entfernt statt, wo 
Joseph Mengele im Namen der Wissenschaft seine Experimente an Kin- 
dern aus den Konzentrationslagern durchführte. 


Cortäzars Vermächtnis ist eine Herausforderung 


Als dieses Tribunal der Völker vor neun Jahren gegründet wurde, 
sagte Julio Cortäzar, es sei unter paradoxen Vorzeichen geboren: 
Die Völker würden von seinen Sitzungen und Intschließungen nichts 
erfahren. Gegen die Mauer des Schweigens der großen Massenmedien 
hat Cortäzar vorgeschlagen, gebeten, und gefordert: "Laßt uns Brük- 
ken erfinden, laßt uns Wege erfinden." 


Seitdem sind wir ein Stück vorangekommen.' Nicht viel, das ist wahr, 
und gewiß weniger als nötig, aber immerhin ein bißchen. Und ich bin 
mir sicher, daß die Stimmen der Armen der Welt, die es satt haben, 
ihre eigene Demütigung zu finanzieren, und die nach Berlin gekommen 
sind, um die Allmächtigen anzuklagen, nicht ungehört verhallen wer- 
den. Die großen Banker der Welt, die Eroberer unserer Zeit, die mit 
dem Flugzeug und nicht mit der Karavelle reisen, vermögen mehr als 
die Könige und Marschälle, sogar mehr als der Papst in Rom. Als eh- 
renwerte Menschenfreunde praktizieren sie die monetaristische Reli- 
gion, die auf dem höchsten ihrer Altäre den Konsum anbetet. Sie ma- 
chen sich die Hände nicht schmutzig. Sie morden niemals: Sie be- 
schränken sich darauf, dem Schauspiel Beifall zu klatschen. Ihre 
Auflagen heißen Empfehlungen, die Kapitulationsurkunden Absichtser- 
klärungen. Stabilisieren bedeutet unstürzen. Der Hunger heißt Spar- 
politik, die Hilfe des Stricks um den Hals Kooperation. 


Dieses Berliner Plädoyer verdient ein nachhaltiges Echo und wird es 
hoffentlich auch bekommen. Es wurde gehalten gegen die Straffrei- 
heit für den schlimmsten und heuchlerischsten Terrorismus der heu- 


tigen Welt: den Terrorismus des Geldes. 


Übersetzung und Fotos: Jens Holst 
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NICARAGUA 


Würde und Gallo Pinto 
Macht Nicaragua IWF-Politik? 


Die jüngsten wirtschaftsreformen in Nicaragua haben der Sandini- 
stischen Regierung den Vorwurf eingebracht, sie betreibe IWF- 
Politik schlimmer als der IWF und Weltbank. In der Zielsetzung 
und in der Wahl der Maßnahmen gebe es keinen Unterschied zu 
den IWF-Auflagen. Am Rande des Tribunals gegen IWF und Weltbank 
in Berlin (vgl. Artikel in diesem Heft) befragten die Lateinameri- 
ka-Nachrichten den Wirtschaftsexperten und Jesuiten xabier 
Gorostiaga (Präsident der Regionalkoordination für ökonomische 
und soziale Fragen (CRIES)), und baten ihn, um Stellungnahme 
zu diesem Vorwurf. Gorostiaga, sieht einen grundsätzlichen Unter- 
schied zwischen der Kreditpolitik Nicaraguas und dem IWF-Konzept 
und bezeichnet die sandinistische Wirtschaftspolitik als aufge- 
zwungene Politik, die die Würde retten soll. 

In LN 172/73 wurde ausführlich die neue wWirtschaftsreform in 
Nicaragua und ihre Auswirkungen beschrieben. Es gehört sicherlich 
viel historischer Optimismus dazu, diese wWirtschaftspolitik 
positiv zu bewerten, in der Hoffnung, daß das nicaraguanische 
Volk diese Maßnhamen, unter denen es schon seit vielen Jahren 
leidet, auch in näherer Zukunft auf sich nimmt, um den Preis 
der würde. Im folgenden nun eine Zusammenfassung des Interviews: 


Die Politik, die Nicaragua im Februar und zuletzt im Juli ange- 
wandt hat, ist ganz klar eine Politik der Anpassung. Und eine 
Anpassungspolitik ist eine Anpassungspolitik. Aber es gibt 
eine Anpassungspolitik des Internationalen währungsfonds und 
eine Anpassungspolitik des Krieges. Der IWF macht keine Anpas- 
sungspolitik in Kriegsgebieten, obwohl die Politik, die er 
macht, eine Politik des Krieges ist, aber nicht in Kriegszeiten, 
sondern in Friedenszeiten. Das ist ein großer Unterschied. 


Ein weiterer Unterschied, der entscheidende, ist, daß diese 
Politik der Anpassung in Nicaragua zum Wohle des Volkes ist, 
obwohl es eine schwere Belastung für das Volk ist. Aber das 
ist eine wichtige Lektion. Es gibt keine Regierung in Lateinameri- 
ka, die sich mit einer Politik wie der nicaraguanischen an 
der Macht gehalten hätte. Die wirtschaftspolitik in unserem 
Land ist sehr hart für das Volk, aber das Volk versteht, daß 
es eine Politik des Überlebens ist. 


worum es bei dieser Politik des Überlebens geht, ist, die Macht 
des Volkes zu erhalten. Und das kann nicht von der Weltbank 
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und auch nicht vom IWF finanziert werden, auch nicht von den 
Unternehmern in Nicaragua. Das muß das Volk selbst in die Hand 
nehmen. 


Diese Politik ist sehr hart. Sie hat zur Folge, daß das Lebensni- 
veau der Bevölkerung enorm gesunken ist, denn die Internationale 
Gemeinschaft hat nicht erlaubt, daß der chirurgische Eingriff 
in Nicaragua mit Betäubung erfolgen konnte. Es war wirklich 
eine Operation ohne Anästhesie, d.h. ohne die 300 Mio. Dollar, 
die Nicaragua als Grundlage gebraucht hätte, um stabile wWirt- 
schaftsverhältnisse zu erreichen, Die Bevölkerung mußte einen 
hohen Preis dafür bezahlen. Nicaragua hat in den letzten Monaten 
miterleben müssen, wie die internationale Hilfe weiter zurückge- 
gangen ist, sogar von Seiten der sozialistischen Länder. Die 
sozialistischen Länder haben zwar die Hilfe aufrechterhalten, 
aber nicht in dem Maße, wie es in der Kriegssituation nötig 
gewesen wäre. Die einzigen, die dieser Politik der Anpassung 


Einhalt hätten gebieten können, sind die Nicaraguaner selbst. - 


Die Bevölkerung hat auf diese harte wWirtschaftspolitik mit 
Protesten reagiert. Klar, das ist keine angenehme Sache. 


Als Daniel Ortega in einer Bürgerversammlung über die ökonomische 
Lage sprach, sagte einmal eine Frau aus dem Volk zu ihm: "Coman- 
dante, sie haben uns im Oktober 1984, wenige Tage vor den Wahlen 
gesagt, das einzige, was die Frente Sandinista bieten könne, 
wären Würde und Gallo Pinto (Reis und Bohnen). Ich esse jetzt 
seit vier Jahren Würde, wo bleibt der Gallo Pinto?" 

Das ist die Form der Auseinandersetzung zwischen den Politikern 
und Bevölkerung bei uns. Ohne diese Art der Debatte zu kennen, 
versteht man auch nicht die Politik. Der IWF würde niemals 
eine Auseinandersetzung über die Anpassungspolitik akzeptieren. 
Nie gab es eine heftigere Diskussion über die Probleme der 
wirtschaft als seit Beginn der Anpassungsmaßnahmen, weil dem 
Volk immer die Gründe erklärt werden. ; 


Daniel Ortega wußte nicht, was er der Frau antworten sollte, 


Er war eine Weile still, dann fragte er: 'Wo ist die Frau mit 
der Würde und dem Gallo Pinto?" Die Frau erhob sich und Daniel 
Ortega sagte: "Senora, ich biete Ihnen das Gleiche an, wie 


vor vier Jahren: Würde und Gallo Pinto, wenn es welchen gibt. 
Werden Sie weiterhin die Frente Sandinista wählen oder werden 
Sie jetzt für die Contra stimmen?" Und die Senora sagte: "Ich 
werde die Frente Sandinista wählen." 


Zusammen mit der Politik der Anpassung gibt es eine starke 
Kampagne zur Aufklärung über Wirtschaft und wirtschaftliche 
Zusammenhänge. Ich denke, daß es heute in Nicaragua eine kulturel- 
le, produktive Revolution gibt. Nicaragua ist ein reiches Land, 
nicht wie El Salvador oder Cuba. Deshalb wurde 1982 von Reagan 
der Krieg erklärt. Und das ist ein Krieg, der nicht nur militä- 
risch geführt wird, sondern vor allem ökonomisch: Wirtschaftsboy- 
kott, Zerstörung der Produktionsbereiche etc. Und so wird heute 
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in Nicaragua zu hohen politischen Kasten eine kulturelle und 
produktive Revolution geführt. Das Volk weiß: wenn es nichts 


produziert, wird cs auch nicht zu essen haben. Welche Regierung 
hat sich getraut, so etwas zu sagen? Und die Reyierung weiß, 
daß dies der Bevölkerung viel ausmacht. Die Menschen sind wütend, 
fühlen sich enorm beeinträchtigt, aber sie wissen, daß es keinen 
anderen Ausweg gibt, wenn das Land seine Würde behalten will, 


Baumwollernte in Chinandega 


Foto: Cordelia Dilg 


wer sagt, daß diese Anpassungspolitik in Nicaragua genauso 
ist, wie die von IWF und Weltbank, der versteht absolut nicht 
die Politik des Internationalen Währungsfonds, 


Man bringt ein Ökonomisches Programm in Gang, das nicht nur 
auf Exporte ausgerichtet ist, sondern auf die Produkte für 
den Inlandsverbrauch. Z.B. haben wir dieses Jahr eine Rekordernte 
beim Mais in der ganzen Geschichte Nicaraguas. Der Wirbelsturm 
Gilberto und der Regen können zwar Teile der Ernte zerstören, 
aber wahrscheinlich nicht mehr als 20 %. Auf jeden Fall werden 
wir eine qute Ernte haben, so daß wie möglicherweise sogar 
Mais exportieren können. Im letzten Jahr war Trockenzeit, dieses 
Jahr Überschwemmung. Das sind die Tropen. Der Kaffee wächst 
gut, aber er ist einen Monat zu früh reifgeworden. Die ATC 
hat für eine Lohnerhöhung um 300 % für die Campesinos einen 
großen Protest organisiert, um Arbeitskräfte für die Ernte 
mobilisieren zu können, 


| 4 
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Was ich damit sagen will: Es ist eine Dynamik entstanden, daß 
zum ersten Mal das Thema Wirtschaft das Thema Krieg übertrumpft 
hat. 

Genau eine Woche, nachdem der US-Kongreß eine erneute Militärhilfe 
abgelehnt hat, wurden diese Maßnahmen angewendet, die Teil’ 
des Friedensplans sind. Außerdem wurde mit den Maßnahmen 6- 
7 Monate vor den Wahlen in den USA begonnen, um die Bereitschaft 
für den Frieden zu demonstrieren. Der Militärhaushalt wird 
aus demselben Grunde möglicherweise um mehr als 10 % gekürzt 
und dann gehen diese Gelder in die Produktion, Das ist wichtig. 
Ein großer Teil der militärischen Investitionen werden in den 
zivilen Bereich fließen, Brücken und Straßen sollen gebaut 
werderi. Wenn dieser Frieden, diese Feuerpause, verlängert wird 
und mit einem Nein der Regierung der USA zu neuen Waffenlieferung- 
en ein Raum des Friedens ohne Bedrohung durch die Contra oder 
die USA möglich wird, denke ich, kann für das nächste Jahr 
mit einer starken Kürzung der Militärausgaben gerechnet werden, 
die bisher praktisch 60 % des Staatshaushalts einnehmen. Man 


könnte einen nicht geringen Teil des Verteidigungsetats in’ 


die Gesundheit, Erziehung und Wiederaufbau des. Landes stecken. 


Außerdem wollen wir vorschlagen, Teile des Heeres abzuziehen 
und in die Produktion einzugliedern,. Man könnte 10-20.000 
Jugendliche aus der Armee abziehen, ohne sie aus dem Militärdienst 
zu entlassen. Solange, bis es einen sicheren Frieden gibt. 
In vier Stunden könnten sie wieder kämpfen, falls es notwendig 
wird. Aber wenn keine direkte Bedrohung besteht, könnte sich 
das Heer auch um den Wiederaufbau des Landes kümmern, 


Dieses gewaltige Potential kann unter den Bedingungen der Anpas- 
sungspolitik vorbereitet werden. Das Land ist bereit, in eine 
neue Phase der Produktivität einzutreten. Bis jetzt war die 
Produktion ernsthaft eingeschränkt. Diese Maßnahmen sind dazu 
geeignet, den Frieden zu konsolidieren, wenn er -erst einmal 
eingetreten ist. 

Aber das ist ein chirurgischer Eingriff ohre Betäubung, weil 
uns die Internationale Völkergemeinschaft keine Anästhesie 
erlaubt hat. Die Belastung, die das nicaraguanische Volk erneut 
auszuhalten hatte, war enorm. Das ist das Dilemma, in dem es 
sich befindet, Es ist sehr hart, aber es gibt keine Entschuldi- 
gung. Deshalb gab es diese enorme Aufklärungskampagne über 
die wirtschaftlichen Probleme, damit das Volk versteht, daß 
das Überleben zu sichern, den Fortschritt und die Würde aufrecht- 
zuerhalten, den Gallo Pinto kostet. 


Ich glaube, die große Lektion ist die, daß es in Nicaragua 
möglich war, in Selbstbestimmung ein Modell auszuwählen, das 
der Entwicklung der Dritten Welt entspricht. Weder der IWF, 
noch die Weltbank und die USA sind bereit, diesen Ländern genügend 
Freiheit zu geben, damit sie ihre eigene Entwicklung selbst 
in die Hand nehmen können. Das zeigt der Fall Nicaragua. 
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Und zum anderen ist Nicaragua ein Beispiel, eine attraktive 
Botschaft für die Länder der Dritten welt, ein Land, das in 
einem ökonomischen Desaster lebt. Viele Länder fühlen sich 
resigniert in ihrem Versuch, für die Selbstbestimmung zu kämpfen, 
Die große Bedrohung, die von Nicaragua ausgeht, hat nichts 
mit UdSSR, nichts mit dem Marxismus zu tun. Dieses Land ist 
vielmehr ein Projekt nationaler Unabhängigkeit und politischer 
wie ökonomischer Selbständigkeit, das trotz der Nachbarschaft 
zu den USA, trotz des Boykotts und des Krieges niedriger Intensi- 
tät überlebt. Darum kann Nicaragua nicht als gutes Beispiel 
Anerkennung finden, sondern muß verteufelt werden. 


Welche Möglichkeiten hat Nicaragua jetzt? 


Keine schlechteren als früher, sondern bessere. Reagan geht, 
die Sandinisten bleiben. Es gibt einen großen politischen Sieg, 
aber hohe Ökonomische Kosten. Wir gehen davon aus, daß sich 
die neue US-Regierung nicht groß ändern wird, aber es scheint, 
daß sie nicht mit dieser Politik der Kriegsführung niedriger 
Intensität weitermachen können. Sie werden zu subtileren und 
verdeckteren Politiken greifen, um den Frieden und den Wiederauf- 
bau in Zentralamerika zu behindern. Deshalb ist eine stärkere 
Unabhängigkeit Europas in den Beziehungen zu Zentralamerika 
sehr wichtig für uns, Denn die Lösung für Nicaragua liegt nicht 


nur in Nicaragua, sondern in ganz Zentralamerika, 
Lisa Iuger 


DIE HOFFNUNG BUCHSTABIEREN LERNEN 


Bleistift-Aktion für Nicaragua zu St. Martin 
Noch immer wird in unserem Land der Tag des Heiligen Martin be- 
gangen. Die Aufforderung zum Teilen, die durch die Mantelteilung 
des St. Martin ausgedrückt wird, ist dabei oft verflacht bzw. 
verdrängt worden, Mit der Aktion "Die Hoffnung buchstabieren ler- 
nen - Bleistifte für Nicaragua!" will die Christliche Initiative 
Romero dieses Zeichen des Teilens mit einem neuen, konkreten In- 
halt füllen: dem Teilen von Bleistiften mit den Schülerinnen und 
Schülern in Nicaragua. 
Das neue Nicaragua hält an ehrgeizigen Zielen fest: Trotz des 
Nicaragua von den USA aufgezwungenen Krieges, der schon 50.000 
Opfer forderte und das Land an den Rand der Überlebensfähigkeit 
treibt, sollen die grundlegenden sozialen Errungenschaften im 
Gesundheits- und Erziehungsbereich aufrecht erhalten werden. Denn 
auch in Nicaragua gilt: Wer lesen und schreiben kann, lebt länger 
und ist weniger manipulierbar, kann besser entscheiden, was er 
oder sie will. 
Interessierte Eltern, LehrerInnen, Gruppen und Gemeinden können dazu vielfältiges 
Material bei uns erhalten: Plakate, Diaserien, Kassetten, Bleistifte sowie ein 
Arbeits- und Materialheft. 


Darlehenskasse im Bistum Münster 
Kto.Nr. 31 12 200 
BLZ 400 602 65 


Christliche Initiative Romero e.V. 
Kardinal-von-Galen-Ring 45 

4400 MÜNSTER 

Tel,: 0251/89503 


| 
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"Jene andere Welttief unten..." 


Im Rahmen der Aktionstage gegen IWF & Weltbank fanden am 29. September in West-Berlin 
Feierlichkeiten zur "Enthüllung eines Gedenksteines für die Opfer der Freiheit des Geldes" 
statt. Zur anschließenden Kranzniederlegung erschienen die verschiedenen Repräsentanten 
der internationalen Finanzmafia. Unter ihnen der Präsident der Bank des Vatikans. Wir halten 


es für eine angemessene Würdigung, seine Rede in voller Länge abzudrucken. 


Liebe Scheinheilige, Liebe Gläubiger! 


Wir alle blicken in diesen Tagen, wo die 
hohen Herren der Weltbank unter uns weilen, 
voll Trauer herab auf jene andere Welt tief 
unten, die wir dritte Welt nennen. 


Ein unermeßlicher Abgrund von Schulden 
tut sich auf, und fassungslos stehen wir vor den 
Opfern und fragen: wie konnte das geschehen? 
Bange fragen wir, wie war es möglich, daß 
gerade in den Ländern sich die Menschen in 
Schuld und Not verfangen haben, die Gott der 
Herr mit den schönsten und kostbarsten Bo- 
denschätzen reich beschenkt hat? 


Wie konnte es zugehen, daß gerade in den 
Ländern, die die besten Polizeien der Welt 
haben, niemand aufpaßte, als jene Schuldigen 
das viele Geld nahmen, das sie uns jetzt nicht 
zurückgeben wollen? 


Wie kann es sein, daß auf dieser Welt alle 
zwei Minuten ein Mensch den Hungertod er- 
leidet, wo doch McDonalds jedes Jahr aufs 
neue 100 Millionen Hamburger austeilt? 
Wissen diese Menschen nicht den Weg zur ret- 
tenden Filiale? Scheuen diese Menschen den 
Weg zum Abendmahl, das in den Kirchen für 
jeden Frommen, der guteu Willens ist, bereitet 
wird? 


Erschüttert stehen wir vor den zerschossc- 
nen Leibern der Verirrten, die im Angesicht 
des Hungers zum Gewehr griffen statt zum ret- 
tenden Pflug, die Soldaten hinmähten, statt zu 
sähen, die in die sterbende Umwelt hinein- 
schossen, anstatt Swing-Kaffee anzubauen. 


Dies alles ist für uns voller Rätsel. Und an- 
gesichts der Schuldensumme von über 1000 
Milliarden Dollar überlegen wir, ist es die Gier 
nach mehr Fernsehgeräten, nach Joggingho- 


sen, nach Surfboards, die den Indio in diese 
Not bringt - oder sind es die teuren Batterien 
für seine großen Kofferradios? 


Wir wissen es nicht. Wir wissen nur: Latei- 
naınerika, Du bist mit Deinem Latein am 
Ende. 


Und wenn wir nun vor diesem Abgrund die 
Frage stellen: Gibt es keine Rettung und 
keinen Trost für die verschuldeten Opfer, 
keinen Weg, ihre unermeßliche, drückende 
Schuld zu begleichen, gibt es keinen Pfad, der 
aus diesem Jammertal, aus diesem Urwald her- 
ausführt? So sage ich dennoch ja!, denn wo 
Leben ist, ist Hoffnung! 


Neulich, als ich wieder einmal Zeitung las, 
erfuhr ich von einem armen Waisenkind aus 
Tegucigalpa, das seine Augen spendete, um 
ein mit Blindheit geschlagenes nordamerikani- 
sches Kindlein wieder sehend zu machen. Und 
siehe, da war beiden geholfen: das eine brauch- 


te das Elend nicht mehr anzusehen, dasandere . 


konnte wieder Reader’s Digest lesen. Auch 
hörte ich von einem armen Indio, der nichts 
weiter hatte als sein gutes Herz. Er gab es hin 
- und vielleicht ist diese stille Gabe des 
Mannes, der schon im Koma lag, in den Augen 
der Herren ein größeres Scherflein als ein 
ganzer Sack voller brasilianischer Cruzados 
oder ein Wechsel der Bank von Mexiko. Denn 
bei den Herren ist manches, was für den Indio 
wertlos sein mag, kostbar, aber in den Augen 
der Herren zählt nicht viel der Wert solcher 
Schätze wie Kupfer und Schwefel, und der Ar- 
beitstag eines Campesino ist für sie weniger als 
ein Tropfen Benzin für das Papamobil. 


Diese Beispiele zeigen uns: kein Leben ist 
umsonst und wer bereit ist zu geben, mit jeder 
Faser seines Körpers die Schuld abzutragen, 
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dem wird vielleicht eines Tages vergeben. Und 
so rufe ich Euch, ihr Kinder Lateinamerikas: 
gebt Eure Herzen dem Massachusetts 
Medical Institute, verschreibt Euch ganz dem 
Dallas Transplantation Center. Gebt, so wird 
Euch gegeben. Denn wo Leben ist, ist Hoff- 
nung! 


Anmerkung der Redaktion: Die Bank des Va- 
tikans existiert tatsächlich. Ghostwriter ihrer 
Rede waren die "Drei Tornados", Veranstalter 
der Gedenkfeierlichkeiten war das "Büro für 
ungewöhnliche Maßnahmen". Die schriftli- 
che Fassung verdanken wir dem ZAHLTAG 
(Nr. 6), der "täglichen Massenzeitung gegen 
IWF und Weltbank". 


BOLIVIEN 
Drei Jahre IWF-Politik 


Nachrichten aus Bolivien sind selten geworden in der 
Tagespresse.In seiner Geschichte immer für ‚leldungen 
über Putsche und Unruhen gut, hat Bolivien seit sechs 
Jahren aus Wahlen hervorgegangene Regierungen, Seit 
1985 regiert Alt-Revolutionsführer Victor Paz Estenssoro 
das Land strikt nach den Vorgaben des Internationalen 
Währungsfonds. Die ılyperinflation der Jahre 1983-1985 
wurde gestoppt, Streiks und Blockaden sind seltener 
geworden, aber hinter der Fassade scheinbarer Ruhe 
verschärfen sich die sozialen Konflikte. 

Als Victor Paz 1985 mit seiner MNR (Nationalrevolutio- 
näre Bewegung) an die lacht kam, waren die Bedingungen 
außergewöhnlich günstig für die Durchsetzung einschnei- 
dender hWirtschaftsmaßnahmen neoliberalen Zuschnitts. 
Sowohl die Parteien der Linken als auch die Gewerkschaf- 
ten waren äzeschwächt und zerstritten, nachdem das von 
1932-1985 regierende Linksbündnis UDP (Demokratische 
Volksunion) an internen Streitereien, Inkompetenz und 
der chaotischen Wirtschaftslage mit über 20,.000% Infla- 
tion gescheitert war, Bei der Wahl 1985 konnte Victor 


20 LATEINAMERIKA NACHRICHTEN 175 Oktober/November 1988 
ee a ar re Er er N u ren EL Ei ee ee er en 
Paz von seiner Vergangenheit als Führer der Revolution 
von 1952 zehren, in der die großen inen verstaatlicht 
und die Agrarreform durchgesetzt worden waren. Xnapp 
konnte er sich gegen Ex-VDiktator liugo Bänzer Suärez 

und dessen Partei ADS (Nationalistisch-Demokratische 
Aktion) durchsetzen,schon bald wurden jedoch die Weichen 
für eine Zusammenarbeit zwischen ADN und WMNR Bestellt, 
der sogenannte "Pakt für die Demokratie" entstand. 


Produkt dieser Allianz von Rechts und Rechtsaußen ist 
die "Neue Ökonomische Politik", konkretisiert im Dekret 
21060 vom 29.August 1985, das bis heute die Grundlage 
der Wirtschaftspolitik von 4NR/ADN bildet. 

Die im Dekret 21.060 vorgesehenen Maßnahmen stellen 
eine völlige Umkehrung dessen dar, wofür in den 50er 
Jahren der “NR und Victor Paz standen. Während damals 
die Dominanz des Staates in der Wirtschaft etabliert 
wurde, findet jetzt ein weitgehender Rückzug des Staates 
aus der Wirtschaft statt. Die Forderung nach "freiem" 
kapitalistischem Ilandel wird erhoben. Der offizielle 
Wechselkurs des US-Dollar wurde dem Schwarzmarktkurs 
angepaßt. In einer Währungsreform wurden von der alten 
Währung sechs Wullen gestrichen und der"Boliviano" 
eingeführt. Viele vorher staatlich festgelegte Preise 
wurden bei gleichzeitigem Einfrieren der Löhne freige- 
geben, Das Ergebnis ist eine relative Stabilität von 
Währung und Preisen, Für eine kleine Minderheit von 
Bolivianern, die vor allem im üandel,im Schmuggel und 
in der Kokainwirtschaft Geld verdienen, sind goldene 
Zeiten angebrochen, denn die Märkte sind voll,und bis 


zu den teuersten französischen Parfums ist alles zu 
kaufen. Die Mehrheit der Bolivianer muß allerdings 
bei einem Dollarkurs von 2.39 Bs. und Preisen, die 
z.[. nitteleuropäisches üiveau erreichen,mit Ilonats- 


löhnen zwischen 60 und 120 Bs. auskommen. Die Grenzen 
sind offen für Importe aller Art,und so wird der boli- 
vianische fiarkt überschwemmt mit Produkten aus den 
Jachbarländern, Fernost und den USA. Die nationale 
Industrie kann mit den Preisen der Importprodukte oft 
nicht mithalten. Die Konsequenz ist ein sprunghafter 
Anstieg der «Konkurse und, nach Schätzung des Finanz- 
ministeriums, ein Loch in der Nandelsbilanz von 435 
‚iil.US$. Exporten von rund 475 Mil1l.US$ stehen Importe 
von 910 Hill,USS gegenüber (Zahlen für 1988). Die so- 
zialen Folgen sind vor allem in den Städten zu spüren: 
hohe Arbeitslosigkeit, gestiegene Kriminalitätsraten 
und verschärftes Elend. Wo das Geld für anschließende 
Investitionen herkommen soll, und zu welchem Preis, 
lassen "Überlegungen"der Regierung ahnen,Die Einrichtung 


“jahrzehntelang 
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von Freihandelszonen wurde als "interessant" eingestuft. 
Der rechte "Niario" aus La Paz stellte bedauernd fest, 
der einzige “achteil der Freihandelszonen neben so 
vielen Vorteilen sei, daß die dort beschäftigten Ar- 
beiter nicht die Vorzüge der bolivianischen Sozialge- 
setzgebung genießen könnten. Bolivien als frühkapita- 
listische Spielwiese für Kapital aus dem Norden? 


Das Minensterben, Ende einer Ära? 


Prominentestes Opfer der Bemühungen der Regierung, 
alle defizitären Bereiche der Wirtschaft einzuschränken, 
ist die inenwirtschaft, die bis 1985 die Grundlage 
der bolivianischen Wirtschaft war. Nachdem das Zinn 
Hauptexportprodukt Boliviens gewesen 
war, brach 1985 der Weltmarktpreis für Zinn zusammen. 
Von der staatlichen Minengesellschaft COMIBOL wurde 
ein Programm vorgestellt, das den !ineros durch Ab- 
schlagszahlungen und Jiederansiedlungsprogramme in 
anderen Departaments Boliviens den freiwilligen Abschied 
von ihren Minen erleichtern sollte. Unterstützt wurde 
die Freiwilligkeit durch die Ankündigung der baldigen 
Schließung vieler sinen und durch die Binschränkung 
vieler Sonderleistungen wie der Verfügbarkeit billiger 
Lebensmittel in der "Pulperia" oder die Abschaffung 
medizinischer Versorgung, die den Mineros bisher zu 
einem relativ stabilen Lebensstandard verholfen hatten, 
Die Regierung und CONIBOL verstanden es außerdem, einen 
geeinten Widerstand zu unterminieren, in dem zum Bei- 
spiel unterschiedliche Entschädigungssummen bezahlt 
wurden, Dreißig Prozent der Befragten einer Studie 
von 1987 gaben an, weniger als 2.300 Bs. (1000 US$) 
erhalten zu haben, 12 % Prozent hatten mehr als 8.000 
Bs erhalten (über 3200 US$), interner Streit war die 
Folge. Viele nahmen das Angebot der COMIBOL angesichts 
der Ungewißheit über die Zukunft der Minen an. Nach 
Zahlen des Banco de Estado und der COMIBOL wurden aus 
den staatlichen Minen etwa 23.000 Minenarbeiter "relo- 
kalisiert", dazu etwa 5000-7000 Mineros aus privaten 
‚linen. Mit durchschnittlichen 6 Familienmitgliedern 
ergibt sich eine Zahl von zwischen 160.000 und 180.000 
von der sogenannten "Relokalisation" Betroffenen. Die 
meisten wanderten in die großen Städte und versuchen, 
in der informellen Wirtschaft durch Gelegenheitsarbeiten 
und Kleinhandel Geld zu verdienen. Die Regierung versu- 
cht, über den "Fondo Social de Emergencia"” (Sozialer 
kotfallfond) Arbeitslose zum Beispiel beim Straßenbau 
für einige ilonate zu beschäftigen. Das Geld kommt vor- 
wiegend von der Weltbank und soll ein Ventil für die 
sich verschärfenden sozialen Spannungen darstellen. 
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Eine Perspektive kann ein solches Kurzzeitprogramm 
allerdings nicht anbieten, £in kleinerer Teil der ar- 
beitslosen WMineros kehrte in die Minen zurück, um dort 
in Kooperativen oder auf eigene Rechnung in den still- 
gelegten Stollen oder auf den Abraumhalden nach Zinn 
zu suchen. Die technische Ausrüstung ist minimal, in 
Huanuni, einer Minenstadt im Departament Oruro, wird 
inzwischen sogar in Stollen ohne Entlüftung gearbeitet, 

Die traditionell in den bolivianischen Gewerkschaften 
tonangebende Hinenarbeitergewerkschaft FSTHB (Federaciön 
Sindical de Trabajadores de Bolivia) reagierte‘ auf 
die Pläne der COMIBOL mit einer harten Linie gegenüber 
den Umsiedlungswilligen,. Sie rief zum Verbleiben in 
den ilinen auf und schloß die bereits Relokalisierten 
von ihrer Arbeit aus. Diese Position wurde von der 
Auswanderungswelle aus den “Minen überrollt - nur ein 
Symptom für die augenblickliche Schwäche der Gewerk- 
schaften und des Dachverbandes COB (Central Obrera 
3oliviana). Nachdem der FSTMB für eine starke Position 


Suchen auf der 
Abraumhalde. 
Die Zukunft der 
Mineros? 
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inzwischen Jie sozialo Basis, die .iineros, fehlt, könnte 
nur «io Jauernsewerxschaft cS5UTT. Conlederacion sin- 
dical vunica de Trabajadores Campesinos de Bolivia) 
als sassenorganisation das Vakuum ausfüllen, das be- 


herrschende Thema auf ihrem letzten Xongress war aller- 
dings Jer Streit zwischen den Anhänsern zweier Canpesi- 
nofiiırer, Sie CSUlC3 ist ia wesentlichen nit sich selbst 
REchUßbELät 


Politik gegen die Coca, anstatt gegen das Kokain 


Auch die Politik der xegierung gegenüber dena Kokainhan- 
del fügt sich nahtlos in das über den IWF umgesetzt> 
Konzept der USA ein. Eines der iauptinteressen der 
USA in Bolivien ist die Bekämpfung des KXokainexports 
aus Südamerika in die USA. Verantwortlich gemacht für 
das xokainproblen werden, wie so oft, die Cocabauern, 
erst in zweiter Linie die Xokainproduzenten und -händ- 
ler. vie es zu einer so große Nachfrage nach Kokain 
in den Ländern des kwordens komnt, wird bewußt ausge- 
klanmert.Die USA setzen auf Ausrottung von Cocapflanz- 
ungen,womit jeder cocaproduzierende Campesino zu einen 
Teil des KXokainbu_siness wird. US-Außenninister Scnultz 
bekräftigte im August, daß die Bolivien zugestandenen 
Kredite nur unter der Bedingung der schrittweisen Aus- 
rottung von 70% der Cocapflanzungen ausgezahlt werden. 
Die Ereignisse von Villa Tunari vom 27.6.3938 werfen 
ein Licht auf die Praxis der Coca-Ausrottungsstrategie,. 
Die Programme werden von bolivianischen und US-amerika- 
nischen Spezialeinheiten unter Kontrolle von "Experten" 
der US-Drogenbekämpfungsbehörde DEA durchgeführt. Eines 
der Iaupt-Einsatzgebiete ist die Tropenprovinz Chapare 
in Departament Cochabamba. Cocabauern aus dem Chapare 
zogen in den llauptort Villa Tunari, um dort gewaltfrei 
gegen den massiven Binsatz von ierbiziden zur Vernich - 


tung ihrer Pflanzungen zu protestieren. Der Protest 


sollte bei der bolivianischen xoordinierungsbehörde 
DIRECO (Direktion für die Reduzierung des Cocaanbaus) 
stattfinden. Die Bauern wurden von den "Leoparden" 
genannten bolivianischen Spezialeinheiten nicht durch- 
zelassen. Die Spannung stieg, bis die "Leoparden" das 
Feuer eröffneten.Es gab acht Tote und 19 Verletzte,Zeu- 
gen zufolge waren auch US-Amerikaner beteiligt. Die 
Reaktion der bolivianischen Regierung bestand in Glück- 
wünschen an die "Leoparden", ein noch größeres Blutbad 
verhindert zu haben, Die Negierung ist offensichtlich 
bereit, jede Aktion gegen den Kokaanbau zu rechtfer- 
tigen, um nicht die Auszahlung der in Aussicht gestel- 
lten Xredite zu gefährden, 
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Keine neuen Perspektiven durch die Wahlen 1989 


Für Hai 1939 sind in Bolivien wieder Wahlen vorge- 

sehen, für die die parteiinternen Wahlkämpfe um Kandi- 
daturen und Posten längst in Gang sind. Die beiden 
aussichtsreichsten Kandidaten stehen bereits fest. 
Die Auseinandersetzungen zwischen iugo Banzer (ADN) 
und Jaime Paz Zamora mit dem MIR (Bewegung der Revolu- 
tionären Linken) wird in der Presse als das beherr- 
schende Duell des Wahlkampfes bezeichnet, obwohl es 
Schwierigkeiten bereitet, inhaltlich bedeutende Unter- 
schiede festzustellen. Beide - und dazu die Regierungs- 
partei MNR - stehen für die Kontinuität der neoliberalen 
Wirtschaftspolitik.Ex-General Banzer versucht im zweiten 
Anlauf, legal ins Präsidentenamt zu kommen. Seinen Wahl- 
kampf wird er voraussichtlich wie vor vier Jahren mit 
nationalistischen und populistischen Sprüchen führen. 
Schaden kann es Banzer,daß die ADN über den Pakt für 
die Demokratie in den letzten Jahren an der Regierungs- 
politik beteiligt war. Die Präsidentschaft Banzers 
zu verhindern, ist eines der Hauptargumente des MIR. 
Präsidentschaftskandidat Jaine Paz Zamora zeichnet 
sich vor allem durch seinen Opportunismus aus. Unter 
Präsident Siles war er Vizepräsident und mit dem MIR 


Vietor Paz, Hugo Banzer, Jaime Paz: der Präsident und die, die es werden wollen 


Teil der UDP, setzte sich aber rechtzeitig aus der 
UDP ab und erklärte seinen nach zwei Spaltungen übrig- 
gebliebenen Teil des MIR zur "Neuen nationalen Mehr- 
heit". Nach dem Erfolg des MIR bei den Kommunalwahlen 
1987 präsentiert sich Jaime Paz als Alternative zu 
Banzer. Neue politische Inhalte sind allerdings nicht 
auszumachen. Jaine Paz dürfte, falls er die Mehrheit 
verfehlen sollte, nach rechts zu jeder Koalition bereit 
sein, die ihm zur Präsidentschaft verhilft. Ein gradu- 
eller Unterschied zwischen Banzer und Paz könnte darin 
bestehen, daß Gewerkschaften und demokratsiche Institu- 
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tionen der Linken unter Paz wohl einen etwas größeren 
Spielraum hätten. 

Ver 4NR hat als Verkörperung der unpopulären Regier- 
unsspolitik kaum Chancen, die Wahl zu gewinnen. Trotzdeu 
fand ein erbitterter Kanpf um die Person des Spitzzen- 
kandidatens statt, aus dem aller WwWahrscheinlichkeit 
nach Gonzalo Sänchez de Lozada, der jetzige Planungs- 
minister, als Sieger hervorgehen dürfte. Sänchez de 
Lozada, Besitzer der priväten linengesellschaft COWISUR, 
ist der Architekt der neoliberalen Wirtschaftspolitik 
in Bolivien. &£r kann auf die Stimme der Profiteure 
dieser Politik zählen, was aber höchstens zum dritten 
Platz hinter AD und HIR reichen dürfte. Die Linke 
bat die tiefe Xrise nach dem Scheitern der UDP noch 
nicht überwunden. Obwohl links von der ADN, MHNR und 
HIR ein großes politisches Vakuum exisitiert, streiten 
sich die Parteien der Linken vor allem über die Person 
eines gemeinsamen Präsidentschaftskandidaten. Beteiligt 
sind in der HBL (Bewegung freies Bolivien), der 1987 
in einigen Regionen Erfolge verbuchte, die Parteien- 
bündnisse AP (Patriotische Allianz) und EJE (Achse 
der Übereinstimmung), sowie der PS-1l (Sozialistische 
Partei-1) und einige kleinere Parteien, Die besten 
Aussichten scheinen im Moment MBL-Che£f Antonio Aranibar 
als Präsidentschaftskandidat und Walter Delgadillo 
als Vizepräsidentschaftskandidat für die EJE zu haben. 
Beide sind frühere MIR-Politiker, die eigene Parteien 
gründeten, als Jaime Paz sich immer mehr nach rechts 
orientierte, Eine erste flinigung wurde erzielt mit 
zentralen politischen Programmpunkten wie: zweite Agrarr 
reform, Einstellung der Schuldenzahlung, Wiederherstell- 
ung der Dominanz des Staates in der Wirtschaft u.a. 
Bei den Kommunalwahlen 1987 erreichten die Parteien 
der Linken getrennt 17% der Stimmen, ein Ergebnis, 
das bei der Bildung eines Bündnisses übertroffen werden 
könnte, Die noch nicht beendeten Streitereien um die 
Spitzenkandidatur und die nicht ermutigende Geschichte 
der vielen winstabilen bolivianischen Linksbündnisse 
lassen allerdings daran zweifeln, daß die Linke tatsäch- 
lich zu einer erfolgversprechenden Linheit findet. 
Nicht zuletzt ist auch die politische Programmatik 
des Bündnisses noch sehr unscharf, 

Die Weichen für vier weitere Jahre Exekution von IWF- 


Politik scheinen in Bolivien schon heute gestellt. 


Ulrich Goedeking 


Quellen: Aqui, &l Diario, Correo del Sur, Cuarto Inter- 
nedio, CEi: La Relocalizacion 
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CHILE 


Nach dem 5. Oktober 


Endlich haben wir Gewißheit über die Ergebnisse des von der 
Verfassung der Diktatur vorgesehenen Plebiszits. Ca. 43% der Stimmen 
wurden für die Bestätigung Pinochets für die Zeit von 1989-1997 und über 
54% gegen seine"Wiederwahl" abgegeben. Ohne Zweifel hat der Diktator 
eine Niederlage in seiner Erwartung erlitten, ohne weiteres bis zum Ende 
dieses Jahrhunderts Präsident der Republik zu bleiben. Aber esistschwer, 
in diesem Moment die Bedeutung seiner Niederlage abzuschätzen. 


Die Niederlage bedeutet nicht, daß Pinochet von der politischen Bühne ver- 
schwinden wird, da er verfassungsgemäß Präsident der Republik bis März 1990 bleibt 
und darüberhinaus Oberbefehlshaber der Armee und Mitglied des Nationalen Sicher- 
heitsrates, einem staatlichen Organ mit einem faktischen Vetorecht gegenüber Prä: 
sident, Parlament und Justiz. Außerdem wird Pinochet auf Lebenszeit Mitglied des 
Senats, einer der zwei Kammern des Parlaments, bleiben. 


Im März 1990 werden nach der sogenannten "Verfassung der Freiheit" ein 
neuer Präsident und ein Parlament ihr Amt antreten. Die Verfassung ist dadurch cha- 
rakterisiert, daß die Linke von dem gesellschaftlichen System ausgeschlossen ist, das 
Parlament eine rein dekorative Funktion hat und die gesamte staatliche Macht vom 
Militär kontrolliert wird, ohne jede Reformmöglichkeit. 


Selbstverständlich ist es zu früh, ein paar Tage nach dem Plebiszit konkrete 
Voraussagen über die zukünftige Entwicklung Chiles zu machen. Dennoch ist es mög- 
lich, einige Tendenzen aus dem Verhalten bestimmter Politiker abzuleiten. Diese ak- 


“ tuellen Reaktionen der Politiker müssen ebenso als Grundlage aller Interpretationen 


der gegenwärtigen chilenischen Situation herangezogen werden wie die langfristig ver- 
festigte Struktur des militärischen Machtapparates, die nach dem Militärputsch 1973 
aufgebaut worden ist. 


Wohin geht die Opposition? 


Trotz gewisser Meinungsverschiedenheiten ist die Linke der Meinung, daß es 
nach der Wahlniederlage Pinochets nur durch eine aktive soziale Mobilisierung mög- 
lich ist, die Diktatur zu beenden. 


Ganz anders ist die Meinung der bürgerlichen Opposition in dieser Hinsicht. 
Bekanntlich hat sie sich in allen diesen Jahren geweigert, eine einheitliche Front der 
Opposition zu bilden. Insbesondere die Christdemokraten, die noch bis Juli 1986 ge- 
wisse gemeinsame Aktionen mit der Linken unternommen hatten, haben sich dem US- 
Diktat gebeugt und jede gemeinsame Arbeit mit den Kommunisten abgelehnt. Beson- 
ders hart haben sie sich einer Zusammenarbeit im "Kommando für das NO" verwei- 
gert. Die Wahrheit ist , daß die Christdemokraten, wie die gesamte bürgerliche Oppo- 
sition, für einen Ausweg durch Verhandlungen mit den Militärs sind, Verhandlungen, 
deren Charakter in diesen Tagen noch genauer definiert wurde. 
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Aber schon vor cinigen Monaten hat sich Patricio Aylwin in einem Interview 
mit der Zeitung E/ Mercurio von der "linken" Vergangenheit der Christdemokratie 
und sogar von einem früheren gewissen "antidiktatorischen Radikalismus" verabschiec- 
det. 


Nach dem Plebiszit hat Patricio Aylwin wörtlich gesagt: "Wir wollen die po- 
sitiven Aspekte [der Militärregierung] nicht verschweigen ... [-] Wir wollen ein dem 
Warcnexport geöffnetes Land ..., die Privatinitialive unterstützen ... [.] Wir wollen we- 
der die Verstaatlichung noch die Kollektivierung." Selbstverständlich begleitet er diese 
Ausführungen mit diskreten Bemerkungen über die Notwendigkeit staatlichen Enga- 
gements im Gesundheits- und Erzichungswesen sowie in der Sozialpolitik allgemein. 


In der politischen Auswertung des Plebiszites spricht Aylwin davon, daß es 
"weder Sieger, noch Besiegte" gibt und daß es jetzt "ein Chile für alle" geben muß, mit 
dem die durch das Plebiszit aufgerissenen Gräben überwunden werden sollen. Dar- 
überhinaus hält der Führer der Christdemokraten Pinochet für "das einzige Hindernis 
bei der Aussöhnung der Chilenen". 


pen 


Patricio Aylwin, Christdemokrat, Sprecher des "Kommando für das Nein" 


Trotzdem hat cr seinc Bereitschaft erklärt, auf die "freien Wahlen" noch bis 
zu cincm Jahr zu warten. Eine ähnliche Bereitschaft hat auch der Sozialist Ricardo 
Lagos, Führer des "Partido por la Democracia", auf indirekte Weise geäußert, der auch 
daran erinnerte, daß die Militärjunta in der Lage sei, eine Verfassungsreform durch- 
zuführen. Der Vorsitzende der Radikalen Partei Chiles -- Mitglied der Sozialistischen 
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Internationale -- hat seinerseits schon vor einigen Monaten nicht nur zugestanden, daß 
er zu Verhandlungen mit den Militärs bereit ist, sondern daß er auch das "Recht" der 
Militärs anerkennt, darüber zu entscheiden, mit welchen oppositionellen Parteien es 
diese Verhandlungen führen will. Zuletzt hat der ehemalige Generalsekretär der So- 
zialistischen Partei Chiles, Aniceto Rodriguez, wörtlich erklärt: "Wir dürfen nicht 
weitergehen auf dem Pfad der Konfrontation. Es darf weder Sieger, noch Besiegte ge- 
ben ... [.] Der einzige Verlierer ist der General Pinochet ... [.] In erster Linie muß jetzt 
eine Versöhnung zwischen dem Volk und den Uniformierten angestrebt werden." 


Die Politiker der Regierungsparteien haben auf diese Erklärungen nicht ab- 
lehnend reagiert. Im Gegenteil: Der ehemalige Innenminister Pinochets und Führer 
der "Renovaciön Nacional", Sergio Onofre Jarpa, hat seine Bereitschaft zu Verhand- 
lungen mit der "demokratischen" Opposition, um gewisse Änderungen der Verfassung 
zu diskutieren, verkündet. In derselben Richtung erklärte sich der Vertreter der 
"Union Demöcrata Independiente", Jaime Guzmän, der als bekannter Ideologe der 
Diktatur auch Mitautor der Verfassung von 1980 ist. 


Den Informationen der internationalen Presse zufolge hat schon ein erster 
Treffen zwischen Jarpa und Aylwin stattgefunden. In Wirklichkeit treffen die beiden 


Politiker allerdings nicht das erste Mal zusammen: Sie haben sich bereits 1973 und si- 
cher auch in den Jahren zuvor getroffen, um den Kampf gegen die Regierung Allendes 
gemeinsam zu organisieren. Aus der Geschichte wissen wir, wie "gut" beide zusam- 
menarbeiten können. 


Im Namen der Kirche hat der Erzbischof-Kardinal von Santiago, Francisco 
Fresno, nochmals seinen Aufruf zur Versöhnung wiederholt, dem sich Carlos Gonza- 
lez, der Vorsitzende der Bischofskonferenz Chiles, mit den Worten anschloß: "Ich 
glaube, daß wir ab heute in einem anderen Land leben ... [.] Zivilisten und Militärs 
müssen einen Weg finden, sich zu verständigen.” 


Aus alledem könnte man schließen, daß die Opposition und die wichtigen Re- 
gierungsparteien bereit sind, einen Ausweg aus dem Widerspruch zwischen der Mili- 
tärdiktatur und dem Ergebnis des Plebiszites zu suchen. Dabei werden sie von der Kir- 
che und dem US State Department unterstützt, das nach dem Plebiszit offiziell sowohl 
dem chilenischen Volk als auch der Regierung und den Militärs "gratuliert" hat. Ohne 
jedoch die Reaktion des Diktatur zu analysieren, ist es zu früh für eine solche Schluß- 
folgerung. 


Die Reaktionen der Militärdiktatur 


Der erste Regierungsvertreter, der, als er die Niederlage Pinochets aner- 
kannte, die politischen Absichten der Diktatur bekräftigte, war Innenminister Sergio 
Fernändez. Er sagte wörtlich: "Die Regierung wiederholt ihre feste Entschlossenheit, 
die Verfassung und die Gesetze zu erfüllen und vollziehen zu lassen.” 


Danach war es Pinochet selbst, der sich diesmal ohne den Anzug, den er als 
Kandidat trug, sondern mit der Uniform des "Capitan-General" der chilenischen Ar- 
mee, in einer Rundfunk- und Fernschansprache an das Land wandte: "Die Militär- 
kräfte bleiben unbeirrt bei ihrer Verpflichtung auf die Prinzipien der glorreichen Hel- 
dentat vom 11.9.1973 [Pinochets Bezeichnung für den Putsch] ... [.] Wir werden den 
von der Verfassung vorgegebenen Weg weiter verfolgen ..." (d.h., er wird Präsident bis 
zum 11.3.1990, Oberbefehlshaber der Armee und Mitglied des Nationalen Sicherheits- 
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rates bis 1997 und Senator bis zu seinem Tod bleiben). Als ob das alles nicht genug 
wäre, hat Pinochet darüberhinaus wiederholt, daß das Militär "der Führer des Aufbaus 
der Zukunft Chiles sein wird", 


Wie um diese Ansprache zu bekräftigen, ging die Polizei genau zu dem Mo- 
ment, an dem der Diktator vor den Fernschkameras saß, gegen die Demonstraten vor, 
die den Sieg über Pinochet Diktatur feierten. Zwei Tote, mehrere Dutzend Verletzte 
und über fünfzig Verhaftete sind an diesem Tag der Beitrag der Polizei zu den 
Durchhalteparolen des Diktators. 


. Danach hat sich der Vize-Kommandant der Armee, Santiago Sinclair, über 
die von Teilen der Opposition angestrebenen Verhandlungen geäußert. Mit militäri- 
scher Trockenheit hat er gesagt: "Die Streitkräfte verhandeln nicht!" 


Ein paar Tage später, etwas erholt von der Wahlniederlage am 5,Oktober, hat 
der Innenminister Fernandez eine andere Einschätzung des Plebiszits abgegeben: Pi- 
nochet ist der Sieger! Wörtlich : "Präsident Pinochet erscheint als die erste politische 
Kraft des Landes", Weiter sagte Fernändez: "Wenn die Streitkräfte am 11,September 
1973 kräftig genug und unersetzlich waren als Rückgrat der Nation, sind sie heute noch 
kräftiger und unersetzlicher Er wiederholte nocheinmal die Absicht, dem in der Ver- 
fassung vorgeschriebenen Weg weiter zu folgen. 


Zuletzt hat Pinochet selbst zum Besten gegeben: "Ich werde die Regierung 
am festzgesetzten Tag übergeben: am 11. März 1990... (Die Wähler) haben abge- 
stimmt, daß ich weiter machen soll, und nicht für eine Änderung der Verfassung”. 
Nach der originellen Interpretation des Diktators wollten 43% der Wähler ihn noch 
für 8 Jahre als Präsident und 54% ihn eben nur für ein Jahr länger. 


Um es zusammenzufassen; Die Militärdiktatur hat wiederholt jede Ver- 
handlung und jedes Abweichen vom vorgesehenen Weg abgelehnt. 


Warum glauben bestimmten Teilen der Opposition dennoch an einen Ausweg 
durch Verhandlungen? " 


Die Annahme, die Streitkräfte könnten sich selbst entmachten, geht von der 
falschen Prämisse aus, daß mindestens Teile der Streitkräfte demokratische Über- 
zeugungen hätten und bereit wären, die Volksentscheidung gegen das von ihnen gebil- 
Bi Regime zu akzeptieren. Hinweise, die eine solche These stützen können, liegen 
nicht vor. 


Charakter und Rolle der Militärs im heutigen Chile 


Am grundlegend antidemokratischen Charakter der Streitkräfte lassen die 
Jahrelange "Erziehung" des chilenischen Heeres durch Konzepte zur "Abwehr des in- 
neren Feindes", der Putsch von 1973 selbst, die Entwicklung der Doktrin der nationa- 
len Sicherheit, die Verfassung der Diktatur sowie die öffentlichen Aussagen von Ver- 
tretern des Militärs keinen Zweifel zu. Dies schließt jede Möglichkeit des Zusammen- 
wirkens mit den tatsächlich demokratischen Kräften der chilenischen Gesellschaft aus. 


Einen Hinweis hierauf liefern die Ansichten des Professors für Politische 
Wissenschaften an der Kriegs-Akademie des Heeres, Marcelo Mancilla (bis 1973 Mit- 
glied der Christdemokratischen Partei). Im Hinblick auf die Konsequenzen, die eine 
Mehrheit gegen Pinochet hat, betont er vor dem Plebiszit: "Während all dieser Jahre 
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ist die Anzahl. der Personen, die für oder gegen die Regierung sind, völlig irrelevant 
gewesen; warum sollte sie jetzt bestimmend dafür sein, ob das Militär geht oder 
bleibt? Das Grundlegende ist die Bewahrung des sozialen, wirtschaftlichen und po- 
litischen Modells. Dies kann man nicht einer vorübergehenden Tatsache wie der Kom- 
bination von Mehrheiten und Minderheiten bei einer Wahl opfern". 


Gehen wir trotzdem davon aus, daß die Streitkräfte nach dem Sieg des 
"NEIN" zu Verhandlungen über die Wiederherstellung der Demokratie bewegt bzw. 
gezwungen werden können, so stellt sich die Fragg, unter welchen Bedingungen das 
Militär diese Verhandlungen führen wird. 


Dabei stehen die während der Diktatur vom Militär begangenen Verbrechen 
an erster Stelle. Sind die Streitkräfte bereit, jeden Schuldigen zu bestrafen? Tritt aber 
auch die gesamte Opposition geschlossen für die Verfolgung der Verbrechen ein? 
Schon kündigen Teile der Opposition Kompromißbereitschaft an, indem sie mit 
Parolen wie "Versöhnung, Gerechtigkeit und Mäßigung" hantieren. Andere jonglieren 
mit einer beliebig festgelegten Anzahl von Militärs, die der Justiz zu übergeben seien; 
von etwa 200 Militärs ist die Rede, die stellvertretend für die Verbrechen des ge- 
samten Militärapparates zur Verantwortung gezogen werden sollen. Es fehlen auch 
nicht diejenigen, die allen Ernstes verlangen, die Militärs sollten sich durch ihren ei- 
genen Justizapparat selbst richten. 


Schon dieses Problem zeigt, daß solche, auf dem Verhandlungsweg erzielte 
"Lösungen" in eine Sackgasse führen. Die Erfahrungen Uruguays und Argentiniens auf 
diesem Gebiet geben nicht gerade Anlaß zu Optimismus. Wieviele Oberst Ricos gibt es 
im chilenischen Heer, die bereit sind, eine aufkeimende Demokratie zukünftig mit 
dem Bajonetten in Schach zu halten? ; 


Ferner gibt es das Problem der institutionellen Ordnung der Diktatur. Ist das 
Militär bereit, auf die Rolle der obersten Staatsmacht über Gesetzgeber, Regierung 
und Justiz zu verzichten? Ist es bereit, alle existierenden politischen Sektoren der chi- 
lenischen Gesellschaft als legitime Bestandteile der Demokratie zu akzeptieren? Kein 
ernstzunehmendes Anzeichen läßt uns vermuten, daß das Selbstverständnis der Streit- 
kräfte als Inkarnation der Nation selbst, erhoben über die politischen Gruppierungen 
und die Interessenverbände, auf irgendeine Art von ihnen selbst in Frage gestellt 
würde. Ebenso verhält cs sich mit ihrer Vorstellung, daß der internationale Kommu- 
nismus in allen seinen Varianten -- d.h. die Kommunisten selbst, die Sozialisten, die 
linksorientierten Menschen im allgemeinen sowie die Gewerkschaftlegund alle kriti- 
schen Strömungen innerhalb der Gesellschaft -- die Hauptfeinde der Nation sind, mit 
denen kein Dialog möglich ist und die man auf allen möglichen Ebenen und mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpfen muß. 


Außerdem: Sind die Streitkräfte bereit, institutionelle Reformen zuzulassen, 
die letzten Endes die Unterordnung des Eigentums unter die Gesellschaftsinteressen 
bedeuten, -- in einem Land, in dem annähernd die Hälfte der Einwohner weniger als 
das absolute Überlebensminimum als Einkommen hat, in dem nach einem Konzentra- 
tionsprozeß der Reichtum sich bei einer winzigen Minderheit angesammelt hat und in 
dem dem Privateigentum Sicherheiten geschaffen wurden, die jede effektive Reform 
verhindern? 


Und sollten sie sich auf all das einlassen -- mit den Worten des oben er- 
wähnten Mancilla - wegen "einer vorübergehenden Tatsache, wie der Kombination 
von Mehrheiten und Minderheiten bei einer Wahl?" 
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Die Unterordnung der Streitkräfte unter die zivile Macht sowie die Akzep- 
tanz eines anderen als des heute herrschenden ultraliberalen Eigentumsrechtes durch 
das Militär stellen Probleme dar, die weit über jene des militärischen "Stolzes" oder 
der ideologischen Konzeptionen, mit denen die Uniformierten insbesondere nach dem 
Putsch indoktriniert worden sind, hinausgehen. 


Neben diesen Gesichtspunkten existieren auch schr konkrete materielle In- 
teressen des chilenischen Militärs von heute. Sie haben einen bedeutenden Teil der 
alten staatlichen Techno-Bürokratie aus der Zeit der Demokratie ersetzt, wobei sic 
unter dem Mantel der absoluten Macht cine Fülle von Vorzügen und materiellen Pri- 
vilegien angesammelt haben. Zuzüglich zu den materiellen Verbesserungen, die sie in 
all diesen Jahren als Militärs ohnehin erhalten haben, ist dies ein entscheidender 
Faktor für das Verhältnis des Militärs zur Idee eines Verzichtes auf die politische 
Macht. 


EINE mm an 


wu un ]] 


‚Angesichts der Macht, des Ansehens und des materiellen Wohlstandes von 
heute spielt das Gespenst des dunklen Kasernenlebens vor dem Putsch sicherlich eine 
viel bedeutendere Rolle als der simple Stolz, höchste Instanz des Staates zu sein! Im 
Hinblick auf die fast grenzenlosen Garantien, die dem Privateigentum in der Verfas- 
sung der Diktatur zuerkannt werden, hat das Militär auch einige weitere Gründe -- von 
seiner neoliberalistischen Grundhaltung abgesehen --, die 1980 erzwungene Konzep- 
tion des Eigentums um jeden Preis zu verteidigen. Es ist allgemein bekannt, daß zahl- 
reiche Mitglieder der Streitkräfte sich in verschiedene Sektoren der Privatwirtschaft 
Integriert haben. Sie haben seit geraumer Zeit aufgehört, "bescheidene" lohnabhängige 
Staatsdiener zu sein, um sich matcriell den Interessen zu verpflichten, deren Verteidi- 
gung oberstes Dogma des herrschenden Systems ist: das Privateigentum, das als die 
Grundlage aller Freiheiten definiert wurde, 
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Wo liegt die Hoffnung? 


Das Grundproblem dieser Sackgasse Chiles wurzelt in den Eigentümlichkei- 
ten der historischen Entwicklung des Landes. 


Chile ist ein Bestandteil Lateinamerikas, mit seiner Unterentwicklung, seiner 
Abhängigkeit und seiner Armut. Es war aber in der Lage, eine Arbeiterbewegung her- 
vorzubringen, die die Fähigkeit besaß, das System in Frage zu stellen und eine intel- 
lektuelle Schicht zu entwickeln, die sich vorwiegend mit den Idealen der Arbeiterbe- 
wegung identifizierte. 


Und es war eben diese Arbeiterbewegung, die mit ihren Kämpfen das Ende 
des oligarchischen Staates erzwang, die die Entwicklung der Demokratie und des Sozi- 
alstaates ermöglichte und die letzten Endes das demokratischste politische Projekt 
umsetzt, das unsere Geschichte kennt, -- den "chilenischen Weg zum Sozialismus". 


Trotz aller Rückschläge in den letzten Jahren existiert dieses historische 
Vermögen im kollektiven Bewußtsein vieler Chilenen auch heute noch. Und auch trotz 
der augenblicklichen Krise der chilenischem Linken lebt diese Fähigkeit fort, das 
System in Frage zu stellen. 


Das erkennen sowohl das Militär als auch die bürgerliche Opposition an, die 
sich sogar mehr vor einer sozialen Mobilisierung als vor der Diktatur fürchtet, mit der 
sie letzten Endes nur verhandeln will. Verhandeln, um eine "Demokratie" mit 
unantastbaren Barrieren zu errichten, um sämtlich unverzichtbaren sozio- 
ökonomischen Veränderungen zu verhindern, die das Ende der Privilegien einer 
weniger bedeuten. Aus diesem Grund hat die bürgerliche Opposition sehnsüchtig auf 
die Entwicklung einer "demokratischen Linken" gewartet (als ob sie Unterricht in 
Demokratie erteilen könnte!), d.h. einer Linken, die dem System verhaftet wäre, die 
bereit wäre, eine beschränkte Demokratie zu akzeptieren, die verspricht, Lösungen für 
die sozikalen Probleme zu "suchen", wobei die jetzige bürgerliche Opposition aber 
jederzeit bereit ist, beim ersten Anzeichen von sozialem Protest wieder die Militärs 
um "Rettung" der Demokratie zu bitten! 


Niemand zweifelt daran, daß es einen grundlegenden Widerspruch in der 
chilenischen Gesellschaft zwischen der Diktatur und den demokratischen Forderungen 
der großen Mehrheit der Chilenen gibt und daß der Kampf für das Ende der Diktatur 
eine Hauptaufgabe der Arbeiterbewegung und der chilenischen Linken ist. 


Aber die von Teilen der bürgerlichen Opposition gewünschte strikte Tren- 
nung des Kampfes für die demokratischen Forderungen auf rein politischer Ebene von 
den unaufschiebbaren Aufgaben, die Wirtschaft und Gesellschaft insgesamt zu 
demokratisieren, bedeutet für mehr als die Hälfte der Chilenen abseits zu stehen, d.h. 
außerhalb dieser Demokratie. 


Und das ist für Millionen von Chilenen im wahrsten Sinne des Wortes eine 
Angelegenheit von Leben und Tod. Ich sehe keine Möglichkeit, die Überlebenspro- 
bleme der Chilenen ohne drastische Maßnahmen zur Sicherung der täglichen Versor- 
gung zu lösen. Und das geht weit über das hinaus, was die bürgerlichen Parteien zu 
gewähren bereit sind. 


Von diesem Standpunkt aus denke ich, daß es eine zentrale Azufgabe der 
chilenischen Linken ist, definitiv ihr eigenes politisches Projekt zu formulieren und, 
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statt die Führungsrolle im demokratischen Kampf denen zu übertragen, die ihn zer- 
stört haben, den Chilenen klar und deutlich den Zusammenhang zwischen dem konse- 
quenten demokratischen Kampf und den sozialen Veränderungen zu zeigen. Meiner 
Ansicht nach ist das der einzige Weg, denen einen entscheidenden Teil der Unterstüt- 
zung des Volkes zu entreißen, die zu Verhandlungen mit dem System bereit sind, und 
so eine klare Mehrzu bilden, die in der Lage ist, Chile sowohl von der Diktatur als auch 


von der wirtschaftlichen Misere zu befreien. 


Ich denke, daß die eigentümlichen historischen Erfahrungen, die Chile 
durchlebt hat, es potentiell dazu befähigen, auch einen originellen Ausweg zu finden: 
einen Ausweg, der es ermöglicht, eine Demokratic zu schaffen, die weit über die rein 


politische Ebene hiansugeht. 


Das wäre ein Modell demokratischer Entwicklung, die sich auf einen domi- 
nierenden sozialbeherrschten Teil der Wirtschaft und auf die aktive Beteiligung der 
Bevölkerung beim Treffen und Durchführen wirtschaftlicher, sozialer und politischer 


Entscheidungen gründet. 


Eine Demokratie, in der die Menschenrechte -- das Recht auf Leben, auf 
freie Entfaltung der Persönlichkeit, auf freie Meinungsäußerung, die Vereinigungs- 
und Versammlungsfreiheit, aber auch das Recht auf Arbeit, auf soziale Sichcrheit, auf 
Erziehung, auf Gesundheitsversorgung und auf materiellen Wohlstand -- durch die 


Ordnung selbst respektiert und garantiert werden. 


Isidoro Bustos V. 


Isidoro Bustos V. ist der Autor des FDCL-Buches "Die Verfassung der Diktatur - 


Die Entwicklung der Grundrechte in Chile" (s. Anzeige am Ende des Heftes) 
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Radio Voz Popular in Guatemala 


Am 22. Mai 1987 war die erste Sendung von Voz 
Popular in Guatemala und den Nachbarländern zu 
hören. Damit verfügte auch die Guerilla-Bewe- 
gung dieses Landes, die UNRG, über einen eige- 
nen Sender, der neben aktuellen Meldungen über 
Politik, Menschenrechte und Übergriffe der Ar- 
mee auch Berichte über Stand und Entwicklung 
der organisierten Volksbewegung sendet. Radio 
Voz Popular trat genau in dem Moment an die 
Öffentlichkeit, als im Rahmen der "neuen Demo- 
kratie" von Seiten der Herrschenden eine ge- 
schicktere Form von Propaganda und psychologi- 
scher Kriegführung eingeführt wurde. Die Be- 
richterstattung des UNRG-Senders trägt dazu 
bei, die einseitige Information der guatemal- 
tekischen Medien zu entlarven, und widerlegt 
gleichzeitig die so oft wiederholte Behauptung 
der Regierung, der Widerstand in dem kleinen 
mittelamerikanischen Land sei praktisch völlig 
am Ende. 

Nähere Informationen bei der Guatemala-Gruppe Stuttgart 
c/o Birgit Kempf, Ehrenhalde 10, 7000 STUTTGART I 


VoZ 


POPULAR 
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HAITI 


Bringt der letzte Putsch die Demokratie? 


Noch ein Putsch in Haiti. Im Laufe der zwei Jahre, die seit dem 
Sturz von Duvalier vergangen sind, hat das Land vier Regierungen 
gesehen und nicht weniger als drei Präsidenten. Ironie des Schick- 
sals, der ehemalige starke Mann der Armee, General Namphy, hat 
nach dem Putsch gegen ihn am 17. September denselben Weg genommen, 
sogar dasselbe Hotelzimmer belegt, wie sein Vorgänger Leslie Mani- 
gat. Die Ähnlichkeit zwischen dem jüngsten und den früheren Put- 
schen hört hier allerdings schon auf. Denn was zur Zeit in Haiti 
passiert, hat nichts mehr zu tun mit den unzähligen Neubesetzun- 
gen, die das politische Leben Haitis seit dem Ende Duvaliers im 
Januar 1986 bestimmt haben. Der letzte Putsch, durchgeführt von 
einfachen Soldaten und Unteroffizieren, könnte einen entscheiden- 
den Wendepunkt für den Demokratisierungsprozeß des Landes bedeu- 
ten. 


Bis jetzt war sich die Armee, .trotz interner Spannungen, immer ei- 
nig gewesen; nachdem sie unter dem Regime Duvaliers eine Zeit lang 
mit der demokratischen Bewegung sympathisiert hatte, war sie unter 
Namphy zu ihrem alten Image zurückgekehrt und hatte das Volk un- 
terdrückt - wie früher auch. Tatsächlich wollte Namphy mit der Un- 
terstützung ehemaliger Duvalier-Anhänger (unter anderem dem Ix- 
Militär und Bürgermeister der Hauptstadt Port-au-Prince, Frank 
Romain) eine Militärdiktatur im Land errichten und die Duvalieri- 
sten wieder in Amt und Würden setzen. Die grausamen Methoden des 
Duvalierismus kamen gleichfalls wieder zu Ehren: Gläubige, die in 
einer Kirche in den Elendsvierteln an einer Sonntagsmesse teilnah- 
men, wurden Opfer eines brutalen und blutigen Überfalls. Die für 
dieses Massaker Verantwortlichen durften sich auch noch im staat- 
lichen Fernsehen ihrer Taten rühmen - nur ein weiterer Beweis für 
die diktatorische Form der Regierung unter Präsident Namphy. 


Das ungewöhnliche an dem jüngsten Militärputsch liegt in der Tat- 
sache, daß zum ersten Mal seit dreißig Jahren der Konsens, der die 
Armee bis dahin zusammengehalten hatte, plötzlich auseinander- 
brach: Ohne rechten Bezug mehr zur Basis hatte die Armeeführung 
sich über den Willen der einfachen Soldaten und Unteroffiziere 
hinweggesetzt, die auf eine Demokratisierung des Landes drängten. 
Korrupt, und unfähig, die Allianz mit den Duvalieristen aufzukün- 
digen, wollte die Armeeführung den Übergang von der Diktatur zur 
Demokratie nicht unterstützen. Angesichts der ökonomischen und so- 
zialen Krise des Landes wäre dies die einzige Lösung gewesen. Wenn 
man weiß, daß die Generäle in Villen wohnen, die Millionen US-Dol- 
lar gekostet haben, während die Soldaten und Unteroffiziere zum 
großen Teil die Lebensbedingungen der Slum-Bewohner teilen, ver- 
steht man die Kluft zwischen der Armeeführung und der Armeebasis. 
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Der Putsch ist weit mehr als eine bloße Palastrevolte: Fast alle 
duvalieristischen Militärkommandanten sind von den Soldaten ver- 
haftet, geschlagen und abgesetzt worden. Mehr als 57 Generäle und 
Offiziere sind aus der Armee verjast worden. In der Verwaltung 
wurden die Parteigänger von Namphy ihrer Ämter enthoben. Die Arnıce 
macht gemeinsan mit der Bevölkerung Jagd auf die berüchtigten 
"Tontons Macoutes"”. Das neue zivile Kabinett ist gemeinsam von 
Prosper Avril und dem Anführer und Sprachrohr der "Bewegung der 
Soldaten", Leutnant Haubreux, ernannt worden. Ebenso gibt es immer 
mehr Gespräche zwischen den neuen Machthabern und den politischen 
Parteien. Ein Erfolg der neuen Regierung war die gewaltlose Abset- 
zung des gefürchteten Oberst Jean-Claude Paul, die ohne Blutver- 
gießen vonstatten ging - trotz des Einflusses, den Paul auf Teile 
der Armee hat. (s. LN 174) 


Dennoch vermieden die Oppositionsparteien jeden Anflug von Eupho- 
rie. Sie versuchen, nicht die Fehler zu wiederholen, die nach dem 
Sturz von Jean Claude Duvalier begangen worden sind - zu sehr sind 
sie sich der prekären politischen Lage bewußt. Tatsächlich hatte 
die demokratische Opposition sich in fast inflationärer Weise der 
großen Massenbewegungen bedient, ohne daß es ihnen gelungen wäre, 
die duvalieristischen, anti-demokratischen Militärs zu isolieren. 
So sind - mit Ausnahme von Sylvio Claude, dem Führer der Christ- 
demokraten - die wichtigsten Politiker damit einverstanden, das 
Datum für die Präsidentschaftswahlen noch offen zu lassen, um erst 
die für eine Demokratisierung notwendigen Rahmenbedingungen zu 
schaffen. 


Die politischen Bedingungen für einen solchen Prozeß sind nach den 
Putsch der Söldaten besser als vorher: Tatsächlich hat die Bewe- 
gung der Soldaten eine Demokratisierung des Landes verlangt. Sie 
fordert, die von 90% der Bevölkerung befürwortete Verfassung von 
1987 zu respektieren, Präsidentschaftswahlen abzuhalten sowie Po- 
lizei und Armee institutionell zu trennen - alles Forderungen, die 
denen der demokratischen Kräfte entsprechen. 


Dennoch darf die Möglichkeit nicht unterschätzt werden, daß diese 
Bewegung vereinnahmt wird. Die Tatsache, daß sich an ihrer Spitze 
General Prosper Avril befindet, ist ein ernstes Handicap für den 
Demokratisierungsprozeß - Avrils gesamte politische Karriere fällt 
in die Zeit der Diktatur, Avril war der einflußreichste Berater 
von Jean Claude Duvalier. Es ist wohl davon auszugehen, daß ein 
duvalieristischer Offizier nicht von einem Tag auf den. anderen zum 
Demokraten wird. So steht zu befürchten, daß Prosper Avril ver- 
sucht sein wird, die Bewegung der Soldaten zu benutzen, indem er 
bestimmte ihrer Forderungen erfüllt, um danach den "Status Quo An- 
te' wieder herzustellen. 


Eine solche Politik könnte allerdings die Widersprüche nicht. 16- 
sen, die überall in der haitianischen Gesellschaft aufbrechen. Die 
Ablehnung des Duvalierismus ist so total, daß dessen Wiederher- 
stellung nur ein instabiles Gleichgewicht bedeuten könnte. Der 
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Wille der Mehrheit der Haitianer, 
drängen, wäre damit keinesfalls zu brechen. Die 


Oktober/November 1988 


die auf eine Demokratisierung 


größte Gefahr 


droht von seiten der ehemaligen Militärs, die aus der Armee ausge- 
schlossen wurden. Ihr Interesse ist es, ihre alte Position wieder- 
zuerlangen und jeden Demokratisierungsprozeß zu verhindern, denn 
damit könnte es auch zu politischen Prozessen gegen die Barone des 
alten Regimes kommen. In einem solchen Fall ist es mehr als wahr- 
scheinlich, daß das Land in einen blutigen Bürgerkrieg versinkt. 
Angesichts der Entschlossenheit der Haitianer, endgültig mit dem 
alten Regime zu brechen, könnten dann bestimmte politische Grup- 
pierungen der Opposition versucht sein, sich militärisch zu orga- 
nisieren, Letzten Endes würde dies für Haiti die Übernahme mittel- 
amerikanischer Verhältnisse bedeuten. 


KURZNACHRICHTEN 


EL SALVADOR 


Convergencia Democrätica und 
Wahlen 

Nach der Repressionswelle Mitte 
September gegen Universität und 
Gewerkschaften machte die Con- 
vergencia Democrätica (CD), ein 
linkes Wahlbündnis, in dem auch 
die FDR-Parteien von Ungo und 
Zamora vertreten sind, noch ein- 
mal deutlich, was sie sich von 
der Wahlteilnahme verspricht. 
Sie betont, daß es unmöglich sei, 
in einem Land wie El Salvador 
über Wahlen die Machtverhältnisse 
zu ändern, da die Macht nicht im 
Parlament, sondern bei den Mili- 


tärs und der Oligarchie liegt. 


Die CD wird vielmehr die Wahlen 
dazu benutzen, jene Schichten 
politisch zu mobilisieren, die 
sich bisher indifferent verhal- 
ten haben. Sie weist jedoch da- 
rauf hin, daß sie für den Fall 
massiver Repression mit Massen- 
verhaftungen und Unterdrückung 
von Demonstrationen ihre Wahl- 
teilnahme zurückziehen werde. Das 
strategische Bündnis zwischen 
FMLN und FDR bleibt trotz viel- 
fältiger Spaltungsversuche be- 
stehen. 


EL SALVADOR 


Christdemokratie am Ende 

Nach monatelangen innerparteili- 
chen Hakeleien, die zudem noch 
belastet waren von einer Flut von 


Korruptionsskandalen, hat Rey 


Prendes, der verhinderte Präsi- 
dentschaftskandidat der Christ- 
demokratischen Partei (PDC) An- 
fang Oktober einen Schlußstrich 
gezogen. 

Lange hatte er nach den Wahlen 
im März vergeblich versucht, den 
Wunschkandidaten der USBotschaft, 
Chavez Mena, durch Parlaments- 
streik u.ä. abzusetzen. Jetzt 
gründete er mit seinen Anhängern 
die "Authentische Christliche Be- 
wegung" (MAC). 

Diese neue offizielle Spaltung 
der PDC macht einmal mehr deut- 
lich, wie. vollständig demorali- 
siert diese Partei vor dem Scher- 
benhaufen ihrer Politik steht. 
Verbal wird die Rest-PDC zwar 
noch von den USA unterstützt, 
aber für die kommenden Präsident- 
schaftswahlen - wenn sie über- 
haupt stattfinden - droht sie in 
völliger Bedeutungslosigkeit zu 
versinken. 
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KUBA 


amnesty international sieht po- 
sitive Entwicklung bei Menschen- 
rechten 

Die kubanische Regierung hat be- 
deutsame Schritte zur Verbesse- 
rung der Menschenrechtssituation 
unternommen, so das Fazit von 
amnesty international nach einem 
Besuch der Karibik-Insel. In 
ihrem Bericht begrüßt die Men- 
schenrechtsorganisation die Frei- 
lassung zahlreicher politischer 
Gefangener in den vergangenen 18 
Monaten, die Verbesserung der 
Haftbedingungen verbliebener Ge- 
fangener sowie Gesetzesänderun- 
gen, mit denen unter anderem die 
Anwendung der Todesstrafe deut- 
lich verringert wird. 

Dennoch gebe es in Kuba immer 
noch Verletzungen von Menschen- 
rechten, so ai. Immer noch seien 
zahlreiche Personen allein auf- 
grund ihrer politischen Gesinnung 
inhaftiert. Kritisiert werden 
auch unverändert geltende Gesetze 
wie das über "Feindpropaganda", 
die der Unterdrückung oppositio- 
neller Stimmen dienen. 


ARGENTINIEN 


12 Jahre Knast für 
Rebellen-Offizier 

"Kommodore" Luis Estrella, ein 
Gefolgsmann des fundamentalisti- 
schen Rebellen-Chefs Aldo Rico 
(s. IN 167), ist zu einer Gefäng- 
nisstrafe von 12 Jahren verur- 
teilt worden. Estrella war An- 
führer einer Gruppe Militärs, die 
während der Januar-Rebellion die- 
ses Jahres den Flughafen von 
Buenos Aires in ihre Gewalt ge- 
bracht hatte. Sieben andere an 
der Erstürmung des Flughafens 
beteiligte Offiziere wurden zu 
Strafen zwischen drei und acht 
Jahren verurteilt. 
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EUZKADI (BASKENLAND) 


ABC des lateinamerikanischen 
Films 

Im Rahmen des diesjährigen Film- 
festivals im baskischen Donostia 
(San Sebastiän) beschäftigte sich 
ein den offiziellen Wettbewerb 
begleitender Filmzyklus mit dem 
Kino Lateinamerikas. 55 Filme aus 
13 lateinamerikanischen Ländern 
sowie aus Haiti, Jamaica und ein 
"Chicano"-Film wurden zwischen 
dem 15. und 24. September gezeigt. 
Von den frühen Filmen Ende der 
40er Jahre bis hin zu neusten 
Produktionen der auf Kuba gegrün- 
deten "Escuela de los tres mun- 
dos" präsentierten die Veranstal- 
ter ein weitgefächertes "ABC des 
lateinamerikanischen Films". 


USA/PANAMA 


Quayle, Noriega und die Probleme 
mit dem Image 

Dan Quayle, der Vize-Präsident- 
schafts-Kandidat der Republika- 
ner für die kommende Wahl, hat 
den Public-Relations-Experten 
Stuart Spencer zum Leiter seiner 
Wahlkampagne auserkoren. Heik- 
lerweise hatte Spencer zuvor zwei 
Jahre lang für die Regierung Pa- 
namas gearbeitet. Sein Job war 
es, das Image von Armee-Chef No- 
riega, Panamas starkem Mann auf- 
zupolieren. Inzwischen dürfte 
der unliebsam gewordene Noriega 
in den USA zur bestgehaßten Per- 
son noch vor Khomeni und Gadhafi 
aufgestiegen sein. Dennoch kas- 
sierte Spencer sein Gehalt von 
US-$ 350'000. Für die Kampagne 
des ebenso reichen wie konserva- 
tiven Quayle kriegt er sicher- 
lich einiges mehr. Wenn er da 
genauso erfolgreich ist ... 
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BRASILIEN 


Pegou ou näo? 


600 Tage nach seiner Installation hat der 
Verfassungsgebungskongreß die endgültige Version der 8. 
brasilianischen Verfassung verabschiedet und am 6. 
Oktober feierlich dem Volk übergeben. Nur die wenigen 
Abgeordneten der PT (Partido dos Trabalhadores/Arbeiter 
Partei) mochten sich nicht zum Endergebnis bekennen und 
stimmten geschlossen dagegen. Daß es gegen Ende des 
Verfassungsgebungsprozeß doch noch sehr schnell ging, 
und es selbst bei bis zuletzt strittigen Fragen 
Kompromisse gab, lag auch an den für 
terminierten Kommunalwahlen, in denen viele der 
"Constituintes" kandidieren um Bürgermeister(in) oder 
Stadtverordnete zu werden. Entsprechend groß ist auch 
der Zwang, das nunmehr vorliegende Ergebnis ihres 20- 
monatigen Schaffens positiv darzustellen. 


"Diretas Ja!” 


1984 gingen in Brasilien Millionen Menschen auf die 
Straßen und forderten: "Dir&etas Jä”, d.h. sie wollten 
die sofortige Direktwahl des Staatspräsidenten. 'Mit den 
Demonstrationen sollten die Parlamentarier unter Druck 


gesetzt werden, einer Änderung jenes 
Verfassungsparagraphen zuzustimmen, der die von den 
Militärs verfügte indirekte Wahl des Staatsoberhauptes 
vorsieht. Die Massenbewegung konnte sich mit ihrer 


Forderung zwar nicht durchsetzen, dennoch war. der 20- 
jährigen Militärherrschaft ein deutliches Signal für 
ihr Ende gesetzt. Aber “der Übergang zur Demokratie 
trug von Beginn an Uniform" (Boas Correa). Auch wenn 
sich im Wahlmännergremium damals nicht der Kandidat der 
Militärs, sondern der Alt-Liberale Tancredo Neves für 
die auf 6 Jahre festgesetzte Übergangspräsidentschaft 
durchsetzte, zogen sich die Uniformierten nicht in die 
Kasernen zurück. Tancredo Neves war gezwungen, die 
weiteren Schritte der Redemokratisierung mit den alten 
Machthabern abzustimmen. Die vom "Movimento Popular" 
gewünschte Vorgehensweise, der Wahl einer "Constituinte 


von Unten", bestehend aus nichtparteigebundenen Kandi- 
daten und Kandidatinnen aus ihrer Mitte, die nur zum 
Zweck der Verfassungsgebung zusammenkommen sollte, fand 
nicht den Beifall der Militärs. Statt dessen bestellte 
Tancredo Neves die sogenannte "Arinos Kommission", die 


November: 


Oktober/November 1988 LATEINAMERIKA NACHRICHTEN 175 39 
einen Vorentwurf der neuen Verfassung erarbeite. Kurz 
vor seinem Amtsantritt starb Tancredo Neves so "termin 

serecht”, daß die Gerüchte und Verschwörungstheorien 
rund um seinen Tod die Jornaille bis heute beschäftigt. 
Nachfolger wurde Vize-Präsident Jose Sarney. Mit dem 
ehemaligen Chef der PDS, der Regierungspartei im 
pseudo-parlamentarischen System der Militärs, war 
sowohl die Langesamkeit des "Übergangs zur Demokratie" 
wie auch die Kontrolle der Offiziere sichergestellt. 


Ulysses Guimaraes, federführend bei der Erarbeitung der Verfassung. 


Der "Cruzado-Coup” 


Der sogenannte "Cruzado Plan" zur Bekämpfung der Infla- 
tion verbesserte zeitweise die ökonomische Situation 
weiter Kreise der Bevölkerung. Der Präsident und die 
Regierungspartei waren mit einem Schlage populär. Die 
Indexierung der Preise wurde über den Wahltag im No- 
vember 1986 aufrechterhalten, Die Wahl der Gouverneure 
und des Parlaments, das gleichzeitig als Verfassungsge- 
bungskongreß ab dem 1. Februar 1987 fungieren sollte, 
stand ganz im Zeichen des "Cruzado". 

Das millionenfache Glaubensbekenntnis zum Wirtschafts- 
plan wurde direkt nach der Wahl mit ' der 
schrittweisen Aufhebung der Preisbindung quittiert. Das 
Wahlvolk fühlte sich betrogen. Wäre die PMDB eine 
homogene Partei europäischen Zuschnitts, hätte sie die 
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neue Verfassung dank ihrer absoluten Mehrheit im 
Kongreß alleine schreiben können. Aber die Abgeordneten 


der Regenbogenkoalition, die aus dem ehemaligen 
Oppositionsbündnis (MPB) während der Militärherrschaft 
hervorging, fühlten sich eher verschiedenen 
Einzelinteressen als einem Parteiprogramm 


verpflichtet. Lobbying war das Wort der Stunde als 
die Constituinte ihre Arbeit aufnahm. 


Der Verfassungsentwurf der "Arinos Kommission" wurde 
als Arbeitsgrundlage verworfen. In einem komplizierten 
und langwierigen Procedere wurde aus den Entwürfen von 


9 Grundsatzkommissionen und 24 Unterkommissionen 
schließlich in einer sogenannten Systematisierungskom- 
mission eine erste Rohfassung erstellt, die dem Gesamt- 
parlament zur Abstimmung und Abänderung vorgelegt 
wurde. 


Versuche in Basisdemokratie 


Zwischenzeitlich durfte sich sogar das Volk noch einmal 
irn den Verfassungsgebungsprozeß einmischen; mit soge- 
nannten "Emendas Populares". Das waren Verfassungsvor- 
schläge, die, sofern sie von mindestens 30.000 wahlbe- 
rechtigten Brasilianerinnen und Brasilianern unter- 
schrieben wurden, den Rang einer Eingabe durch eine(n) 
Abgeordnete(n) hatten. Allein für die grundgesetzliche 
Verankerung einer Agrarreform kamen mehr als 1,2 Mil- 
lionen Unterschriften zusamnen. Das völlige Ignorieren 
dieser "Emendas" trug zusammen mit der anhaltenden 
Wirtschaftskrise und zahlreichen Korruptionsskandalen 
zur wachsenden Unpopularität der Verfassungsgebenden 
Versammlung maßgeblich bei. j 

Obwohl die Reformvorstellungen, die sich in den Emendas 
ausdrückten, nicht zum Tragen kamen, mißfiel der kon- 
servativen Mehrheit der vom Redakteur der Systemati- 
sierungskommission, Bernardo Cabral, vorgelegte 2. 
Verfassungsentwurf. Ein Jahr nach dem Zusammentreten 
der Verfassungsgebenden Versammlung, konstituierte sich 
ein parteiübergreifendes Bündnis, um die bis dahin gel- 
tende Geschäftsordnung über den Haufen zu werfen. 


Der Putsch des Centräo 


Diskussionsgrundlage war seither nicht mehr der Entwurf 
der Systematisierungsskommission, sondern die Änderungs- 
vorschläge des sich "Centrao" (Zentrum) nennenden lok- 
keren Bündnis der Konservativen. Wichtige Ziele, die 
das Centräo mit Unterstützung des Präsidenten und der 
Militärs erreichen konnte, waren die Verhinderung einer 


m 
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Agrarreform, die Beibehaltung des Präsidialsystems und 
die Festschreibung der Amtszeit des derzeit regierenden 
Präsidenten Sarney auf 5 Jahre. Der von vielen befürch- 
tete vollständige Durchmarsch der Konservativen 
scheiterte jedoch an der Uneinigkeit in den eigenen 
Reihen. In den Wochen vor der Verabschiedung der Ver- 
fassung verwandelte sich das änsonsten nur mäßig be- 
suchte Parlament in einen "orientalischen Basar kurz 
vor Marktschluß" (Abgeordneter Lula/PT). 


Das Dokument, das dabei herausgekommen ist, nannte 
Paulo Francis, der New York Korrespondent der "Folha de 
Sao Paulo" (3.9.88), einen "Frankenstein", ohne Füße 


und ohne Kopf. 


Alle Freiheiten aber kein Agrarreform 


Positiv ausgedrückt ließe sich sagen, es ist für jeden 
etwas dabei. Die neue Verfassung bietet den Bürgern um- 
fassende individuelle und kollektive Freiheitsrechte; 
"Habeas Data" inclusive. 

Bei der Agrarreformgesetzgebung ging die Mehrheit der 
Abgeordneten hinter die Vorstellungen der Verfassung 
von 1946 zurück. Enteignungen zur Durchführung einer 
Agrarreform sind nach dem neuen Gesetz für "produktiven 


Die neue Verfassung läßt auch 
Streiks im öffentlichen Dienst zu 


Ein Schwangerschaftsurlaub von 120 
Tagen wird in der Verfassung 
festgelegt 
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Landbesitz"” ausgeschlossen, es sei denn es würde sich 
um Mariuhana-Plantagen handeln. 

Die Gewerkschaften können sich unabhängig vom Staat or- 
ganisieren, uneingeschränktes Streikrecht ist garan- 
tiert. Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt höchstens 
44 (bislang 48) Stunden. Die Schichtarbeit wird auf ma- 
ximal 6 Stunden festgesetzt, jede zusätzliche Stunde 
muß mit 50% Lohnaufschlag extra bezahlt werden. Für 
Frauen wurde neben den allgemeinen Gleichstellungsge- 
setzen noch ein Schwangerschaftsurlaub von 120 Tagen 
eingeführt. 


Verfassungsutopien und Schuldenrealität 


Die multinationalen Konzerne fühlen sich durch die neue 
Verfassung in ihrer unternehmerischen Freiheit stark 
eingeschränkt. Die Ausbeutung der Bodenschätze ist zu- 
künftig ausschließlich brasilianischen Unternehmen mit 
nationalem Kapital vorbehalten, die Marktreservepolitik 
zum Schutz der einheimischen Industrie wird von der 
Verfassung ausdrücklich erlaubt. Spätestens an dieser 
Stelle geraten die Verfassungsutopien mit der Realität 
der aktuellen Regierungspolitik in Konflikt. Noch bevor 
die "Magna Carta" verabschiedet war, unterzeichnete Fi- 
nanzminister Nöbrega den "letter of intent" des IWF, 
der etwas ganz anderes intendiert: Die bedingungslose 
Öffnung der brasilianischen Ökonomie für internationa- 
les Kapital, die Privatisierung staatlicher Konzerne, 
die Senkung der Löhne und die Streichung von Subventio- 
nen und Sozialausgaben. 

Auch beim Regierungssystem bleibt fast alles beim al- 
ten. Der Kongreß wird durch einige Kontrollfunktionen 


gegenüber dem Präsidenten etwas gestärkt. Vor allen 
das Präsidial-Dekret, als wichtigstes Regierungsinstru- 
ment während der Militärdiktatur, das auch von Jose 


Sarney gern benutzt wurde, soll endlich ausgedient ha- 
ben. 


Die Rolle der Militärs 


Als Beleg für die Traumtänzereien der Abgeordneten füh- 
ren die Zeitungskommentatoren gern die verfassunss- 
mäßige Festsetzung der Kreditzinsen auf 12% an. Bei- 
spiele für solcherlei Verfassungsschrott ließen sich 
noch eine ganze Reihe anführen. Verglichen mit der Hy- 
pothek, die sie dem Land bei der Definition der zu- 
künftigen Rolle der Militärs auferlegten, sind das je- 
doch läßliche Sünden. Die Abgeordneten beugten sich den 
offenen und versteckten Drohungen der Offiziere. Auch 
die neue Verfassung legt die "Wachhunde der inneren 
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Ordnung" nicht an die Kette. In zukünftigen Regierungen 
werden sie weiterhin mit sechs Militärministern vertre- 
ten sein. Sofern sie auch nur von einer der drei kon- 
stitutionellen Mächte gerufen werden, dürfen sie sogar 
legal intervenieren. 


Schwaches legislatives Selbstbewußtsein 


Ob und wie sich die manchmal kuriosen, teilweise durch- 
aus fortschrittlichen Detailregelungen im Alltag aus- 
wirken werden, ist noch kaum abzuschätzen. Anders als 
hierzulande bedeutet ein Gesetz in Kraft setzen in Bra- 
silien nicht notwendigerweise auch dessen Umsetzung. 
"Pegou ou näo", frei übersetzt ist das die unter bra- 
silianischen Politikern übliche (sympathisch beschei- 
dene) Nach-Frage, ob eine getroffene gesetzgeberische 


Maßnahme "gegriffen hat oder nicht”. Das Ergebnis der 
Wahlen, die in den nächsten drei Jahren sukzessive auf 
allen politischen Ebenen - bis hinauf zum Präsidenten - 


abgehalten werden sollen, wird Auskunft darüber geben 
können,ob es Mehrheiten gibt die erzielten Fortschritte 
umzusetzen und Nachbesserungen möglich sind. 


Arbeiter(innen) benoten Abgeordnete 


Um den ArbeiterInnen ein wenig bei der Wahlentschei- 
dung zu helfen, hat die Gewerkschafts-Lobby DIAP (De- 
par-tamento Intersindical de Assessoria Parlamentar) 
pünktlich zu den Kommunalwahlen ein 664 Seiten dickes 
Buch herausgegeben, in dem das Abstimmungsverhalten der 
Abgeordneten in Bezug auf ArbeiterInnen Rechte minutiös 
festgehalten wird. Die Handhabung des "WHO WAS WHO in 
der Constituinte" wird erleichtert, indem für jede()n 
Abgeordnete(n) eine Note errechnet wurde. Der Notenge- 


bung der Gewerkschafter zufolge haben sich nur 67 der 


559 Constituintes den ArbeiterInnen gegenüber untadelig 
verhalten. 


Während die PMDB gegen Ende des Verfassungsgebungspro- 
zeß endgültig in mehrere Parteien auseinanderbrach, die 
nun mit teilweise neuen Namen um die Gunst der Wähle- 
rInnen werben, ging die PT gestärkt und mit guten Noten 
aus dem Ringen um die neue Verfassung hervor. Das zu- 


mindest behaupten die Meinungsumfragen. 
Peter Feldmann 


Eine ausführliche Darstellung der "GConstituinte” tindet 


sich in den BRASILYEN NACAHRICHTEN, Heft Nx. v9. 
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Zerstörung und Vertreibung durch Weltbank- 
gelder? 


Der brasilianische Energiesektorkredit 


Im Umfeld der Berliner Tagung war die Weltbank bemüht ‚Imagepflege 
au betreiben und ihr Ökologisches Bewußtsein zu beteuern. Was 
diese Worte wert sind, kann sich bald erweisen. Denn im Herbst 
dieses Jahres wird in Washington über Kredite für den brasiliani- 
schen Energiesektor entschieden. 


Diese Entscheidung ist offensichtlich auch intern umstritten, 
schon die erste Tranche dieses Kredites wurde 1986 gegen die 
Stimmen des amerikanischen Exekutivdirektors der Weltbank be- 
schlossen, und die Festsetzung der zweiten Tranche, die Jetzt 
auf der Tagesordnung steht, sollte eigentlich schon im Juni 1987 
erfolgen. Tatsächlich - bei dieser Entscheidung geht es um viel. 
Die brasilianische Regierung hat einen Plan bis zum Jahr 2010 
entwickelt, demzufolge in den nächsten 22 Jahren 136 Staudämme 
erbaut werden sollen. Dadurch werden insgesamt 26 000 km? geflu- 
tet, darunter weite Flächen des ‘tropischen Regenwaldes. Der ge- 
wonnene Strom soll zum großen Teil den Industriezentren im Süden 
des Landes dienen, d.h. er soll bis zu 2600 km weit über Hoch- 
spannungsleitungen transportiert werden. Die Nutzung der Wasser- 
kraft Amazoniens hat somit eine Schlüsselstellung in den! Indu- 
strialisierungsplänen der :brasilianischen Regierung. Die Welt- 
bank rühmt sich neuerdings, Staudammprojekte nur noch unter 
strengsten sosialen und Ökologischen Auflagen zu bewilligen. Für 
die Einschätzung solcher Proklamationen ist das folgende Inter- 
view äußerst aufschlußreich. 


Die Journalistin Nina Hellenkemper kommt gerade aus Brasilien 
zurück, wo sie zuletzt an der Baustelle des Samuel-Staudammes war. 
Dieser Staudamm soll Ende November geflutet werden und wird 650 
qkm tropischen Regenwaldes fluten. Er liegt im Nordwesten 
Amazoniens und wird den dritt größten Stausee in dieser Region 
verursachen nach Tucurui und Balbina, über die in den LATEIN-AME- 
RIKA-Nachrichten schon berichtet wurde. 


LN: Was sagt die lokale Bevölkerung, gibt es eine organisierte 
Antwort auf den Bau des Samuel-Staudammes? 


NH: Nein, es .gibt keine organisierte Bevölkerung. Die Leute, die 
am Fluß unterhalb des Staudammgebietes leben, leben vereinzelt in 
kleinen Hütten und sind natürlich direkt betroffen, fühlen sich 
aber gegenüber der Elektrizitätsgesellschaft Eletronorte auch 
ziemlich ohnmächtig. In Porto Velho der nächst gelegenen Stadt, 
Bundeshauptstadt des Bundesstaates Rondonien, gibt es auch keine 
organisierte Öffentlichkeit dagegen, noch nicht einmal von der 
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Kirche, weil da versucht die Eletronorte auch eine ganz effektive 
Art von Ööffentlichkeitsarbeit zu treiben, also sie einzuladen und 
innen die sozialen Errungenschaften nahezubringen. So würden alle 
Leute auf Malaria überprüft etc. Das habe ich selber erlebt. 
Außerdem ist Porto Velho so eine Stadt mit Forschrittmentalität, 
das heißt, es gibt immer noch den Glauben, daß dort ein neues In- 
dustriezentrum entsteht und daß das der Fortschritt ist. So wie 
eben früher die Städte im Wilden Westen gebaut wurden. Täglich 
kommen Busse aus dem Nordosten, 


LN: Wer sind denn die Bewohner dieses Gebietes? 


NH: Es sind Siedler, die aus dem Amazonasgebiet selber kommen, al- 
lerdings teilweise dann aus der Gegend um Manaus. Es sind 
Kautschuksammler und Fischer. Zum einen gibt es Fischer, die in 
ihren kleinen Kanus fischen oder in etwas größeren Booten zu fün- 
fen dann zusammen, weil natürlich auch der Besitz dieser größeren 
Boote dann wieder in den Händen weniger Großgrundbesitzer zen- 
triert ist, an die dann auch die Hälfte des Gewinnes geht. 

Die Kautschukzapfer bringen ihren Kautschuk in das kleine Dorf an 
der Mündung des Jamari mit dem Madeira. Da wird dann getauscht. Es 
gibt also einen kleinen Lebensmittelladen, wo man sich dann mit 
dem aller Nötigsten versorgt. 


Vom Regenwald und seinen Flüssen leben... 


LN: Wie sieht es aus, wenn man so vollkommen vom Urwald lebt? 


NH: Sie trinken das Wasser des Flusses. Sie sagen selber, das Was- 
ser ist so sauber im Gegensatz zu dem Madeira also selbst die 
Leute, die zwischen dem Madeira und dem Jamari leben, gehen extra 
einen Fußmarsch, um das Wasser vom Rio Jamari zu trinken. Eine 
alte Dame sagte, da braucht man überhaupt keine Waschmittel, weil 
das Wasser so sauber ist. 


Sie waschen sich von kleinen Plattformen aus, wegen der Piranhas 
und wegen der Krokodile, die es da gibt. Sie leben von den Fi- 
schen, sie können sich auch überhaupt nicht vorstellen, wie es 
aussehen wird, wenn sie diese Fische nicht mehr essen können, weil 
es ihr Grundnahrungsmittel ist. j l . 
Es gibt nur ganz wenige, die überhaupt etwas anpflanzen, weil die 
meisten überhaupt nichts anpflanzen dürfen, weil es nicht ihre ei- 
genes Land ist sondern das Land der Großgrundbesitzer, die zwar 
gestattet haben, daß sie eine Hütte dort bauen können und dort le- 
ben können aber nichts anbauen dürfen. So gibt es nur ganz wenige, 
die nur ein bißchen Maniok dort anbauen und im übrigen machen sie 
noch Geld damit, daß sie die Palmen schlagen und das dann wieder 
gebündelt verkaufen. Holz darf nicht geschlagen werden, Das heißt 
es ist geschlagen worden im letzten Jahr. Es mußte dann versteckt 
werden und durfte nicht vertrieben werden. Wobei ich gehört habe, 
daß es extra ein Lager gegeben hat, das in Manaus angelegt worden 
ist für die Hölzer des Jamari, für die Hölzer des Gebietes, das 
überflutet werden soll, weil das dann offiziell exportfähiges Holz 
war. Die Fachleute am Ort haben gesagt, daß dieses Lager zwar ge- 
füllt worden ist aber mit Edelhölzern aus allen anderen Gebieten 
Amazoniens und aus den Indianergebieten und nicht vom Jamari-Fluß. 
Es war eben nur eine Art und Weise offiziell den Stempel zu krie- 
gen, daß das Holz dann raus durfte. 
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‚.. lich habe einen kleinen rosa Delphin gesehen 


LN: Nun fragen sich vielleicht viele Leute: haben denn die Leute, 
die dort leben, eigentlich alles, was sie brauchen? Wie ist die 
Ernährung und was hast Du selber von dem Fischreichtum gesehen? 


NH: Tucunare, Tambaquis, einen kleinen rosa Delphin....habe ich 
gesehen. Ich konnte meinen Augen eigentlich ersteinmal nicht 
trauen, als ich ihn gesehen habe. Ich habe relativ große Fische 
gesehen. Bestimmte Fische haben dann ja schon immer 6-7 kg gewo- 
gen. Sie ziehen sie in riesigen Netzen dort heraus. Ja es ist ein 
ganz großer Fischreichtum und die Leute sagen auch, daß es in der 
gesamten Umgebung kein ähnlich reiches Fischgebiet gibt. Der Ma- 
deira ist durch die Goldsucher beeinträchtigt. Das heißt die Fi- 
sche, die es dort gibt, haben hohe Quecksilberkonzentrationen und 
werden auch deshalb nicht gerne gegessen. Aber es gibt da auch 
kaum noch Fische, jedenfalls nicht in vergleichbarem Ausmaß. 
Einer der alten Fischer erklärte mir z.B. daß er auch nur alleine 
in sein Kanu geht, weil er ab und zu wirklich noch mit großen Fi- 
schen kämpfen muß und die haben dann auch manchmal Größen von 50- 
60 kg in diesem Fluß und daß er da z.B. keine andere Person mit- 
nehmen kann in seinem Kanu, da er dann aus dem Gleichgewicht 
kommt ! 


überflutete Fläche tropischen Regenwaldes, des Lebensraumen von 
Indianern, Flußanwohnern, Kautschukzapfern, Sammlern und Waldbau- 
ern: 


Kararaö. 615 qkm (1160 qkm inklusive Flußbett) 


Babaquara 4120 qkm 
Balbina 2340 qkm 
Cachoeira Porteira 1094 qkm 
Ji-Parana I 957 qkm 
Samuel 648 qkm 
Paredao 10 qkm 


um nur einige wenige geplante oder in Bau befindliche Staudämme zu 
nennen. 


LN: Nachdem der Tucuruistaudamm geschlossen wurde, gab es einen 
nationalen Aufschrei, daß tropischer Regenwald unter Wasser ge- 
setzt werde. Nachdem Balbina überschwemmt wurde, waren die Exper- 
ten zornig, weil es ein sehr sehr schlechtes Projekt ist. Nun wird 
schon wieder Wald überschwemmt. Gibt es irgendwelche Stimmen, die 
sich dagegen hörbar machen? 


NH: Meines Wissens gibt es da so gut wie nichts. Das mag daran 
liegen, daß Samuel in Relation zu Tucurui und Balbina ein wesent- 
lich kleineres Projekt ist und eigentlich im Bewußtsein immer ver- 


schwindet.- Und es bleibt dann ja auch nicht bei Samuel, es gibt 
dann ja wieder ein nächstes Projekt - Ji Parana. 

In Porto Velho heißt es eher, wir wollen den Fortschritt. 

Man meint, man habe noch so viel Urwald. 
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LN: In dieser Gegen hat es ja im vergangenen Jahr Brände auf einer 
Fläche von über 200 000 qkm gegeben ebenso wieder in diesem Jahr. 
Die Rauchschwaden nahmen den Flußzeugen die Sicht. Der Flugplatz 
von Porto Velho hat zu gemacht. Es heißt das Klima im Bundesstaat 
Rondonien hat sich schon verändert. Regenfälle blieben aus. 


Aber jetzt zur Gesellschaft, die dieses Projekt durchführt, die 
Eletronorte. Es hat ja eine ganze Debatte im Zusammenhang mit der 
ersten Tranche des Energiesektorkredits für Brasilien gegeben, der 
1986 in der Weltbank verabschiedet wurde. Damals hat es eine Reihe 
von Aussagen gegeben, daß die sozialen und Umweltauswirkungen mit- 
berücksichtigt werden sollten und daß zuvor umfangreiche Studien 
in bezug auf das Projekt erstellt werden sollten. Wie sieht das 
jetzt direkt an der Baustelle aus? Gibt es Studien, die jetzt er- 
stellt werden? Inwieweit mißt Eletronorte diesen Arbeiten eine Be- 
deutung zu? 


NH: Im Falle von Samuel hat die Eletronorte diese Untersuchungen, 
zu denen sie verpflichtet war, an die Beratungsfirma Sondotecnica 
in Rio abgegeben. Diese Firma wurde beauftragt. Innerhalb dieser 
Firma war es aber völlig klar, daß da zwar Expertisen gemacht wer- 
den, und extra dafür Leute engagiert und eingestellt werden für 
das Projekt Samuel, daß aber nur der Eletronorte genehme und 
reichlich abgeschwächte Materialien erstellt werden dürfen. 

Also die Formulierung war immer "damit die Engländer sehen kön- 
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nen".- Egal ob es um die Biologen ging oder um die Wasseranalyti- 

ker oder wie auch immer. Selbst von den Leuten, die dort gearbel- 

tet haben wurde dann im Endeffekt von ihren konkreten Ergebnissen 

der Inhalt von der Sondotecnica noch einmal abgeschwächt. Sie ha- 

ben dann im Monat Mai auf einmal die Leute, die für Samuel zustän- 
dig sein sollten, noch einmal aufgestockt. Neue Leute wurden ange- 
Stellt - ich glaube insgesamt 15 Leute, um dann im Juli von heute 

auf morgen 80% des gesamten Beratungshaushaltes zu kürzen und die 

Sondotecnica hat dann alle Leute entlassen. 


LN:Woher kam diese Order und warum. 


NH: Um Samuel kümmert sich jetzt niemand mehr. Es gibt in der Son- 
dotecnica begonnene Studien unter Verschluß. Wie Fischer und 
Kautschukzapfer anschließend überleben können ist unklar. Unklar 
ist, ob Brunnen gebaut werden. Alles wurde mitten im Zustand der 
Untersuchung abgebrochen. Die Eletronorte hatte an all dem über- 
haupt kein Interesse. Das scheinen nur von der internationalen Ööf- 
fentlichkeit erzwungene Auflagen zu sein. 


Ich habe mit Biologen gesprochen, die in Balbina und in Tucurui 
vor der Flutung Tiere gefangen haben. Sie haben gesagt, daß die 
Gruppe von der Eletronorte selbst, die reinen Techniker, eigent- 
lich auch abgeschossen haben, was ihnen vor die Flinte gekommen 
ist, daß man aber als das Fernsehen kam für einen Tag da dann noch 
eine große Aktion inszenierte. Es geht im Prinzip bei all diesen 
Sachen nur um eine Inszenierung für die Eletronorte. Wobei natür- 
lich die Frage besteht, was denn überhaupt mit den Tieren gesche- 


hen soll. Denn wenn man sie im daneben gelegenen Regenwald aus- 
setzt, gerät der dann völlig aus dem ökologischen Gleichgewicht. 


Umsiedlung ins Malaria-Gebiet 


LN: Ja, aber zurück zu den Menschen. Es sind ja wohl etwa 1500 
Menschen in der Region, davon ca. ein Drittel Kautschukzapfer. 

Die Menschen, die zwischen Staudamm und Madeira, also unterhalb 
der Staumauer wohnen, werden in Zukunft zu leiden haben, dadurch 
daß das Wasser sich verändert hat. Wie sieht ihre Perspektive aus? 
Die Menschen, die auf dem Gebiet des Stausees lebten, sind wohl 
schon umgesiedelt worden westlich des des Javariflusses 70 km ent- 
fert von dem Staudammbau,. Wie sieht die Situation dieser Familien 
im Moment aus? Werden sie in dem Gebiet, in das sie umgesiedelt 
wurden, auf den je 100 ha eine Lebensgrundlage finden oder können 
sie da garnicht bleiben, weil ein viel zu langer Fußmarsch nötig 
ist, um den nächsten Bus zu erreichen? 


NH: Erstmal zu letzteren: jeder bekam neben dem Land eine Entschä- 
digungssumme. Davon kann man gerade eine Motorsäge kaufen. Es gibt 
kein Saatgut oder andere Hilfestellungen, um z.B. als Familie mit 
6 Kindern die Zeit bis zur nächsten Ernte zu überstehen. 

Auf dem Papier der Eletronorte steht, daß es Schulen, Bus und Me- 
dizinstationen gibt. Im August gab es nichts davon. Die Leute leb- 
ten 30 km abseits der Straße BR 364. Es ist ein Gebiet mit einer 
ganz hohen Malariainfektionsrate. Es hat auch alte Leute getrof- 
fen. Das heißt, wer dort Malaria bekommen hat, mußte erst einmal 
30 km zu Fuß zur nächsten Bushaltestellt, um dann von dort in die 
Stadt fahren zu können,: zum nächsten Gesundheitsposten. 

Es gibt auch keine Schulen. Die Kinder wurden aus den Schulen her- 
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ausgerissen. Es gab auch keinen Transport dorthin. Das heißt sie 
sind teilweise mit dem Bus und einer zusammengerollten Matratze 
gekommen. Einzelne berichteten mir, daß als sie noch einmal in ihr 
Haus zurückgekehrt sind, war alles schon herausgeholt und vernich- 
tet worden. Diese Menschen haben selber gesagt, sie seien dahin 
gebracht worden zum Sterben. 


Wir haben eine Versammlung mit ihnen organisiert, an der etwa 30 
teilgenommen haben. Es gibt auch nicht viel mehr, weil ein Groß- 
‚teil der Familien sich dann in der Vorstadt von Porto Velho nie- 
dergelassen hat. Die Leute haben gesagt: selbst wenn wir einen von 
uns bestimmen, der für uns nach Porto Velho fährt, selbst wenn wir 
das Busgeld zusammenlegen: der kommt überhaupt nicht mehr am Emp- 
fangsschalter in der Energiebehörde Eletronorte vorbei, weil er 
kann keinen Passierschein ausfüllen und es ist auch völlig unklar 
wer in der Eletronorte zuständig ist. 


Eines der schlimmsten Beispiele ist, daß die Eletronorte einem 
kleinen Holzsägewerk die Erlaubnis gegeben hat, sich in diesem Ge- 
biet niederzulassen und ihm schriftlich gegeben hat, daß sie die 
ganzen Wege zu den Grundstücken hin von Bäumen frei machen könne 
und auch noch 500 m in die Grundstücke hinein. Das Sägewerk hat 
dann erst einmal sämtliche Edelhölzer herausgeholt. Zuerst kamen 
alle Kastanien, also die die eßbare Früchte produzieren. Jetzt 
bietet das Sägewerk den Leuten eine bestimmte Menge Holz für 4.50 
DM an, für die man in Porto Velho 45 DM bekommt. Aber sie können 
mit ihrem Holz vorn an der Straße nicht den Schlaabaum der Fie- 
tronorte passieren. Das heißt, die Leute müssen zwar die Bäume 
schlagen, sie haben aber keine Möglichkeit, sie zu einem vernünf- 
tigen Preis zu verkaufen, um sich so ihr überleben zu sichern. 


Am Jamari-Fluß ist es anders. Da leben die Leute wie bisher. Es 
gibt nur eine große Angst. Niemand weiß, was geschehen wird. Weder 
wissen sie, wie sie danach überleben sollen und wo sie sonst hin- 
sollen. Da gibt es auch einfach nur eine Panik. Was sie halt ver- 
sucht haben ist, daß sie nicht flüchten sollen, in der Hoffnung, 
daß man gegenüber der Eletronorte einen Anspruch durchkämpfen 
kann. Natürlich ist die Eletronorte auch dafür verantwortlich, daß 
den Menschen die Lebensgrundlage genommen wird. 


LN: Aber ist es denn realistisch, daran zu denken, daß es eine Re- 
gelung für diese Menschen gibt, wenn niemand dafür zuständig ist 
und wenn sie nicht wissen, an wen sie sich wenden können? 


NH: Naja auf dem Papier sieht es immer ganz anders aus. Das heißt 
auf dem Papier da war es ja so, daß die Sondotecnica eigentlich 
beauftragt war, nach Möglichkeiten für diese Bevölkerung zu Su- 
chen. Nun sieht es so aus, daß alles nur Papier war. 


LN: Wer ist jetzt Anlaufstelle für die Nöte der Vertriebenen und 
Betroffenen? 


NH: Niemand. 


Bundesgericht drei Männer des 
Völkermords an Indianern - vom 
Stamm der Xacriaba im Staat Mi- 
nas Gerais - angeklagt. 


Angeklagt wegen Völkermord 
Zum ersten Mal in der brasilia- 
nischen Geschichte sind vor einem 
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ECUADOR 


Repression gegen Indios 


Die Salusacas sind ein Indianerstamm von vielen, die unter 


extremer Unterdrückung zu leiden haben. Was sich ım Mai dieses‘ 


Jahres in ihrem Dorf abgespielt hat macht auf drastische Weise 
klar, in welcher Situation Lateinamerikas Eingeborene Leben. 


Diese Indio-Gemeinde in Ecuador hat seit Jahren eine Reihe 
von ÜUngerechtigkeiten zu erleiden. So wurden die Salasacas 
nicht nur durch zahlreiche Diebstähle, Mißhandlungen und Anschläge 
tyranisiert, wodurch oftmals die Gemeinschaftseinrichtungen 
des Dorfes zerstört wurden; auch der Staat zeigt den Indianern 
gegenüber keinen Respekt, da er niemals auf die Anzeigen’ der 
Gemeinde reagierte. Daraufhin bildete die Comunidad der Indios 
eigene Wachtrupps aus, um die Mitglieder gegen Schäden und 
Übergriffe zu schützen. 


Dennoch wurde im Mai dieses Jahres erneut in einer Wohnung 
der Salasacas eingebrochen und Wertgegenstände wurden entwendet. 
Die Diebe entkamen. Als jedoch wenige Tage später das selbe 
Haus erneut Ziel eines Raubes werden sollte (Diesmal wollte 
man das Gemeinschaftsmofa, das einzige Transportmittel der 
Indianer‘ entwenden) stellten die Wachen die beijen Täter. 
Es waren zwei bewaffnete und maskierte Jugendliche,die im 
Handgemenge einige Indios verletzten. Die 1000 Bewohner des 
Dorfes beschlossen dann in “einer spontanen Versammlung die 
Verbrecher zu töten. Am nächsten Morgen. fand man die beiden 
mit durchschnittener Kehle vor. 


In der Folge setzte eine landesweite Repressions- und Diffamie- 
rungskampagne durch Presse und Polizei gegen die Indios ein. Die 
Salasacas werden unter anderem als Kanibalen beschimpft und sind 
nun noch häufiger Opfer gezielter Übergriffe und Folterungen. 
Gleichzeitig kam es jedoch auch zu einer Solidarisierungswelle 
verschiedener Indio-Gemeinden Ecuadors mit den Salasacas. Dies 
ist jedoch lediglich eine ideelle Hilfe, denn die Indios verfügen 
über die wenigsten materiellen Mittel im Land. 


Die Salasacas leugnen die Tat nicht und stellen sich als ganzes 
Dorf hinter die Tat, um die Verurteilung einzelner zu verhindern. 
Das einzige, was sie Verlangen ist ein fairer Prozeß. Ein Anwalt 
hat sich bereits gefunden, aber das Geld: für die Bezahlung (6000 
DM) kann von den Indios nicht aufgebracht werden. Daher sind nun 
alle aufgefordert durch eine Spende ein willkürliches Urteil gegen 
die Indianer zu verhindern. 


SPENDENAUFRUF: Dresdner Bank AG, Kto. Nr. 938699300 BLZ 20080000 
Ursula Bahlmann-Lucke zweckgebunden: Salasacas 
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MEXICO 


Dahin, wo das Volk will 


Cuauht&moc Cärdenas ein neuer Caudillo? 


"Duro, duro, duro" rufen die Studenten Cuauhtemoc Cardenas zu. Dies 
heißt soviel wie: hart und unnachgiebig bleiben. 

10. August 1988. Politische Hochschule in Mexiko-Stadt. Fünf Wochen 
sind seit der Wahl vergangen, fünf Wochen, in denen sich Außerge- 
wöhnliches getan hat. Seit die oberste Wahlkommission wieder einmal 
den Kandidaten der seit 60 Jahren unangefochten regierenden PRI 
(Partido Revolucionario Institucional) zum Sieger erklärte, dies- 
mal mit gerade 50,36% der Stimmen, hat sich die seit einem halben 
Jahr spürbare gesellschaftliche Dynamik enorm beschleunigt. Die 
Mexikaner wachen auf und erinnern sich ihrer Würde, ihrer Rechte 
und ihrer Stärke und beginnen zu handeln, zunächst einmal gegen 
den offensichtlichen Wahlbetrug. 

Statt wie bislang immer duldsam und still die Hegemonie der PRI 
in Staat und Gesellschat zu ertragen, geht das Volk auf die Staße 
und wünscht in Sprechchören der PRI den Tod: "Muera el PRI". 

Ein Katalysator für den in Gang gekommenen Prozeß ist die wirt- 
schaftliche Krise: irgendwann läßt sich der Gürtel beim besten Wil- 
len nicht mehr enger schnallen. 

Der Kandidat der Opposition heißt Cuauhtemoc Cärdenas und ist der 
Sohn des verehrten, legendären Präsidenten Läzaro Cärdenas (1934- 
40). In dessen Amtszeit wurden unter anderem die transnationalen 
Ölkonzerne enteignet und eine Agrarreform zugunsten der landlosen 
Bauern vorangetrieben sowie die Massenpartei PRI geschmiedet. 

Der Sohn Cuauhtä&moc gehörte bis Herbst 1987 ebenfalls der PRI an 
und war als solcher sechs Jahre lang Gouverneur des Bundesstaates 
Michoacan. Zusammen mit Parteifreunden wollte er die PRI reformie- 
ren, die von Vetternwirtschaft und Korruption geprägt ist. Als ihre 
"Corriente Democrätica" (CD, Demokratische Strömung) an die Grenzen 
des Erlaubten stieß, zogen sie die Konsequenz und nominierten Cuauh- 
temoc Cärdenas als Präsidentschaftskandidaten in Opposition zum 
PRI-Thronanwärter Carlos Salinas de Gortari. 

Verblüffend ist das Echo, das Cärdenas seither in der Bevölkerung 
auslöst. Während sich die linken Parteien Mexikos und jene, die 
sich progessiv wähnen, noch darüber stritten, ob man Cuauthemoc 
unterstützen solle, wuchs landauf landab der Zustrom zu seinen 
Wahlveranstaltungen. 

Die mexikanische Journalistin Tere Rojas, die selbst aktiv in 'der 
unabhängigen Gewerkschaftsbewegung ist, beurteilt diesen Prozeß 
wie folgt: "Die Entwicklung vor der Wahl hat gezeigt, daß das Volk 
keine Berührungsängste und keine Abgrenzwut hat. Es wird vielmehr 
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getrieben von gemeinsamen, existentiellen Forderungen, die einen 
radikalen Wechsel der bisherigen Politik nötig machen. Cärdenas 
geht vorsichtig mit den Leuten um. Er formuliert so, daß es nicht 
einmal nach Sozialismus oder Kommunismus riecht. Er versucht also, 
keine Ängste auszulösen, alle einzubinden und niemand von vorne 
herein auszugrenzen." 


CäArdenas selbst sieht sich als Nationalist, der endlich mit den 
Zielen der mexikanischen Revolution von 1910 ernst machen will: 
Selbstbestimmung und soziale Gerechtigkeit. 

"Wir müssen die Entwicklung unserer Produktivkräfte selbst in die 
Hand nehmen. Von den USA erwarten wir uns eine Zusammenarbeit auf 
technologischem, kulturellem und wirtschaftlichem Gebiet sowie In- 
vestitionen im Rahmen unserer gesetzlichen Vorgaben. Investitio- 
nen, die unseren Interessen und Prioritäten entsprechend die Wirt- 
schaft Mexikos ergänzen." (Rede in Mexiko-Stadt am 16. Juni 1988). 
Das ist eine Absage an den sogenannten "Entreguismo" der jüngsten 
PRI-Regierungen: die freiwillige Selbstauslieferung an fremde In- 
teressen. . 

Cärdenas dagegen setzt auf die Einigung der bisher Abhängigen: 
"Es muß ein festgefügter und entschlossener Block der Schuldner- 
länder entstehen; die rohstoffliefernden Staaten, einschließlich 
die der OPEC, müssen ihre Organisation stärken; die "Dritte Welt" 
muß energisch der Rolle als Nettozahler an die Metropolen ein Ende 
setzen; die politische und wirtschaftliche Integration mit unseren 
lateinamerikanischen Bruderländern muß vorankommen." Und er sieht 
Verbündete in den Industrieländern: "Gleichzeitig müssen wir ein 
festes Bündnis mit den progessiven Kräften der "Ersten Welt" schlie 
Ben, die sich gegen Angriffe auf bereits erkämpfte soziale Rechte 
wehren." (Rede in Mexiko-Stadt am 25. Juni 1988). 

Der "linke Nationalismus" von Cärdenas kommt beispielhaft beim 
Thema Bildung zum Ausdruck: "Es wäre die Verpflichtung einer revo- 
lutionären Regierung", sagt er am 10. August 1988 im Politechnikum, 
"über die Vergabe von Stipendien allen eine Hochschulausbildung 
zu garantieren, insbesondere den Söhnen und Töchtern aus der Arbei- 
terklasse und vom Land. Dies wäre nicht nur ein Akt sozialer Ge- 
rechtigkeit, vielmehr braucht ein Land wie Mexiko, das um seine 
wirtschaftliche Emanzipation kämpft, eine gut ausgebildete Jugend. 
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Nur so ist die kulturelle, technische und wissenschaftliche Abhäng- 
igkeit zu überwinden." 

CArdenas hat ein besonderes Verhältnis zu den Streitkräften. Beson- 
ders für bundesdeutsche Linke mag dies problematisch erscheinen. 
Daher ist es wichtig zu wissen, daß Cuauht&moc Cärdenas in der Tra- 
dition der mexikanischen Revolutionsarmee aufwuchs, die sich als 
Verteidigerin der Volksinteressen begriff und in der sein Vater 
Läzaro General war. Cuauhtömoc ist sich jedoch darüber im klaren 
daß sich das Heer in den letzten Jahren oft zur Interessenvertre- 
tung der Machthabenden im Land gegen die eigene Bevölkerung los- 
schicken ließ. "Das Volk vertraut darauf, daß die Streitkräfte die 
Legalität des Wahlvorgangs garantieren und die Hauptbremse gegen 
diejenigen bilden, die durch Provokation Wahlbetrug und illegale 
Machtübernahme verdecken wollen. Die nationalen Streitkräfte dürfen 
aber keine Befehle ausführen, die sich gegen das Volk richten, das 
fest und entschlossen, aber friedlich die Verfassungslegalität ver- 
teidigt." (Rede 25.06.88). 

Je näher der Wahltermin rückte, um so mehr Menschen kamen zu den 


“ Veranstaltungen von Cärdenas: Alte und Junge; gut situierter Mit- 


telstand und Bewohner der Armenviertel; Leute mit langjähriger Er- 
fahrung im politischen Kampf und "Erstlings-Demonstranten". Auch 
die Zahl der Parteien und Gruppierungen wuchs, die sich in der 
Frente Democrätico Nacional (FDN) zur Unterstützung der Cärdenas 
Kandidatur zusammenfanden. Es blieb nicht bei Kundgebungen. Viele 
folgten dem Aufruf der FDN, am 6. Juli als Wahlbeobachter in den 
Stimmlokalen der PRI den üblichen Wahlsieg so schwer wie möglich 
zu machen. An den eigenen Wahlsieg glaubte jedoch niemand. Die Per- 
spektive war auf die Zeit danach gerichtet. 

Carlos Padilla, Reporter der Wochenzeitschrift "La Unidad", die 
der sozialistischen Partei (PMS) nahesteht betont: "Ich bin und 
bleibe Sozialist und verwandele mich auch dann nicht, wenn wir 
Cuauhtemoc jetzt unterstützen. Aber der Wahlkampf hat gezeigt, daß 
die Zeit in Mexiko für ein sozialistisches Programm noch nicht reif 
ist. Dagegen erleben wir das Phänomen, daß Cärdenas, unterstützt 
vom Helden-Image seines Vaters, die Mexikaner anspricht, die ge- 
fühlsmäßig unzufrieden sind mit der gesellschaftlichen, politischen 
und wirtschaftlichen Situation im Land, ohne bislang ein tieferes 
Bewußtsein von Zusammenhängen und Ursachen zu haben. Er zieht die 
Leute an in einem Maße, wie ich das bis vor kurzem noch für unmög- 
lich gehalten habe. Wir nun müssen das neue politische Klima nutz- 
en, um die Demokratie in diesem Land vorwärtszutreiben und die Un- 
zufriedenen zu organisieren. Dabei muß mit allen zusammengearbeitet 
werden, die das gleiche wollen, ohne aber unser Ziel einer sozia- 
listischen Gesellschaft aus den Augen zu verlieren." 

Gegen alle Fälschungen dem Wählerwillen zum Sieg verhelfen - das 
wird der Aufhänger für die Organisierung des Volkes in allen Lan- 
desteilen. Die Hauptforderung lautet: Bekanntgabe der Zahlen aller 
55.000 Wahllokale oder Neuwahlen.. Denn Salinas' Wahlsieg von 50,36% 
stützt sich auf das veröffentlichte Ergebnis von rund 30.000 Ab- 
stimmlokalen. Nach dem lückenhaften Datenmaterial aber, das die 
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FDN-Wahlhelfer gesammmelt haben, müßte der Wahlsieger Cärdenas 
heißen. Offiziell zugestanden werden ihm aber nur 31,12% der Wäh- 
lerstimmen landesweit. 

In Stadtvierteln und Gemeinden, in Betrieben und Büros, unter Stu- 
denten, Frauen, Intellektuellen und Künstlern haben sich Wahlver- 
teidigungskomitees gebildet, häufig verbunden mit der Hoffnung, 
sich auf diese Weise langfristig ein politisches Sprachrohr zu 
schaffen. So etwa bei den Bewohnern der Elendsviertel, bei den Be- 
schäftigten an Arbeitsstellen, die von einer PRI-Gewerkschaft be- 
herrscht werden. 

Auf Informationsveranstaltungen unter freiem Himmel, bei Demonstra- 
tionen, während Mahnwachen vor dem Parlament und durch kollektives 
Stromabschalten macht die Bevölkerung fortan Druck und hofft auf 
diese Weise die Machtübernahme von Salinas de Gortari am 1. Dezem- 
ber 1988 verhindern zu können. Daß das von allen FDN-lern ständig 
im Mund geführte Ziel -Demokratie- weit mehr bedeutet, läßt Cärde- 
nas erkennen, wenn er wiederholt feststellt: "Die gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Umwandlung, die wir anstreben, verlangt ein 


selbständig organisiertes Volk, das über seine eigenen Gremien tag- 


täglich seinen Willen zum Ausdruck bringen kann." (10.8.8383) Unmiß- 
verständlich erteilt er auch den Diskussionen in der FDN eine Ab- 
sage, ob man bei den Regionalwahlen Jalisco nicht den Kandidaten 
der rechten Unternehmerpartei PAN unterstützen solle, um so -mit 
großer Wahrscheinlichkeit- zum ersten Mal in der Geschichte des 
Landes der PRI einen Gouverneursposten zu entreißen. Cärdenas: 

"Den PAN-Kandidaten zu unterstützen hieße, reaktionäre Projekte 
mitzutragen und stünde im Gegensatz zu den Verpflichtungen, denen 
wir uns gestellt haben."(2.8.88) 

Die PRI zeigte zuerst Hilflosigkeit gegenüber der Massenmobilisie- 
rung, antwortet dann aber auf zwei Wegen: mit Provokation und Ge- 
walt einerseits und der Einladung zum "Verhandlungsfrieden" ander- 
erseits. Das heißt, da und dort schlägt das System mit voller re- 
pressiver Macht zu -das reicht von Entlassungen bis zum Mord. Of- 
fenbar soll getestet werden, ob der Widerstand der Bevölkerung den- 
noch friedlich bleibt. Die "Tauben" in den obersten PRI-Gremien 
dagegen rechnen mit einer Einigung: kleine inhaltliche Zugeständ- 
nisse machen, einigen herausrageneden FDN-Vertretern Regierungs- 
posten anbieten, um so nach bewährter PRI-Manier dem Widerstand 
das Genick zu brechen. 

Cärdenas setzt dem überall auf seiner Nachwahlkampf-Tour folgende 
Botschaft entgegen: "Der Wählerwille kann nie und nimmer "wegver- 
handelt" werden. Wir müssen vorsichtig sein, um nicht den Provoka- 
tionen zum Opfer zu fallen, mit denen uns die Regierung konfron- 
tiert. Das heißt wir müssen kühlen Kopf bewahren. Denn schon jetzt 
sind es Tausende von Mexikanern, die aktiv bleiben und nicht auf- 
geben wollen, bis wir unsere demokratischen, nationalistischen.. und 
volksnahen Ziele erreicht haben.'"(10.8.88) 

Auf alle Fragen, wie weit er gehen will, bis zu welchem Punkt er 
diese Auseinandersetzung anführen will, lautet Cärdenas' Antwort 
bislang immer: "Bis dahin, wo das Volk es will." 

Vamos a ver! Wir werden es sehen! Helga Ballauf 
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Gegen das stille Sterben 


Bauern kämpfen um ihr Land 


Eine riesengroße schwarze Tafel zwischen Zuckerrohr-, Bananen- 
und Kaffeesträuchern markiert den Eingang zur "Dorfgemeinschaft 
Lazaro Cärdenas". Mit ungelenken Buchstaben haben die Bauern ein 
paar Absätze der mexikanischen Verfassung daraufgeschrieben: 
"Art. 16. Die Person, die Familie, das Zuhause von jedermann sind 
unantastbar.... i 
In Friedenszeiten darf kein Mitglied der Armee ein Haus 
gegen den Willen seiner Bewohner betreten..." 
Diese Tafel hier in Simojovel, im mexikanischen Bundesstaat 
Chiapas, ist ein Mahnmal gegen die jüngsten Übergriffe von Armee 
und Polizei Anfang Mai dieses Jahres. Unter dem Vorwand, illegale 
Kubaner und Guatemalteken zu suchen, waren die Lehmstrohhütten 
der Dorfgemeinschaft auf den Kopf gestellt und teilweise zer- 
stört worden. ö 
Doch mit solchen Methoden ist hier inzwischen niemand mehr ein- 
zuschüchtern. Im Gegenteil: 


"Tod dieser Regierung!" "Wir wollen Problemlösungen!" "Schluß 
mit der Unterdrückung!" "Wir fordern die Legalisierung unseres 
Landbesitzes!" "Die Schuldfrage muß endlich geklärt werden!" 


So steht es auf den Transparenten, die die campesinos bei einem 
der Protestmärsche Ende Mai mit sich tragen. Sie alle gehören 
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der Indiogruppe der Tzotziles an. Die meisten von ihnen verstehen 
zwar Spanisch, doch sprechen oder schreiben können es die wenig- 
sten. Einer der zahlreichen Nachteile, die sie in der Konfronta- 
tion mit allen möglichen "Autoritäten" haben. Deshalb drängen 
die Tzotziles immer stärker darauf, daß ihre Kinder wenigstens 
frühzeitig Spanisch sprechen, lesen und schreiben lernen. 

Etwa die Hälfte der Demonstranten, die sich diesmal in der som- 
merlichen Gluthitze der zentralen Hochebene auf den Weg gemacht 
haben, sind Frauen. Fast jede trägst ein Kind im selbstgewebten 
Schultertuch mit sich und führt noch ein oder zwei andere an der 
Hand. Barfuß sind die meisten, mit bunten Bändern in den schwar- 
zen Zöpfen, stumm. 

Bis vor kurzem hielten die Männer den Kampf um Land ° noch aus- 
schließlich für ihre Angelegenheit. Seit selbst das traditionelle 
Lebenszentrum der Frau - das Haus - vor Übergriffen nicht mehr 
sicher ist, können die Männer es ihnen nicht mehr verbieten, sich 
einzumischen. 

Was ist los in Simojovel? Was ist los in Chiapas, diesem mexi- 
kanischen Bundesstaat an der Grenze zu Guatemala? 

"Die Revolution von 1910 und damit die Agrarreform sind hier im- 
mer noch nicht angekommen. So lebten die campesinos von Simojovel 
noch 1977 auf den Fincas wie Leibeigene, als sogenannte 'peones 
acasillados'", erläutert Enrique Väzquez, zweiter Sekretär der 
CIOAC in Chiapas (CIOAC steht für Central Independiente Obreros 
Agricolas y Campesinos, unabhängige Landarbeiter- und Bauern- 
zentrale). 


Die Tzotziles organisieren ihren Widerstand 


"Peones acasillados" könnte man mit "ans Haus gefesselte Knechte" 
übersetzen. Im Klartext heißt das unter anderem: einen Tageslohn 
erhalten, der gerade 1/10 dessen ausmacht, was der Staat als Min- 
destlohn festsetzt; Frau und Kinder dem Landherren kostenlos zur 
Mitarbeit zur Verfügung stellen; das "Recht der ersten Nacht! 
für den Großgrundbesitzer oder seinen Sohn. 

Um aus dieser Abhängigkeit herauszukommen, so berichtet Enrique 
weiter, schlossen sich die peones in Simojovel zu einer Landar- 
beitergewerkschaft zusammen. Sie forderten ihre Rechte nach den 
Arbeitsgesetzen der Republik, die beispielsweise Mindestlohn, 
8-Stunden-Tag, Sozialversicherung, Urlaub und Weihnachtsgeld ga- 
rantieren. 

"Es war erfolglos", fährt Enrique Väzquez fort, "denn hier in 
Chiapas. sind die staatlichen. Autoritäten korrupt und von den 
Großgrundbesitzern und Kaziken abhängig, die sie ernannt haben. 
Also änderte sich ab 1979/80 die Kampfform. Streiks und Landbe- 
setzungen begannen." 

1983 - schließlich marschierten die Tzotziles die mehr als 1000 
km in die mexikanische Hauptstadt und verlangten Gerechtigkeit. 
So sind mansche Präsidentenerlasse, die den campesinos bestimmte 
Landflächen zusichern, schon mehr als 10 Jahre alt. Aber sie wur- 
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den von niemandem umgesetzt. Um die Situation zu entschärfen, 
sagte die Regierung dann den Landherren eine Entschädigung zu, 
wenn sie dafür den Bauern das besetzt® Land überließen. 

"Dank der Korruption", so Enrique weiter, "floss ein Großteil 
dieser Abfindungen in die Taschen weniger, ohne daß diese den 


Boden übereigneten. Andererseits gingen einflußlosere Grundbe- 


"peones acasillados" auf Felder zum Arbeiten schicken, die be- 
reits von CIOAC-Organisierten besetzt sind. Entweden kommt es 
dann zu Zusammenstößen zwischen Tzotziles und Tzotziles, in die 
die "Ordnungshüter" dann eingreifen, oder aber diese nehmen die 
peones wegen Arbeitsverweigerung fest. 

Allein in der Gegend von Simojovel wurden seit 1983 24 campesinos 
getötet, Hunderte verletzt, verhaftet, vertrieben. Zu den zahl- 
reichen Verschwundenen zählen seit Anfang Mai auch fünf Kinder. 


"Eine echte Agrarreform... 


Und Simojovel ist nur einer der Krisenherde in Chiapas. Die Men- 
schenrechtsorganisation "Academia Mexicana de Derechos Humanos" 
spricht von durchschnittlich zwei politisch motivierten Morden 
pro Monat in den letzten fünf Jahren. Regiert wird der mexikani- 
sche Bundesstaat Chiapas von Absalön Castellanos, seines Zäichens 
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General und Mitglied der das ganze Land beherrschenden PRI (Par- 
tido Revolucionario Institucional). Nur dank der Verfahrenstricks 
seiner Parteifreunde entging der General Anfang dieses Jahres 
einem Prozess, in dem er als politisch Verantwortlicher all der 
Verfassungsverstöße und Menschenrechtsverletzungen hätte zur 
Rechenschaft gezogen werden sollen. Ende dieses Jahres läuft sei- 
ne Amtszeit aus. 

Trotz aller Fortschritte, die die linken Parteien in Chiapas an 
der Seite der um Land kämpfenden Bauern gemacht haben, ist sein 
Nachfolger wieder der Kandidat der PRI, Patrocinio Gonzälez. Ihm 
geht der Ruf voraus, nicht die Konfrontation, sondern den Dialog 
zu suchen. j 

Versprechen sich die organisierten campesinos etwas von ihm? En- 
rique Väzquez von der CIOAC ist skeptisch: "Mit Reden allein 
lassen sich die Landkonflikte nicht lösen. Wollte Patrocinio. aber 


die Agrarreformvorschläge der CIOAC verwirklichen, müßte er gegen’ 


die wirtschaftlichen und politischen Interessen seiner eigenen 
Leute handeln. Und das wird er nicht tun. Vielmehr müssen wir 
auf der Hut sein, um nicht unter dem Vorwand der Verständigung 
und des Dialogs 'eingekauft' und Teil des politischen Spiels zu 
werden. Wir werden also weiterhin die Bauern organisieren und 
überall dort Land besetzen, wo es uns legal zusteht." 

Mit einer reinen Landtitelvergabe, so unterstreicht Enrique, ist 
es in Chiapas auch nicht getan. .Vielmehr ist eine "echte Agrar- 
reform" notwendig, die den campesinos nicht nur den Boden über- 
trägt, sondern ihnen auch billige Kredite für Maschinen, Saatgut, 
Dünger zur Verfügung stellt und sie anleitet, das Land ertrag- 
bringend und schonend zugleich. zu bearbeiten. 
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.. bevor nur noch der nackte Fels zu verteilen ist!” 


Denn bislang wird aus Unkenntnis und wegen fehlender Alternativen 
in ganz Chiapas ein gefährlicher Raubbau betrieben. Die Groß- 
grundbesitzer in dieser Gegend verdienen ihr Geld meist mit ande- 
ren Geschäften, haben also wenig Interesse an landwirtschaftli- 
chen Investitionen. Und die Tzotziles kennen nur ihre traditio- 
nelle Methode, den Boden zu bearbeiten, die "tumba-quema-roza". 
Dabei werden die nutzbaren Teile des Pinien- oder Mischwaldes 
(bzw. in anderen Gebieten Chiapas' auch des tropischen Buschwal- 
des) abgeholzt, der Rest dann abgebrannt, der Boden umgegraben, 
einmal bebaut und dann zur Erholung brach liegen gelassen. 
Auf dem Weg nach Simojovel sind die Folgen dieser Praxis beson- 
ders krass sichtbar: die brachliegende Erde ist schutzlos der 
Erosion durch Wind und Regen ausgesetzt. Auf weiten Flächen in 
dieser bergigen Landschaft gibt es nur noch nackten Fels. 
Gleichzeitig bleiben dadurch auch im Sommer die Regen aus. Eine 
Kindergeschichte erklärt das sehr treffend so: die Regenwolken 
wohnen wie die Vögel in Nestern auf den Bäumen. Wenn nun immer 
mehr Wälder abgeholzt werden, verlieren die Wolken ihre Wohnung. 
Und ziehen anderswo hin... 

Helga Ballauf 
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ARGENTINIEN 


Ein Generalstreik explodiert 


Knüppelnde Polizisten, Tränengas und Wasserwerfer direkt vor dem 
Präsidentenpalast, Schüsse und auch Tote, eine außer Kontrolle ge- 
ratene Gewerkschaftskundgebung, Plünderungen, brennende Autos und 
Geschäfte, sich in Straßenschlachten entladende Wut: Beim General- 
streik am 9. September explodierte die ungelöste : Wirtschaftsmisere 
in Argentinien, zum ersten Mal seit der Demokratisierung 1983. Die 
Explosion des Protests und der Polizeirepression hat gezeigt, wie 
prekär die politische Lage in diesem Land ist. Und welche scharfen 
sozialen Konflikte sich mit der immer katastrophaler werdenden öko- 
nomischen Situation aufgestaut haben. 


Mit der Wirtschaftskrise ändert sich das Alltagsleben: Sämtliche 
"Luxusausgaben" werden gestrichen. So beklagte sich beispielsweise 
der Besitzer einer der vielen Bars, daß die Gäste heute stunden- 
lang über einem Espresso sitzen; kaum einer bestellt mehr einen 
Vermouth, Der Kino”konsum" ist um mehr als 30% zurückgegangen. 
Ein Freund rechnete mir vor: "Früher sind wir (das Ehepaar und 
zwei Kinder) einmal die Woche ins Kino und anschließend Pizza 
essen gegangen. Aber überleg' Dir mal: Der Eintritt ‚ins Kino ıo- 
stet 20 Australes pro Person, das sind 80 &. Wenn wir eine Pizza 
zu viert teilen, sind das mindestens 40 A, dazu die Getränke noch- 
mal 30 A. Macht zusammen 150 A. Und dazu kommt noch die Busfahrt 
kin und zurück, die wird auch immer teurer. Also gibt es entweder 
Pizza oder Kino. Und auch das nicht oft." Und dieser Freund gehört 
nicht zu den Armen. 


Was zur Zeit die Argentinier besonders wütend macht, sind die Ta- 
riferhöhungen für die öffentlichen Dienste, eine zentrale wirt- 
schaftspolitische Maßnahme der gegenwärtigen Regierung. Die Rech- 
nungen der entsprechenden Staatsunternehmen werden zu reinen 
Schicksalsschlägen. Niemand kann mehr kalkulieren, wie hoch die 
nächste Strom- oder Gasrechnung sein wird. Verdreifachungen gegen- 
über der letzten Rechnung sind an der Tagesordnung. 


So ist die Erhöhung der Tarife für Bahn und Busse eine sehr merk- 
liche Belastung für das Familieneinkommen. In dem gar nicht selte- 
nen Fall, daß jemand, um zur Arbeit zu kommen, Bahn und Bus oder 
zwei verschiedene Buslinien benutzen muß, kommen im Monat allein 
dafür um die 400 A zusammen. Und Löhne um die 1500 A oder sogar 
darunter sind keine Seltenheit. 


Einen besonderen Skandal verursachten die Rechnungen des Elektri- 
zitätswerks SEGBA. Sie schnellten derartig in die Höhe, daß selbst 
die "tarifazos" ("Tariferhöhungs-Schläge") von 541% (!) im Laufe 
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dieses Jahres keine Erklärung mehr boten, Vor den Filialen der 
SEGBA sammeln sich täglich lange Schlangen von Kunden, um gegen 
die Rechnung zu protestieren, die sie nicht mehr bezahlen können. 
Bisher sind über 10.000 Beschwerden eingegangen. Unterdessen mußte 
SEGBA zugeben, daß es "wahrscheinlich" zu Irrtümern bei der Ver- 
brauchsschätzung gekonmen ist - zugunsten von SEGBA natürlich. Nun 
soll eine Kommission die Vorgänge untersuchen; böse Zungen behaup- 
ten, das sei nur deshalb zustande gekommen, weil es ein prominen- 
tes Opfer der SEGBA gab: Vizepräsident Martinez war mit seiner 
Stromrechnung nicht einverstanden und beschwerte sich bei Präsi- 
dent Alfonsin höchstpersönlich. 


PERSUADIDO, SAUL... 
LA INFLACION 
CAERÄ  . SoBRE 
> 
Präsident Alfonsin (links) und Gewerk- es 
schaftsführer Saul Ubaldini (rechts): | 


"Du kannst davon überzeugt sein, 
saul, die Inflation wird Fallen." 
- "Auf ven?!" 


Kochtopfschlagen gegen Tariferhöhungen. .. 


"Juliana aus San Martin bittet uns um folgenden Durchsage: Am Sam- 
Stag um 15 Uhr treffen sich die Nachbarn auf der Plaza Bomberitos, 
um über gemeinsame Maßnahmen gegen die 'tarifazos' zu beraten." 
Jeden Abend gibt der Sprecher des kritischen "Radio Splendid" der- 
artige Nachrichten durch. Einzelpersonen und Nachbarschaftsorgani- 
sationen rufen zu Treffen auf. Die Leute informieren sich erst 
einmal gegenseitig über die letzten Strom-, Gas- und Telefonrech- 
nungen. Und machen ihrem Zorn Luft. Versammlungen werden beschlos- 
sen, in denen Anwälte Rat geben, wie mit den überhöhten Rechnungen 
umzugehen .ist. Und es geht um Maßnahmen, wie dem Protest auch po- 
litisch Ausdruck gegeben werden kann. So veranstalteten Bewohner 
des Stadtviertels Flores einen "cacerolazo contra los tarifazos", 
einen "großen Topf-Schlag" gegen die’ Preiserhöhungen: Über 100 
Menschen, vor allem Hausfrauen, zogen töpfeschlagend durch die 
Hauptstraße, die zugleich Einkaufszentrum ist. In Tlugblättern 
wurde auf die wöchentlichen Treffen aufmerksam gemacht. 


mem 
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Doch nicht nur Nachbarschaftsorganisationen, auch die Gewerkschaf- 
ten protestieren gegen die Wirtschaftspolitik der UCR-Regierung. 
Nachdem diese ihren jüngsten "Plan Primavera" (s. LN 174) verkün- 
det hatte, rief der Gewerkschaftsdachverband CGT für den 9. Sep- 
tember zu einem 3-stündigen Generalstreik auf. Zu der Abschluß- 
kundgebung auf der Plaza de Mayo war ich mit einer Gruppe von Ge- 
werkschaftern gegangen. 


‚.. und Generalstreik gegen Tariferhöhungen 


Auf dem historischen Platz vor dem Regierungspalast wurde zunächst 
die lange Liste der Grußadressen verlesen: Nahezu sämtliche la- 
teinamerikanischen und viele europäische Gewerkschaften erklärten 
sich mit dem Streik der CGT solidarisch; selbst der DGB ließ srü- 
ßen. Zur Enttäuschung vieler Gewerkschafter war auch Carlos Menem, 
der peronistische Präsidentschaftskandidat für die Wahlen im kom- 
menden Jahr, nur mit einer Grußadresse vertreten und nicht selbst 
als Redner erschienen. 


Hauptredner war so der Vorsitzende der CGT, Saul Ubaldini. Sehr 
hart kritisierte er den "Plan Primavera", und als er die Namen des 
"Privatisierungsministers" Terragno und des Wirtschaftsministers 
Sourrouille nannte, kam es zu minutenlangen Sprechchören: "Hijo 
de puta, la puta que te pariö" - Sohn einer Hure, Hure die dich 
geboren hat. (Bei allem Respekt vor "kulturellen Traditionen": 
warum müssen eigentlich immer die armen Mütter der Kerle be- 
schimpft werden?) Während Ubaldini einen "Kampfplan" ankündigte 
und den IWF angriff, verbreitete sich eine sehr gespannte Stimmung 
in der.Menge. Am Rand der Versammlung war es bereits seit einiger 
Zeit zu Auseinandersetzungen zwischen Demonstranten und Polizei 
gekommen. Nach konfusen Anfängen mit Gerangel, Steinewerfen und 
Schlasstockeinsatz , fing die Polizei an, Tränengas zu schießen. 
Empört erklärte Ubaldini: "Das Volk weist die Unterdrücker zurück; 
wer einen Compafiero oder eine Compafera angreift, muß mit der Re- 
aktion der CGT rechnen, und die wird das Land lahmlegen, sooft es 
nötig ist." 

Während die Tränengaswolken dichter wurden (der Wind trieb sie zu- 
dem noch in Richtung auf die Hauptgruppe der Demonstranten) ver- 
suchte Ubaldini vergeblich, die Situation in den Griff zu bekom- 
men. Er bat um Ruhe, und gemeinsame "Argentina! Argentina!"-Rufe 
sollten die sich ausbreitende Prügelei beenden. Aber dazu war es 
zu spät. Ubaldini sah sich schließlich gezwungen, die Demonstra- 
tion aufzulösen. 


Um die Avenida de Mayo herum entwickelte sich in der Folge eine 
richtige Straßenschlacht, Geschäfte wurden geplündert, und die 
Polizei setzte immer mehr Schlagstöcke, Tränengas und Wasserwerfer 
ein. Die Gruppe, mit der ich zusanmen war - Gewerkschaftsdelegierte 
des Wirtschaftsministeriums —- flüchteten sich in eben dieses, da 
es sich gleich an der Plaza de Mayo befindet. 
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Vom Balkon im 12. Stock des Gebäudes aus (wo ein höherer Bürokrat 
fleißig am Schreibtisch arbeitete, als ginge ihn die Welt nichts 
an) konnten wir die Ereignisse aus sicherer Entfernung verfolgen: 
Die Polizei setzte Gummigeschosse ein, berittene Polizei schüch- 
terte fliehende Demonstranten ein. Gruppen von Gewerkschaftern 
versuchten Steinewerfer von ihrem Tun abzubringen, Sanitäter und 
Ambulanzen eilten zum Rote-Kreuz-Zelt. In den Nebenstraßen jagte 
die Polizei friedliche Demonstranten, die nur noch weg wollten. 
Auch Handfeuerwaffen wurden eingesetzt, mehrere Menschen erlitten 
Schußverletzungen und es kam sogar zu Toten. 


Und dann saß etwa ein Dutzend Gewerkschafter im Gewerkschaftsraum 
des Wirtschaftsministeriums zusammen, wütend, hilflos, besorgt 
um diejenigen, die wir verloren hatten. "Das. ist eine ungeheure 
Provokation. - Die Sache war von den Geheimdiensten geplant. - Die 
wollen uns kleinkriegen. - Das ist fast wie in der Diktatur. - 
Jetzt wird es hart." Einhellige Meinung: "Das ist ein Wendepunkt": 
Zum ersten mal seit der Amtsübernahme der demokratischen Regierung 
Alfonsin hat die Polizei eine Gewerkschaftsdemonstration gewaltsam 
auseinandergetrieben. 


“Die Köpfe in den Kühlschrank!” 


Zum Schluß noch ein paar Sätze zu den Gewerkschaften: Unabhängig 
von den Ereignissen muß die Demonstration mit - für die argentini- 
sche CGT ungemein wenigen - 20.000 Teilnehmern als Fehlschlag be- 
trachtet werden. 11 Generalstreiks in weniger als fünf Jahren ohne 
greifbare Erfolge, die internen Machtkämpfe in der CGT, die den 
Generalstreik mehr zu einer. Machtprobe zwischen den verschiedenen 
Fraktionen als zu einem Protest gegen die Wirtschaftspolitk der 
UCR werden ließen, das Tehlen einer kohärenten Strategie über den 
isolierten Generalstreik hinaus und mangelnde (sinnvolle und 
durchsetzbare) Alternativen in der Wirtschaftspolitik dürften 
Gründe für diesen Fehlschlag sein. 


Mir scheint, Sowohl Gewerkschafter wie Politiker sollten dem Rat 
eines Radiokommentators folgen und ihre "Köpfe in den Kühlschrank 
stecken", Denn wenn sich die Tränengaswolken wieder verzogen ha- 
ben, bleiben noch ein paar Fragen offen: Zum Beispiel welche Al- 
ternativen es zur gegenwärtigen Wirtschaftspolitik gibt und wie 
sie innerhalb eines demokratischen Systens vielleicht, und sei es 
nur ansatzweise, durchzusetzen sind. 

j Jutta Borner 


nun 
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PERU 


Die Stunde der Wahrheit - Garcias »Plan Cero« 


Das wirtschaftliche Schockprogramm, das die peruanische Regierung 
unter Alan Garcia Anfang September verkündete, stellt alle Aufla- 
genprogranme des IWF der letzen 15 Jahre in Lateinamerika in den 
Schatten. Drastische Abwertung des Inti und harte Austeritätsmaß- 
nahmen gegen das Haushaltsdefizit stehen auf der- Tagesordnung. 
Die Preise für Grundnahrungsmittel, Benzin und die Bustarife stei- 
gen in schwindelnde Höhen. Besonders trifft die breiten Bevölker- 
ungsmassen, daß viele lebenswichtige Produkte gar nicht mehr zu 
bekonmen sind. Spontane Folge waren Plünderungen von Läden in 
den Vorstädten Limas. Die soziale Unruhe wächst und die Gerüchte 
über einen möglichen Militärputsch häufen sich. 


Zunächst Erfolge 


Bis Anfang/Mitte März 1987 sah es noch ganz anders aus. Garcia 
stand im lateinamerikanischen Vergleich als erfolgreicher Staats- 
mann da. Wachstumsraten von über 8% konnte Peru aufweisen und 
national ließ sich die Wirtschaftspolitik ideologisch absichern, 
durch eine harte Linie gegenüber dem IWF. Wenn auch die Beschrän- 


kungen der Zinszahlungen auf 10% der Exporterlöse ’- wie es 
das Programm Garcias vorsah - tatsächlich nicht durchgesetzt 
worden wär (Schätzungen gehen von ca. 20 - 24% aus), so wuchs 


die peruanische Wirtschaft‘ doch. Garcias Politik veranlaßte 
den IWF, Peru im August '86 als kreditunwürdig zu deklarieren 
und obwohl die Weltbankkredite mit Zinszahlung und Tilgung 
weiterbedient worden waren, sperrte auch sie im Mai '87 die 
Kreditlinien für Entwicklungsprojekte in Peru. Bisheriger Schluß- 
punkt der selbstbewußten APRA-Politik blieb die Verstaatlichung 
der Banken im Juli '87, die zwar die politische Rechte zu hyste- 
rischen Reaktionen veranlaßte und auf die Straße brachte, aber 
doch nur halbherzig durchgesetzt wurde. Der Dollar-Schwarzmarkt 
war zwar verboten worden und die zweitgrößte Bank (Banco Wiese) 
kam unter staatliche Verwaltung, aber der rein. strateeisch 
wichtigste Brocken, die banco de credito, erhielt lediglich 
ein Mitbestimmungsmodell. Staatliche Interventionsmöglichkeiten 
sind damit jedoch nicht gewährleistet. 


Erste Anpassungsmaßnahmen 


Den ersten Anpassungscoup gegen die wieder anwachsende Infla- 
tion versuchte die Regierung im März '88 zu landen. 140% Preisan- 
stieg und drastisch schrumpfende Reallöhne kennzeichneten bereits 
damals die Lage. Seit Mitte '87 waren die Devisenreserven immer 
schneller geschrumpft. Wovon also bei ständig sich verringernden 


Oktober/November 1988 LATEINAMERIKA NACHRICHTEN 175 65 


Exporterlösen noch die Importe bezahlen, die zwischen '3835 und 
'87 stark angestiegen waren? Die Bevölkerung rechnete mit wirt- 
schaftlichen Maßnahmen der Regierung und starken Preissteigerun- 
gen. Es kam zu Hamsterkäufen. Was schließlich nach taktischen 
Verzögerungen am 8.März durch die Regierung verkündet wurde, 


“schien dann zunächst weniger gravierend als erwartet. Brot, 


Reis, Mehl, Speiseöl und Milch sollen "lediglich" 30 - 40% 
mehr kosten, Benzin: 50%, Busfahrten 100%. Immerhin gibt es 
in der "Kriegswirtschaft", von der die Regierung nun und in 
Zukunft so gerne sprechen wird, noch eine Lohnerhöhung. Sie 
umfaßt 45% und entschädigt nicht einmal für den neuen Inflations- 
verlust, geschweige denn für den vorangegangenen Reallohnverfall 
(Zwischen Oktober '87 und März '88 allein 57%). Zu den weiteren 
Maßnahmen gehören sowohl die Wiederzulassung des Dollar-Schwarz- 
marktes, sowie die Privatisierung staatlicher Betriebe. Die 
beginnende Importdrosselung führt zum Absacken der industriellen 
Produktion, ebenso wie gestiegene Zinsen nicht gerade die Investi- 
tionsbereitschaft der nationalen Unternehmer erhöhen. Das zu 
erwartende Handelsbilanzdefizit für '83 wird auf 800 Mill. 
US-Dollar geschätzt. 


Der neue Plan 


Der Vater des neuen Programms von Anfang September ("Plan Gero"), 
mit dem gegen die inzwischen auf 356% angewachsene Inflation 
vorgegangen werden soll, ist Jeffrey Sachs, der sich in Bolivien 
schon als "Inflationsbekämpfer" einen Namen gemacht hatte. Nachden 
die peruanische Regierung zuvor schon informelle Gespräche mit Ver- 
tretern.der Weltfinanzorganisationen durch spanische Unterhändler 
hatte vorbereiten lassen, akzeptierte sie nun den vom IWF vorge- 
schlagenen Professor vom Massachussetts Institute of Technology. 
So wurde die Reise des frischgebackenen Wirtschaftsministers Sali- 
nas zur Jahrestagung von IWF und Weltbank in Berlin vorbereitet, 

wo er erste Kontakte zu Vertretern der beiden Organisationen 
knüpfen wollte. Abel Salinas, das einzige Kabinettsmitglied 
unter Garcia, das schon seit Regierungsantritt der. APRA dabei 
ist, hatte schon als Innenminister durch Maßnahmen der Aufstands- 
bekämpfung Zeugnis abgelegt, daß er zu den Hardlinern gezählt 
werden muß. Auf wirtschaftlichem Gebiet sollte dies nicht anders 
werden, Zur Zeit nämlich entwickelt er sich zum Feldwebel in 
der "Schlacht gegen die Zerrüttung der Wirtschaft". Die Inflation 
müsse besiegt werden, koste es, was es wolle, hatte der Präsident 
verlauten lassen und sein treuer Partner zieht nun mit orthodoxen 
Waffen zu Felde. Zur Verringerung des Haushaltsdefizits stehen 
neue Kürzungen öffentlicher Ausgaben an, Subventionen sollen 
gestrichen werden und für die öffentlichen Behörden gilt ein 
Einstellungsstopp. Der Inti wurde abgewertet und für 120 Tage 
auf 250 Inti pro Dollar festgelegt. Die Benzinpreise steigen 
um knapp ‚300%, der Preis für Brot und Reis wird verdreifacht, 
der für Öl und Milch verdoppelt. Huhn und Zucker werden 150% 
teurer, der Mehlpreis steigt um 225% und der Preis für Nudeln 
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"Es ist was Faul In Staate Dänemark. .'"' 


um 250%. Der Wirtschaftsminister hofft auf das Verständnis 
der Bevölkerung. Er habe eine schwere Mission übernommen, aber 
die heutigen Anstrengungen seien notwendig, um 1989 ein Jahr 
ohne Inflation und Haushaltsdefizit zu erreichen. Nicht alle 
Unterstützungsprogramme seien gestrichen worden, denn sie 
kämen doch gerade den ärmsten der Armen zugute. In den Armenvier- 
teln sollten ab 1. Oktober an 1900 Familien Unterstützungen 
für den Kauf von -Reis, Zucker, Fisch und andere Grundnahrungs- 
mittel verteilt werden. Die Ankündigung der Maßnahmen beendete 
Salinas mit der nur als zynisch zu bezeichnenden Bemerkung, 
daß er darauf vertraue, daß das Volk für die Anstrengungen, 
die seine Regierung mache, Verständnis zeige. 


Da zahlreiche Mändler mit Preiserhöhungen gerechnet hatten 

und Waren horteten, waren schon Tage zuvor verschiedene Grundnah- 
rungsmittel knapp geworden. Die Reaktion der Bevölkerung in 
zahlreichen Stadtvierteln waren Plünderungen von Geschäften. 
Polizei und Militär zogen auf, und zahlreiche Geschäfte schlossen 
aus Angst vor weiteren Plünderungen. Jegliche Form von Widerstand 
gegen das Wirtschaftspaket, so zum Beispiel die Demonstration 
des Gewerkschaftsbundes CGTP am 15.September wurde brutal unter- 
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drückt. Abgesichert sind diese Repressionsmaßnahmen durch den 
seit zwei Jahren über Lima verhängten Ausnahmezustand, der 
ein Verbot jedweder politischen Veranstaltung beinhaltet, 


Die Tatsache, daß auch das Mindestgehalt von 6020 auf 15000 
Intis (+ 150%) angehoben worden war, kann die Auswirkungen 
des Programms kaum abmildern, denn die zunächst verkündeten 
Preiserhöhungen waren noch nicht die letzten. Am 8.September 
verkündet der Gesundheitsminister Luis Pinillos eine Preissteige- 
rung für Medikamente von 340%. Es folgt ein neuer Brotpreis 
(+ 172%). Der Stromtarif steigt um 100%. Aber auch die in 

der Woche zuvor neu festgesetzten Preise steigen teilweise 
erneut an. (so z.B. für Bier und Limonade) In den folgenden 
Tagen sollte die Situation für die Bevölkerung noch unübersicht- 
licher werden. Die Regierung dagegen vertraut darauf, so hieß 
es, daß die Preise auch wieder fallen werden. Nachregulierungen, 
wie zum Beispiel eine weitere Abwertung des Inti oder eine 
neue Benzinpreiserhöhung, hat sich die Regierung vorbehalten. 
Trotz alledem kehrte das Land schnell wieder zu relativer Ruhe 
zurück. Die Plünderungen blieben doch vereinzelt und die politi- 
sche Auseinandersetzung verlagerte sich auf die parteipolitische 
und parlamentarische Ebene. 


Politische Reaktionen 


Innerhalb der APRA ist etwas in Bewegung sekommen. Während 
Alan Garcia nach wie vor den Kniefall vor dem IWF ausschließt, 
zeigt die Abkehr von der- heterodoxen Wirtschaftskonzeption 
hin zu orthodoxen Austeritätsmaßnahmen genau diese Richtung 
an. Und so verkünden andere Regierungsmitglieder, eigentlich 
habe man sich ja nie von den Finanzorganisationen getrennt. 
Es ginge darum, den Dialog zu suchen. Ja, man wolle neue Kredite, 
aber ein IWF-Auflagenprogramm werde man nicht akzeptieren. 
Kritik gegen das unpopuläre Maßnahmenpaket kommt jedoch aus 
den Reihen der eigenen Partei. Am 17.September müssen Wirtschafts- 
und Agrarminister sowie einige Assesoren aus dem Wirtschaftsmi- 
nisterium der APRA-Parlamentsfraktion Rede und Antwort stehen. 
Zum ersten Mal seit dem Wahlsieg '85 versucht die Parlaments- 
fraktion, durch eine eigens gebildete Komission, die Politik 
der Exekutive zu kontrollieren. Ob dies weiterreichende Folgen 
haben wird, bleibt zweifelhaft. Schließlich kam die Forderung 
einer Parlamentariergruppe nach Rücktritt des Agrarministers 
nicht durch. 


Die Rechtsopposition mit ihrer neuen Galleonsfigur Vargas Llosa 
bezeichnet die jetzige Misere als eine Konsequenz der verfehlten 
Wirtschaftspolitik der Regierung. Mit kommunistischen Rezepten, 
wie sie auch die Vereinigte Linke (IU) vorgeschlagen habe, 
sei man in die falsche Richtung gegangen. Besonderen Anstoß 
hatte die Rechte an den Bankenverstaatlichungen und dem Bruch 
mit dem IWF genommen. Ohne ausländische Kredite gehe es nicht. 
Die nationale Souveränität sei bei Verhandlungen mit den Finanz- 
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organisationen nicht gefährdet. Außerdem habe der Internationale 
Währungsfond noch nie Programme erlassen, unter denen die armen 
Massen zu leiden gehabt hätten. 


Die Izquierda Unida (Vereinigte Linke), die bei den nächsten 
Wahlen 1990 große Aussichten hat, läuft gegen den "Plan Gero" 
Sturm. Sie hat zum Generalstreik aufgerufen, dessen Termin 
jedoch noch nicht feststeht. Diese Maßnahme wurde bei einer 
Versammlung zur Feier des Achtjährigen Bestehens des Linksbünd- 
nisses, zu der sich 10000 Menschen zusammengefunden hatten, 
verkündet. Die IU fordert ein Notstandsprogramm, das folgende 
Maßnahmen vorsieht: eine Lohnerhöhung von 150%, ‚die Einführung 
eines Grundbedürfniskatalogs für Familien und dessen Verwaltung 
durch einen nationalen Rat für Volksversorgung, die Erweiterung 
von Krediten für Wohnungsbau für Bedürftige Familien, für die 
kleine und mittlere Industrie, für den formellen und informellen 
Handel und für Kleinbauern, die starke Anhebung von direkten 
Steuern, besonders auf Grundbesitz, strenge Ausgabenbegrenzungen, 
das Verbot von Luxusimporten, die Ausweitung und Stärkung der 
Mitbestimmung der Arbeiter. Weniger klar. jedoch scheint die 
Position der IU gegenüber den internationalen Finanzorganisatio- 
nen. So ließ der Abgeordnete Fernando Sänchez Albavera verlauten, 
die Regierung sei gezwungen mit der Weltbank und Japan zu verhan- 
deln. Eine Neuverhandlung mit dem IWF dagegen schloß er aus, 
denn sie würde noch mehr Opfer 'von der Bevölkerung verlangen. 
Von einem anderen IU-Abgeordneten war zu hören, man befürworte 
zwar eine Wiederaufnahme der Verhandlungen, aber man werde 
kein Programm akzeptieren, das die nationale Souveränität ver- 
letze. 

Letzteres wird sicher ein frommer Wunsch bleiben. Wenn in Kürze 
die peruanische Regierung, wie allseits erwartet wird, direkte 
Verhandlungen mit dem IWF aufnehmen wird, ist kaun anzunehmen, 
daß das neu erstellte Programm den freundlichen und verständnis- 


vollen Worten entspricht, die Mons. Camdessus kürzlich in Berlin 


für die Situation der Schuldnerländer fand. Vielmehr dürfte 
es darum gehen, einen "Ausreißer", der mit 450 Millionen US- 
Dollar im Zahlungsrückstand .ist, wieder unter die Fuchtel zu 


bringen. - Quellen: La Voz, La Republica, El Comercio, El Pais, Resumen 


Semanal, Quehacer Nr.53, Peru - Report. 
i Veit Harmemann 


PERU 


Notstand in Macchu Picchu 

Für den Nationalpark Macchu Es zerstörte die Fauna und Flora 
Picchu, weltberühmtes Monument in einem 3'000 ha großen Gebiet 
und Symbol der Inka-Kultur, muß- des Nationalparks. Mit techni- 
te die peruanische Regierung den scher und finanzieller Hilfe aus 
Notstand ausrufen. Am 7. August dem Ausland sollen Wiederauffor- 
war ein Feuer ausgebrochen, das stungsarbeiten durchgeführt und 
einen Monat lang nicht unter Kon- das natürliche ökologische System 
trolle gebracht werden konnte. wiederhergestellt werden. 
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Reden wir nicht, dann schreien die Steine 
Zur Lage der Menschenrechte in Peru 


Zur Repression in Peru ist seit dem Gefängnismassaker im 
Juni 1986 einiges bekannt geworden. Eine nähere Analyse die- 
ses Komplexes ist erneut überfällig; stand Peru doch 1987 
weltweit an der Spitze der UNO-Statistik über Fälle gewaltsa- 
men Verschwindenlassens. Zwei neue Menschenrechtsberichte 
zeigen, wie dramatisch sich inzwischen die Situation ver- 
schärft hat. Ein Hintergrundbericht zur Menschenrechtskam- 
pagne des Bundestreffens der Peru-Gruppen, zusammengestellt 
von der Koordinationsstelle der BRD für Menschenrechte in 
a die im Auftrag des Bundestreffens die Kampagne koor- 
Inlert. 


San Martin de Alao, Anfang Januar 1988. Das kleine Bauernnest der 
Provinz Lama im nördlichen Departement San Martin wird wie viele 
andere dieser Gegend von einer Militärpratrouille aufgesucht. Seit- 
dem im November 1987 die NRTA kurzzeitig ein kleines Gebiet von 

San Martin kontrolliert hat, herrscht auch dort Ausnahmezustand 
unter der allgewaltigen Kontrolle des Militärs. Es beginnen die bei- 
den letzten Wochen im Leben der Maria Guinarita. Zusammen mit ihrem 
Mann, dessen beiden Brüdern und einem Cousin wird Maria am 5. Jan. 
unter Terrorismusverdacht festgenommen. Bald wird Maria freigelas- 
sen, ihre Verwandten verbleiben jedoch in der Kaserne in Morales. 
Bei ihrer Freilassung drohen ihr die Militärs mit dem Schlimmsten, 
falls sie Öffentlich reden sollte. Die Sorge um die anderen Häftlin- 
ge (deren Verhaftung nie offiziell bestätigt wurde) treibt Maria 

zur öffentlichen Anzeige: sie sucht den Staatanwalt und eine amt- 
liche Menschenrechtskamission von San Martin auf. Am 17. Januar 
wird Maria Guinarita nachweislich von Armeeangehörigen verschleppt. 
San Martin de Alao 19. Januar: Marias Leichnam wird, an einen Baum 
gebunden, ‚gefunden. An ihrem Körper Spuren von Folter und Vergewal- 
tigung, die Augen verbunden und im Mund schmutziges Toiletten- 
papier. 


Zwei jüngst erschienene Menschenrechtsberichte über Peru ) machen 
deutlich, daß hinter Marias "Schicksal" .Methode. steht. Ancesta- 
chelt von den oezielten Sabotare- und Moreaktionen der Guerilla 
ist das Militär, seit Präsident Belaunde es 1982 zur Aufstandsbe- 
kämpfung mit weitreichenden Vollmachten ausstattete, für ein Groß- 
teil der 8.000 bis 10.000 Opfer verantwortlich, die seit Beginn 
des schmutzigen Krieges vor 8 Jahren in Peru starben. Vor allem 
Sendero Luminoso hat in den letzten 18 Monaten der gezielten Er- 
mordung van Zivilisten und dem Angriff auf Militärs einen heftigen 
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Sprung nach vorn getan; der US-Bericht spricht von 612 Morden 
durch SL allein 1987, vermutet die reale Ziffer jedoch wesentlich 
höher. Besonders vermerkt wird die Zunahme politischer Morde durch 
SL 1986/87. 


Die staatliche Strategie der Aufstandsbekämpfung hatte nach dem 
Amtsantritt der Apra-Regierung unter Alan Garcia hoffnungsvolle 
Zeichen der Veränderung erhalten. Tatsächlich war sowohl die Zahl 
der Verskhwundenen als auch extra-legaler Hinrichtungen in den 
ersten Monaten seit Garcias Amtsantritt merklich zurückge- 
gangen. Das nicht zuletzt aufgrund der Erlaubnis für Pressebe- 
richterstattung in Gebieten unter Ausnahmezustand. Schon bald 
erreichten Berichte von Massakarn der Militärs in Ayacucho 
(Pucayacu, Acccmarca) die Öffentlichkeit, mAn versprach ge- 
richtliche Strafverfolgung. Bis jetzt sind jedoch lediglich 

5 Verfahren anhängig; eine Strafe wurde von lediglich 11 Sol- 
daten, die beim Massakar in Soccos beteiligt gewesen waren, an- 
getreten. 


Verschwundene 


In den Jahren 1986 und 1887 nahmen die Fälle gewaltsamen Ver- 
schwindenlassens wieder zu: 1986 waren es nach Angaben der 

UNO 236, davon konnten 48 Fälle "gelöst" werden. 1987 sprechen 
beide Berichte von "etwa 200" ungelösten Fällen gewaltsamen 
Verschwindenlassens, davon wurden "etwa 90" dem "Ministerio 
Püblico", der staatlichen Strafverfolgungsbehörde in Sachen 
Menschenrechte, in Ayacucho angezeigt. Weitere 65 sind bis März 
1988 laut amnesty in Ayacucho geschehen, 


Verschwindenlassen gehört demnach ganz offenkundig zu den 
Methoden der Aufstandsbekämpfung und nicht zu ihren Exzessen. 
Neue Varianten dieser Methoden schließen das relativ schnelle 
Wiederauftauchen der - in der Regel gefolterten - Opfer eben- 
so ein wie das mehrmalige Verschwindenlassen oder die öffent- 
liche Präsentation von Freilassungsurkunden, ohne daß die Be- 
troffenen wieder auftauchen. Offenkundig liegen die Zentren 
dieser Repressionstätigkeit in den Gebieten unter Ausnahmezu- 
stand; das im November 1987 dazu gekammene Departement San 
Martin liefert eine traurige Bestätigung dieser Regel. 


Extra-legale Hinrichtungen 

Die vielleicht größte Niederlage der Republik Peru seit ihrem 
Bestehen 'ereignete sich am 18. und 19. Juni 1986, als Armee- 
und Polizeieinheiten 249 (so die amtlichen Ziffern vom Dezember 
1987) unbewaffnete Häftlinge bei der Niederschlagung .einer 
Meuterei ermordeten. Darüber hinaus verzeichnete ai 1986 
weitere 39 Fälle extra-legaler Hinrichtungen, Einiges Auf- 
sehen erregten die späten Beisetzungen weiterer 29, später 
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noch einmal 45 im Frühjahr 1987 angeblich unter den Trümmern 
der Gefängnisinsel gefundene Opfer des Juni 1986. Es ist zu be- 
fürchten, daß diese zu der nie amtlich präzisierten Anzahl von 
Häftlingen gehören, die am 19.6.1986 lebend in geheime Haft an 
Land verbracht worden waren und dort später umkamen. 


1988 war es vor allem die militärische Racheaktion an 28 

Bauern des Hochlanddorfes Cayara Mitte Mai im Departement 
Ayacucho, die das Fortwirken auch der direktesten aller 
Methoden der militärischen ‚Repression belegte, Ein besonders 
bedrückendes Schicksal erlitt darüber hinaus die Postangestellte 
Sonia Munoz aus Ayacucho, die eine derartige Aktion. schwer- 
verletzt überlebte und an die Öffentlichkeit ging. 


A 
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Schluß 


Wer nach den Geschehen in den Gefängnissen auf eine Änderung 
der Peruanischen Aufstandsbekänpfungspolitik und eine Dees- 

ka lierung im schmutzigen Krieg gehofft hatte, mußte bereits 
mit der Behandlung dieses Geschehens durch die parlamenta- 
rische Untersuchungskommission im Dezember 1987 verunsichert 
sein. Vollends enttäuschend und Anlaß für die schlimmsten 
Befürchtungen ist das Verhalten der Regierung seitdem. Im 
Laufe des Jahres 1987 ist es praktisch ganz unmöglich gewor-. 
den, für die Massenmedien aus den Notstandsgebieten zu berich- 
ten. Die Justiz wird von den politisch-militärischen Kommandos 
in diesen Gebieten systematisch behindert: so versagten die 
zuständigen Stellen einer Delegation des Ministerio Püblico 

im September 1987 in 95% der Fälle die ihr zustehenden Informa- 
tionen. Nach der Schließung der Gefängnisse Ayacuchos für das 
ınternationale Rote Kreuz (Januar 1987 ; im Mai ausgedehnt auf 
DIRCOTE, die Terroristenpolizei in Lima) wurde nun auch der 
Beauftragte von Amerika's Watch, Juan Mendez, trotz gegenteiliger 
Beteuerungen der Regierung aus Ayacucho ausgewiesen. 


Ähnliches ereignete sich Mitte Juli 1988, als Vertreter der 
Peruanischen Menschenrechtsorganisationen CEAS und SERPAJT, 
darunter der Bundesdeutsche Rainer Huhle, in Ayacucho angeb- 
lich unter Terrorismusverdacht festgenommen wurden und erst 
nach massiven Protesten wieder frei kamen. Beobachter verstanden 
dies als eine verdeckte Kampfansage der Militärs an die Men- 
schenrechtsbewegung und den Versuch, ihre Stärke und Arbeits- 
weise zu testen. Das Ausbleiben eines konzertierten innenpo- 
litischen Aufschreis kennzeichnet diesen Versuch als erfolg- 
reich. 


Die Regierung hat bis heute - passend zur massiven: Verleumdungs- 
kampagne gegen ai nach deren Bericht zum Gefängnismassakar - 

in keinem Fall auf Menschenrechtsberichte oder Einaaben loka- 
ler Menschenrechtsgruppen geantwortet, 


In der gegenwärtigen Vorwahlzeit ist die APRA sicherlich durch 
die Wirtschaftskrise (September 1988: 400% Inflation!) unter 
Druck. Jetzt ist daher die Zeit für eine massive Kampagne für 
die Einhaltung der Menschenrechte in Penu.trenn wir nicht reden, 
schreien die Steine! 


Koordinationsstelle der BRD für Menschenrechte in Peru 
im Auftrag: Andreas Stolze 


1) Der Menschenrechtsbericht 1987 des 4S-Außenninisteriuns und der Bericht von 
amnesty inzernational: "Peru. Violations in the Emergency Zones!", August 1988 
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EL SALVADOR 


Tod im Maisfeld 


Internationale Kommission untersucht den Tod von 
Jürg Weis 


Au 22.8.88 wurde der Schweizer Theologe und Mitarbeiter des Zen- 
tralamerika-Sekretariats Zürich, Dr.Jürg Weis, in El Salvador, 
60 km nordöstlich der Hauptstadt San Salvador, tot in einem Mais- 
feld aufgefunden. Neben ihm lagen die Leichen von zwei Salvadoria- 
nern. Die offizielle Version der salvadorianischen Armee über die 
Todesumstände von Weis lautete: er sei bei einem Feuergefecht zwi- 
schen Guerilleros der Befreiungsbewegung FMLN und einer Patrouille 
der Sicherheitskräfte gefallen. Diese Darstellung wurde sofort von 
den Mitstreitern des Züricher Zentralamerika-Sekretariats bezwei- 
felt. Es sei absolut auszuschließen, daß Weis überhaupt je eine 
Waffe in die Hand genommen habe. Als ein vorläufiges gerichtsnedi- 
zinisches Gutachten der Universität Basel die Gefechtsversion der 
salvadorianischen Militärs weiter erschütterte, wurde eine europä- 
ische Untersuchungskommission nach EL Salvador geschickt. 


Ein großes Kompliment an die Freunde und Genossen vom Zentralame- 
rika-Sekretariat vorweg: daß sie die Kommission zustandegebracht 
haben, ist jetzt schon - weit bevor der Abschlußbericht vorliegt - 
als politischer Erfolg zu werten. Die Beharrlichkeit und Unerbitt- 
lichkeit, mit der sie, die Jürg gut und lange kannten, in El Sal- 
vador vorgingen, war bewundernswert. 


"Ein gefangener Ausländer ist uns natürlich lieber als ein toter 
Ausländer" - diese offenbar nicht einmal zynisch gemeinte Auskunft 
gab uns der salvadorianische Verteidigungsminister Vides Casanova. 
Und er fügte hinzu: ‘jeder in El Salvador getötete Ausländer sei 
Wasser auf die Mühlen der internationalen Propaganda. Letzlich 
könne man deswegen sogar den Krieg verlieren. Die Entsendung einer 
8-köpfigen Kommission sei alles andere als eine harmlose Angele- 
genheit. Daß die Kommission aus Parlamentariern, Juristen, Wissen- 
schaftlern, Vertretern von Menschenrechtsorganisationen und aus 
der Solidaritätsbewegung den salvadorianischen Machthabern unange- 
nehm war, dafür hatte vor allem eine Dringlichkeitsresolution des 
Europa-Parlaments gesorgt. In diesem Beschluß vom 15. September, 
der als zweiseitige Anzeige in einer salvadorianischen Zeitung. ab- 
gedruckt worden war, wurden die Zweifel an der salvadorianischen 
Version vom Tod des Jürg Weis bestätigt und die Mission der inter- 
nationalen Untersuchungskommission ausdrücklich gutgeheißen. Diplo- 
matische Unterstützung erhielt die aus Schweizern, Bundesdeutschen 
und Franzosen zusammengesetzte Kommission zudem von der Schweiz, 
der Bundesrepublik, von Frankreich und auch von Spanien. 
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Nur so erklärt es sich, daß die Kommission von allen salvadoriani- 
schen Stellen empfangen wurde, von denen sie es wünschte. Angefan- 
gen vom Chef des vereinigten Generalstabs, General Blandön, über 


den bereits erwähnten Verteidigungsminister Vides Casanova, den 


Chef der Presseabteilung der Streitkräfte bis hinunter zu den Orts- 
kommandeuren und zu der Patrouille der Nationalpolizei, die am 
fraglichen Nachmittag des 22. August am Fundort der Leichen im Ein- 
satz war, konnten wir mit nahezu allen mittelbar und unmittelbar 
Beteiligten sprechen. Das löste zwar bei einigen Kommissionsmit- 
gliedern großes Erstaunen aus, aber bald war jedem klar, daß es 
sich dabei nur um eine Strategie der bedingten Offenheit handelte. 
Einerseits gab der Pressechef der Armee in schöner Naivität zu, daß 
für die Video-Aufnahmen vom Fundort der Leichen die eingesammelten 
Waffen "aus propagandistischen Gründen" neben die toten Körper ge- 
legt worden waren, andererseits enthielt er uns in einer Kopie des 
Videobands genau die Szenen vor, die für weitere Untersuchungen 
der Gerichtsmediziner wichtig gewesen wären. In einer ersten Phase 
wurden uns immer alle Unterlagen zugesagt, später stellte sich dann 
heraus, daß wichtige Dinge fehlten, plötzlich nicht mehr auffind- 
bar waren oder schlichtweg vergessen wurden - bis heute. 


Da wir nicht nur die Militärs, sondern auch den Friedensrichter, 
den salvadorianischen Gerichtsarzt, Vertreter des Bestattungsinsti- 
tuts in San Salvador, das den Leichnam für den Transport in die 
Schweiz vorbereitet hat, und außerdem verschiedene Menschenrechts- 
gruppen sprechen konnten, die z.T. direkt mit dem Fall befaßt wa- 
ren (die Eltern von Jürg Weis haben die unabhängige Menschenrechts- 
kommission mit einer eigenen Untersuchung beauftragt), ergab sich 


am Ende eine ganze Serie von Widersprüchen und Ungereimtheiten. 


Am letzten Tag konnten wir sogar einen Augenzeugen sprechen, der 
gesehen hatte, wie Jürg Weis festgenommen und in das Maisfeld ge- 
führt worden war, ehe er (durch einen Schlag oder Messerstich?) 
zusammensackte und dann mehrere Schüsse auf ihn abgegeben wurden 
(sein Oberkörper wies neun Einschüsse von hinten links nach vorn 
rechts auf). Ohne einem endgültigen Ab- 
schlußbericht vorzugreifen, kann nach all 
diesen Indizien bzw. Beweisen festge- 
stellt werden, daß Jürg Weis mit Sicher- 
heit nicht in einem Gefecht getötet wur- 
de, sondern - wie auch immer - absicht- 
lich umgebracht worden ist. 


Wenn die salvadorianische Armeeführung 
sich auch einerseits ziemlich kooperativ 
zeigte, so machte sie doch auf eine sehr 
drastische Weise deutlich, daß sie sich 
durch die europäische Intervention letzt- 
lich überhauptnicht beeindrucken ließ. 
Am 21. September - die Kommission hatte 
gerade drei Tage Arbeit hinter sich - trie- 
Vides Casanova ben Armee-Einheiten in dem Dorf San Se- 
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bastian 40 einfache campesinos, Frauen und Männer, in eine Schule. 
Dort ließ man sie stundenlang eingesperrt unter dem Vorwand, man 
wolle sie über ihre Zusammenarbeit mit den Guerilleros befragen. 
Nach etlichen Stunden hieß es, 10 Personen würden zum Verhör abge- 
holt. Sieben Männer und drei Frauen wurden aufgerufen und mußten 
mit den Soldaten mitgehen. Etwa 10 Minuten später hörten die Zu- 
rückgebliebenen eine Expolsion und anschließend Gewehrschüsse. Die 
Leichen der 10 campesinos fand man mit Einschüssen aus naher Di- 
stanz. Das offizielle Kommuniqu& der Streitkräfte zu dem Vorfall 
lautete zunächst: "bei einem Feuergefecht mit subversiven Elementen 
in der Nähe der Ortschaft San Sebastian hat es 10 tote Terroristen 
und einen toten Soldaten gegeben". Später sah man sich zu der "Prä- 
zisierung" genötigt, daß man mit den campesinos, die man zum Ver- 
hör führen wollte, in einen Hinterhalt der FMLN geraten sei und 
daß diese die 10 Gefangenen erschossen habe. Auch ein Soldat sei 
dabei ums Leben gekommen. 


Die Ähnlichkeit mit dem offiziellen Kommuniqu& zum Tod von Jürg 
Weis erscheint auffallend: in beiden Tällen ein Peuergefecht, in 
beiden Fällen hat es angeblich einen getöteten Soldaten gegeben 
(Alibi-Opfer?), wobei wir nie den Totenschein des am 22.8. gefal- 
lenen Soldaten zu Gesicht bekamen, in beiden Fällen waren selbst- 
gefertigte Minen gefunden worden, wie sie die FMLN benutzt. Der 
bereits vom Tode gezeichnete Präsident Duarte hat angesichts der 
offensichtlichen Lüge durch die Armeeführung im Falle des Massakers 
von San Sebastian eine strenge Untersuchung des Vorfalls angeord- 
net. Doch dazu wird es nicht kommen. Es gibt einfach keine morali- 
sche oder politische Macht, die sich für 10 tote Salvadorianer 
ebenso einsetzen könnte wie für einen toten Europäer. 

Norbert Ahrens 


WARNUNGEN DES OBERBEFEHLSHABERS DER SALVADORENISCHEN STREITKRÄFTE 

"An die, die man hier antrifft, - die, die Ausländer begleiten,...: 
Beachten Sie nicht die. Aufrufe der Agitatoren; diese versuchen nur, 
Sie für ihre Ziele zu nißbrauchen. Sie sind nur weitere Opfer ihrer 
Betrügereien. Lassen Sie sich nicht von humanitären und religiösen 
Gruppen täuschen; Gruppen, die nur Tarnorganisationen der TMLN 
sind. Diese kommunistiischen Herren versuchen, den einfachen Bauern 
zu betrügen! Du bist frei zu wählen! Verlasse sie! Laß sie allein!" 


REDE EINES SALVADORENISCHEN MILITÄRS VOR RÜCKKEHRERN AUS HONDURAS 
"Die ausländischen Agitatoren, die kommen, um sich in die interne 
Politik des Landes einzumischen und Unordnung zu provozieren, wer- 
den ausgewiesen oder dem Gericht übergeben, warnte der Chef des 
Oberkommandos der Armee, General Adolfo Blandön... Es wird Zeit, 
daß die Ausländer wissen, daß sie hier nichts zu suchen haben und 
daß, in welchem Teil der Welt auch immer, ein Ausländer hinausge- 
worfen oder in die Hände des Gerichts übergeben wird, wenn er kommt 
um Probleme zu verursachen." 
Aus: "Militär warnt Ausländer" in 'Diario de Hoy'!' vom 16.8.88 
Zitiert nach: ides Nr. 403 
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LESERBRIEF/KOLUMBIEN 


Liebe Leute in der LN-Redaktion, 


der Vorspann zum Bericht "Mord an zwei Paez-Indianern" , LN 172/173; 
5.104, scheint mir wenig geglückt, unabhängig davon, ob er aus Eu- 
rer Feder floß, oder eine übernommene Zusammenfassung aus dem Re- 
cherchenbericht ist. 

Insbesondere aufgestoßen ist mir die Behauptung, der CRIC habe 
in der Vergangenheit mit der M-19 zusammengearbeitet. Das "teilwei- 
se" ändert nichts an der Feststellung als solcher, bringt viel- 
leicht allenfalls eine gewisse Unsicherheit des/der AutorIn zum 
Ausdruck. Die IN sind natürlich nicht das maßgebende Organ zur 
Feststellung von Wirklichkeit, aber das von euch Geschriebene oder 
Gedruckte schafft einfach auch Realitäten, die ich in diesem Falle 
anzweifele und wesentlicher, politisch für katstrophal halte.(...) 
Die Zahl der Indianer im Cauca liegt selbst bei konservativen 
Schätzungen in Kolumbien zur Zeit bei ca. 260.000; es gibt ältere 
Artikel der LN, die da ebenfalls mal genauer waren. Warum das wich- 
tig werden kann? Zumindest der CRIC weist immer wieder darauf hin, 
daß demographische Größe und Wachstum der indianischen Bevölkerung 
eine politisch zu bewertende Entwicklung darstellen; die Herrschen- 
den nehmen dies ebenfalls so wahr. Darüber leitet sich außerdem 
eine (...) Legitimation her, weitere Territorien für das Überle- 
ben der Indianer (im weitesten Sinne) zu fordern und sich anzueig- 


nen. Auch wenn auf den ersten Blick die Sophisterei zu grüßen- 


scheint: die zum Vorwurf gemachte Verbindung zwischen CRIC und 
der guerrilla-Gruppe "Quintin. Lame" kenneich bislang immer nur an- 
dersherum; daß der CRIC sich damit einen bewaffneten Arm geschaffen 
habe. Selbst bei der kolumbianischen Rechten wackelt nicht der 
Schwanz mit dem Hund. j 

Und was die Grundforderungen anbelangt, so lese ich immer von sie- 
ben. Mögen die vorhergehenden Differenzen zu einzelnen Punkten das 
Interesse einiger Weniger treffen, die sich speziell mit den Indi- 
anern im Cauca beschäftigen, so messe ich dem folgenden eine wei- 
tergehende Bedeutung bei. j 
Ich habe den inkriminierten Satz über die vorgebliche Zusammenar- 
beit von CRIC und M-19 schon angeführt: Dazu . möchte ich feststel- 
len: Der CRIC wird heute nicht müde, gegen diese Unterstellung an- 
zulaufen, mit der Guerrilla zusammenzuarbeiten. Insbesondere der 
Vorwurf, mit der M-19 eine Zusämmenarbeit eingegangen zu sein, 
diente vor allem 1979 und 1980 als Vorwand, Aktivisten des ERIC 
mit Mord, Attentaten, Knast und Folter zu überziehen, um nur die 
widerwärtigsten Formen der Repression zu nennen. Selbstverständlich 
versteige ich mich nicht dazu, diesen einen Satz auf die Ebene der- 
artiger Szenarien und ihrer Begründungen zu heben. Aber erstaunt 
bin ich schon, was profundere KennerInnen Lateinamerikas an Konse- 
quenzen in einen solchen Satz mit hineinpacken. Etwas mehr Nach- 
denklichkeit halte ich für angebracht. 
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Was es umgekehrt sehr wohl gibt, sind Absprachen oder Abmachungen 
zwischen guerrillas und CRIC, um die Anerkennung der indianischen 
Souveränität, Selbstbestimmung in den resguardo-(Reservats-)Zonen 
seitens der guerrilla sowie die Forderung an die verschiedenen 
Guerrilla-Gruppen im Cauca, ihre militärischen Operationen nicht 
auf den Schultern der ungefragten Indianer auszuführen. Eine Zusam- 
menarbeit mit der (Guerrilla ersehe ich daraus nicht, auch keine 
teilweise. Und auch das Geminkel, mit dem einigen Aktivisten des 
CRIC damals wie heute Verbindungen zur Guerrilla nachgesagt werden, 
würde nicht dazu taugen, zu einer derartigen Feststellung wie oben 
zu kommen. j 
Schließlich das Verhältnis CRIC und "Quintin Lame": Dies zu durch- 
schauen ist zwar zugegebenermaßen zeitraubend, lohnt aber meiner 
Meinung nach die Mühe, um zumindest entlang. der Verlautbarungen 
vom zwar - nicht geleugneten - gemeinsamen Kontext aber auch den 
politischen - und nicht mur taktischen Wesensunterschieden der bei- 
den Organisationen zu erfahren. 


Solidarische Grüße 
Theodor Rathgeber 


Lieber Theodor, 


Der inkriminierende Vorspann zu dem Text ist in der Tat wnüberlegt 
und schlecht informiert. Statt einen Zusammenhang zwischen CRIC 
und Guerrilla zu behaupten ohne ihn nachweisen oder spezifizieren 
zu können, hätte besser Bezug genommen werden sollen auf die eige- 
nen Erklärungen des CRIC, in denen sich dieser von der Guerrilla 
distanziert und sie zum Teil auch heftig kritisiert. 

Anlaß zu dieser Kritik hat es auch reichlich gegeben. Erst 1985 
konnte ein Abkommen mit der FARC gefunden werden, in dem diese die 
Souveränität der indianischen Gemeinden respektierte. Nach dem Wie- 
deraufleben der Kämpfe zwischen M-19 und Militär im CAUCA seit 1985 
hat der CRIC ebenfalls öffentliche Kritik sowohl am Militär als 
auch an M-19 geübt, dahingehend, daß beide die Indianer und ihren 
Lebensraum zur militärischen Auseinandersetzung mißbrauchten. 

Das Verhältnis der Indianerorganisationen insgesamt zu den linken 
politischen und bewaffneten Organisationen ist durchweg eher zu- 
rückhaltend. Weit besser sehen die Beziehungen zur Volksbewegung 
aus, an deren Aktionen und zum Teil auch an deren Bündnissen die 
Indianer teilnehmen (z.B. an der secretaria del movimiento popular, 
an der die ONIC, die nationale Indianerorganisation Kolumbiens be- 
teiligt ist). 

Das Thema ‚Indianer und Guerrilla würde allerdings einmal eine sge- 
naueren Analyse lohnen. 
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Zeitschriftenschau 


ila-info 118, September 1988 Heerstr. 205, 5300 Bonn 1 
DOR und Lateinamerika: Die Gratwanderung zwischen Diplomatie und Solidarität 
/ Die offizielle Entwicklungspolitik und ihre Schwerpunkte / Die Schwierigkeiten 
der unabhängigen : "Soliszene" / Die L-A-Berichterstattung in den DOR-Medien / 
kulturpolitische Themen, u.a. ein Interview mit der DDR-Autorin Christiane Barck- 
hausen. 

Ansonsten: Beilage zu Guatemala / Abgesang auf das sich abzeichnende Scheitern 
des christdemokratischen Modells von Duarte in El Salvador / Bericht zur Situa- 
tion in Mexiko nach den Wahlen / Nachbereitung eines Symposiums zur psychosozia- 
len Situation von Lateinamerikanern 


BRASILIEN NACHRICHTEN 98/1988 

LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin. 61 
100 Jahre Befreiung der Sklaven - Randexistenz der Schwarzen 
Pseudo-Befreiung. Das Jubiläum der Sklavenbefreiung und die schwarze Bewegung 
in Brasilien / "Die Geschichte, die nicht erzählt wurde" / 20. November 1695 / 
Infame Vergangenheit - Stolze Helden, Ein Aspekt der afrobrasilianischen Dichtung 
/ Ouidah im Benin. Die Stadt des großen Geschäfts mit Menschen / Gegen die Kultur 
des Rassismus / Rua Nelson Mandela / Morena de Angola/Mädchen aus Angola / Von 
der Sklavin zur Herrin / Die Behandlung der afrikanischen Sklaven in Brasilien / 
Neger-Bewegung und politischer Handlungsraum / Mehr Arbeit, weniger Lohn / Bene- 
dita da Silva - Die erste schwarze Abgeordnete Brasiliens / Andr& Rebougas - Zur 
Geschichte der Neger in Brasilien / Desmond Tutu besucht Brasilien 


TRIALOG 18/1988 LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 
Das Heft beschäftigt sich schwerpunktmäßig mit Theorie und Praxis des Selbsthilfe- 
Wohnungsbaus in Entwicklungsländern und Europa. Die Artikel haben unter anderem 
den Wandel des Selbsthilfe-Verständnisses bei Weltbank und anderen in der Ent- 
wicklungshilfe tätigen Institutionen zum Thema, und berichten aus Brasilien, 
Kuba und Ungarn. Bisher veröffentlichte Literatur zum Thema wird ausführlich 
analysiert und im Hinblick auf praktische Relevanz, Kiederholbarkeit und Über- 
tragbarkeit gemachter Erfahrungen gewertet, Ein Teil der Artikel sind in engli- 
scher Sprache verfasst. 


Blätter des iz3w 152, September 1988 

Postfach 5328, 7800 Freiburg 
Asyl in der BRD: Zur Situation der Tamilen / Philippinen: Landreform der Aquino- 
Regierung / Del Monte und die Sozialklausel / Interview mit Schwester Mary John 
(Frauendachverband GABRIELA) zur Rolle der NROs im Entwicklungsprozeß / Afghani- 
stan: Der Krieg geht weiter / Flüchtlingsfrauen in Pakistan / Eine Brigadistin 
schreibt eine Kritik der 'Kaffeefahrten' nach Nicaragua / Kirche und Theologie 
in Brasilien: Mit Gottes Hilfe zum Sozialismus / Palästinensische Gefangene in 
israelischen Lager Ansar Ill: Das Lager des langsamen Todes / Zur alltäglichen 
Gewalt in Peru: Der Fall Sonia Munoz / Bericht von der ersten internationalen 
Konferenz zu den Auswirkungen des Uranbergbaus / Leserbeiträge zum Antisemitis- 
musstreit innerhalb der Linken und zur IWF-Kampagne 
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epd-Entwicklungspolitik 16/17/88 

Friedrichstr. 2-6, 6000 Frankfurt 17 
Analyse: Ökumenisches Hearing zur Schuldenkrise / UNCTAD für 30% Schuldenerlaß / 
INF-Stellungnahme zu aktuellen Fragen / Japanische Entnicklungszusammenarbeit / 
40 Jahre Weltkirchenrat / Infos: SPD und CDU für Schuldenteilerlaß / Kritik der 
Agrarreform auf den Philippinen / Verfassunasentwurf des ANC/Südafrika / Dokumen- 
tation: Ökumenisches Hearing zum internationalen Finanzsystem und der Verantwor- 
tung der Kirchen / DDR-Oppositionelle zum IWF 


INPREKORR 208, Oktober 1988 

Zülpicher Str. 39, 5000 Köln 1 
Sowjetunion: Boris Kagarlitzki über die Perspektiven der Perestroika / Ernest 
Mandel über die Außenpolitik Gorbatschows / Nicaragua: Revolution und Demokratie. 
Interview mit Orlando Nufez / Kurznachrichten und Dokumente zu Peru u.v.n. 


Eingegangene Bücher 


Pablo Neruda: Letzte Gedichte. Sammlung Luchterhand 537, ISBN 3-630-61537-6, Darn- 
stadt,1988 2 


Jörg Meyer-Staner: Informatik in Brasilien. Politische Hintergründe, ökonomische 
Realität und Perspektiven im lateinamerikanischen Kontext. Institut für Ibero- 
amerikakunde, ISBN 3-926446-02-1, Hamburg, 1988 


Josef Sayer, Albert Biesinger: Von lateinamerikanischen Gemeinden lernen, Kösel, 
ISBN 3-466-36304-7, München, 1988 ’ 

Heribert Hennemannz Energiepolitik und regenerative Energien am Beispiel des bra- 
silianischen PROALCOOL-Programss, Verlag Peter Lang, ISBN 3-8204-1419-3, Frankfurt 
usw, 1988 


Leo Gabriel: Aufstand der Kulturen. Konfliktregion Zentralamerika, dtv, ISBN 
3-423-10956-4, München, 1988 


Wilfried Liehr: Katholizismus und Demokratisierung in Brasilien. Breitenbach, 
ISBN 3-88156-409-8, Saarbrücken/Fort Lauderdale, 1988 


Dritte Welt Kalender '!B9, Lamuv, ISBN 3-88977-153-X, Göttingen, 1988 
Lateinamerika - Analysen und Berichte 12, Junius, ISBN 3-88506-212-7, Hamburg, 1988 


Robert Mann, Werner Bokatt, Spendenmarkt Deutschland. Parteien, Vereine, Stiftun- 
gen, Wohlfahrtsverbände, Hilfsorganisationen. Hohenheimverlag, ISBN 3-8147-0043-0, 
Hamburg, 1985 


Guatemaltekische Kirche im Exil (I.G.E.): Guatemala. Militäroffensive 87/88: 
Berichte der verfolgten Bevölkerung, Guatemala-Gruppe Hamburg, c/o ESG, Grindel- 
allee 9, 2000 Hamburg 13, 1988 
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Termine 


Seminare der Arbeitsgemeinschaft katholischer Studenten- und 
Hochschulgemeinden (AGG): 
"Kirche in Lateinamerika heute: Rückkehr an die Seite der 

Herrschenden ?" 

28. - 30. Oktober in Berlin 
“x Ku Zu") 
Die Nicaragua-Politik der Bundesregierung in Sachen 
Menschenrechte 
4. - 6. November 1988 in Oberwesel 


Information und Anmeldung: AGG, Rheinweg 34, 5300 Bonn I, Tel.: 0228/23 40 2l 
\ De ee u 


Internationale Konferenz gegen Faschismus, Rassismus und 
Sexismus 
4. - 10. November in Berlin 
Information und Anmeldung: Peter Finger, Regionalbüro für Wirtschaft und Anti- 


rassismus, Badensche Str. 29, 1000 Berlin 31 
een 


Wochenendseminar des Forschungszentruns "Kriege, Rüstung und Entwicklung" im 
Institut für Politische en der ‚Universität Hamburg und des Deutsch- 
Chilenischen Kulturzentrum e.V. 
Chile und Südafrika 
PEISLERNN des Zweckbündnisses zweier Pariastaaten 
5. - 6. November in Hamburg 
Information und Anmeldung: Deutsch-Chilenisches Kulturzentrum e.V., Bogenstr. 54 a 
2000 Hamburg 13 


KRAFRKR 


Internationales Seminar: . 
Europäisierung der Rüstungsproduktion 
und ihre Bedeutung für den Rüstungsexport 
10. - 13. November in Bonn 
Veranstalter: BUKO-Kampagne "Stoppt den Rüstungsexport", 
Kampagne "Produzieren für das Leben - Rüstungsexporte stoppen!" 


Information und Anmeldung: BUKO, Buchtstr. 14/15, 2800 Bremen, Tel.: 05421/326045 
ER HHHH 


Seminar: 
"Praktikum in der Dritten Welt" 
18.: - 20. November 1988 in Traidendorf bei Nürnberg 
speziell für Sozialpädagogik- und Pädagogik-StudentInnen 
Anfragen - Sinn und Unsinn - Vorbereitung - Tips ... 
(keine Vermittlung von Praktikaplätzen!) 
Information und Anmeldung: AG SPAK (bewußt:päd.), Adlzreiterstraße 23, 
8000 München 2, Tel.: 089/774077 


KR HHK 
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Neuerscheinung 


Dieter Gawora (Hg. ) 
Zucker, Brot und Peitsche 
Die Landfrage in Brasilien 


bkv - brasilienkunde verlag, Mettingen 1988 
ISBN 3-88559-011-5 60 S. 20x21 cm DM 5,- 


Zucker, Brot und Peitsche gibt einen Überblick über die brasilia- 
nische Geschichte, unter besonderer Berücksichtigung der Land- 
frage. Tabellen erläutern die soziale Situation auf dem Land, 
der aktuelle Teil diskutiert die Agrarreform der Neuen Republik. 
Der zweite Abschnitt untersucht die offenen und versteckten Land- 
konflikte, beschreibt die Lage dr Opfer der Gewalt und die Ver- 
suche von Kleinbauern, Indianern und Landlosen, neue Widerstands- 
formen zu entwickeln, 

Das Buch ist reich bebildert und enthält zahlreiche Grafiken. 


Bestellungen an: LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 
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Diä-Serie ; 
Weltmarkt/Verschuldung 
Die "Dritte Welt" 

im Würgegriff 
- ausführliche Einführung zum Thema 
- Rolle des IWF u.a. 


ca. 45 Minuten 
Verleihgebühr: DM 25,- 
Kauf möglich 


Bestelladresse: 
BUKO-Arbeitsschwerpunkt 
Weltwirtschaft und Verschuldung 
Nernstweg 32-34 
2000 Hamburg 50 
Tel.: 0450/3901239 


Dia-Serie zu IWF/Weltbank 
"Kaffee und Verschuldung 
der "Dritten Welt" 


63 Dias, vertont, Textheft 
Leihgebühr: DM 30,- zuzüglich Porto 
und Verpackung 
Kaufpreis: DM 60,- zuzüglich Porto 
" und Verpackung 


Bestelladresse: 
AK Entwicklungspolitik im BdKJ 
Schwabstr. 70 A 
?000 Stuttgart 1 


Oktober/November 1988 


Die Arbeitsgemeinschaft Regenwald und 
Artenschutz e.V. (ARA) bietet an: 
"HÄNDE WEG VOM TROPEN- 
HOLZ" Wie Tropenholz für 
Bau und Haushalt ein ein- 
zigartiges Ükosystem zer- 
stört. Was Verbraucher für 
den Schutz der Regenwälder 
tun können. 

Bedeutung der tropischen Regenwälder / 
Deutsche Holzwirtschaft und Tropen- 
waldzerstörung / Tropenholz in All- 
tagskonsum / Bedrohte Baunarten / 
Alternativen zum Tropenholz / Länder- 
beispiele: Elfenbeinküste, Kamerun, 
Malaysia, Brasilien j 


Broschüre, 44 $. A4, zahlr. Illustr. 
DM 5,- plus Porto 
Bestellungen an: ARA 
Postfach 531 
4800 Bielefeld I 


Osnabrücker 
3.Welt 
Schriften 


Heft 4: 
Sozialistische 
Entwicklungsländer 


Mit Beiträgen von: Kößler, Balsen, 
Schmiederer, Fritsche, Will, Brüne, 
Meschkat, Freudenberg u.v.a. 
Vertrieb: Aktionszentrum 3. Welt, 

Bierstr. 29 

4500 Osnabrück circa 10,-- DM 


Die Musik-Kassette zum 


Lieder-Lesebuch 
zu Brasilien 
Es ist dunkel - 
aber ich singe 


Ein Sing-, Lese- und Arbeitsbuch, das 


von den brasilianischen Basisgemein- 
den und ihrer befreienden Praxis han- 
delt. Im Mittelpunkt stehen mit No- 
ten sowie portugiesischem und deut- 
schem Text versehene Lieder aus Ba- 
sisgemeinden und der brasilianischen 
Volksmusik. Ergänzt wird das Buch 
durch „ertvolle Hintergrundinforma- 


| tionen, aufgelockert durch viele ein- 


Fache, ausdrucksstarke Zeichnungen. 


Annemarie Jacobs (Hg.) 

Es ist dunkel - aber ich singe 
Lieder-Lesebuch zu Brasilien 

192 Seiten, 20,8x14,6 cm, 1986 
bkv-brasilienkunde verlag 

Mettingen, 1986 DM 15,-- 


Musik-Kassette 


|Es ist dunkel - aber ich singe 


Lieder aus Brasilien DM 18,-- 


Bezug: LN-Vertrieb, Gneisenaustr. 2 


1000 £ 


ionrFDCL9 


Isıparo Busros - 


a We 


Anhand der Entwicklung der Grund- 
rechte analysiert Isidoro Bustos 
Geschichte und Grenzen der bürger- 
lichen Demokratie in Chile. Die 
neue, von der Diktatur unter Gene- 
ral Pinochet erlassene Verfassung 
ist der Versuch, Wirtschaftslibe- 
ralismus und politischen Autorita- 
Fismus festzuschreiben und zu le- 
gitimieren. 

Der Anhang enthält die vollständi- 
ge Übersetzung der Pinochet-Ver- 
Fassung von 1980. 


Berlin, 1987 286 5, 
ISBN 3-923020.-06-6 DM 19,80 


In Ihrer Buchhandlung oder bei: 
LN-Vertrieb, Gneisenaustraße 2 
1000 Berlin 61 


